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Einleitung, 



Im Oktober des vorigen Jahres war in Berlin die Inter- 
national Law Association zusammengetreten, um in ihrem 
rastlosen Streben, die Völker einander näher zu bringen, 
einen kleinen Schritt vorwärts zu kommen. Unter den 
Fragen, .die hier angeschnitten wurden, befand sich auch 
die alte Streitfrage über die Stellung der Neutralen in 
einem Seekriege. Unter den letzteren war wohl die bren- 
nendste Frage wieder diejenige, welche die Ausübung des 
Durchsuchungsrechts betrifft. Nicht weniger als drei Mit- 
glieder der Gesellschaft sprachen über diesen wichtigen 
Punkt nnd suchten mit begeisterten Worten ihre Zuhörer 
für ihre Ansicht zu überzeugen. Das Auffallende bei diesen 
Reden war, dass jeder der drei Redner auf einem entgegen- 
gesetzten Standpunkt stand, diesen mit allen möglichen 
Gründen stützte und ijiit vollster Überzeugung dafür ein- 
trat. Zuerst ergriff der Brüsseler Anwalt Gaston de 
Leval das Wort. Er verfocht den Satz, dass der Neutrale 
während eines Seekrieges zwischen zwei anderen Nationen 
seine internationale Stellung voll und ganz behalte, dass 
der Kriegführende nichts unternehmen dürfe, was irgend- 
wie diese Stellung beeinträchtigen könnte. Zur Ausübung 
des Durchsuchungsreehts dürften nur solche Schiffe ver- 
wendet werden, welche endgültig und für die ganze Dauer 
des Krieges von den Kriegsparteien dazu bestimmt und 
ermächtigt seien. Eine Abschaffung des Durchsuchungs- 
rechts selbst könne vorerst noch nicht erfolgen. 

Der zweite Redner, Mr. Stephens-London, trat für 
eine völlige Beseitigung des Durchsuchungsrechts neutra- 
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1er Schiffe ein. Nur das Visitationsrecht soll vorläufij 
noch dem Kriegführenden zustehen, lediglich zu dem Zwec! 
um festzustellen, ob das angehaltene Schiff ein neutrale: 
sei. Daher solle jedes neutrale Schiff ein amtliches Beg^lau 
bigungszeugnis mit sich führen, welches die Nationalität et 
nes Schiffes angebe. Aber auch das Visitationsrecht sollt 
beseitigt werden, sobald die Unverletzlichkeit des feindlichen 
I*rivateigentums zur See anerkannt sei, 

Mr. Roland Williams-London war gerade der gegen- 
teiligen Ansicht. Er stellte den Satz auf: Das Durchsuch- 
ungsrecht kann niemals abgeschafft werden, es ist ein 
bedingt notwendiger Bestandteil des Seekriegs, ■ auf das 
man ebensowenig verzichten kann wie auf den Krieg selbst 
Die Kriegführenden würden sich ein solches Recht 
mals nehmen lassen. 

Die Fragen, über welche diese drei Redner gesprocheal 
wurden sofort einer Kommission überwiesen, welche in der 
nächsten Versammlung darüber Bericht erstatten soll. Denn 
man war sich sogleich darüber klar, dass man doch zu, 
keinem befriedigenden Ergebnis kommen würde, wenn übet! 
einen Punkt solch verschiedene Ansichten herrschten, und 
dass es daher ganz zwecklos sein würde, sich eingehender 
auf der Konferenz mit diesen Fragen zu befassen. 

Durch diese Vorgänge auf dem Kongress bin ich zu 
vorliegender Arbeit veranlasst worden. Sie soll in kurzen 
Zügen das Wesen und das Anwendungsgebiet des Durch- 
suchungsrechts vor Augen führen und vor allem die wich- 
tigste Frage dieses Rechts: »Kann man das Durchsuchungs- 
recht beseitigen oder muss man es dem Kriegführenden ein- 
räumen?« beantworten helfen. Möge es der Arbeit ver^önn^ 
sein' im bescheidenen Masse zur Lösung einer der brennend^ 
sten Fragen im grossen Völkerrechtsgebiet ein Scherflein 
beizutragen. 
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§ 1- 

Begriff des Durchsudiungsredits. 

Unter Durchsuchungsrecht versteht man die Befugnis 
der kriegführenden Staaten durch ihre Kriegsschiffe die 
Privatschiffe der Neutralen anzuhalten und zu durchsuchen. 
Dieses Recht der Kriegführenden hat von jeher die stärk- 
sten Anfechtungen erfahren, weil es eine Verletzung der 
Rechte der Neutralen sei; inwieweit dieser Einwand be- 
gründet ist, wollen wir an einer späteren Stelle erörtern. 
Hier soll zunächst nur der Begriff des Durchsuchungsrechts 
festgestellt werden, worüber auch die verschiedensten Mein- 
ungen herrschen. Schon bei dem blossen Sprachgebrauch 
finden wir ganz von einander abweichende Ansichten; die 
die einen fassen ihn enger, die andern weiter. Zu den 
letzteren gehören die Engländer und zum Teil auch die 
Franzosen, obwohl wir auch zwischen diesen zwei Nationen 
wieder einen kleinen Unterschied finden. Die Engländer 
bezeichnen mit dem Ausdruck: "right of visu and search-» 



das. was wir mi 
teren Sinne' 
halten, seine Papi 



it dem Wort »Durchsuchungsrecht im ' 
nen, nämlich das Recht, das Schiff anzu- 
zu prüfen und zu durchsuchen. Aber 
auch hier unterscheiden einige Schriftsteller, so zum Bei- 
spiel Philimore, zwischen right of Visit: dem Recht die 
Papier zu prüfen und dem right of search : dem Recht eine 
eigentliche Durchsuchung des Schiffs (der Schilferäume) vor- 
zunehmen. Ferner machen sie einen Unterschied zwischen 
dem Durchsuchungsrecht im Krieg und dem Durchsuch- 
ungsrecht im Frieden; das rigAt of approach, wie sie letz- 
teres nennen, entspricht unserem «Prüfungsrecht» der Schiffe- 
papiere, deckt sich also mit dem right of visit im Krieg. 
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Einen noch umfassenderen Ausdruck als die Englände 
haben die Franzosen mit ihrem tdroit de visile*, welch« 
dem englischen right of visit and search entspricht Indess 
verstehen viele Franzosen unter dem droit de visile 
die Prüfung der Schiffspapiere; das Recht die Schiffsräume 
zu durchsuchen, bezeichnen sie als droit de recherche. So 
unterscheidet Haute feuille scharf zwischen dem droit 
de visite und dem droit de recherche. Wir Deutsche sind 
genauer in unseren Begriffebestimmungen und machen ei- 
nen Unterschied zwischen dem Anhalte-, dem Untersuch- 
ungs- und dem Durchsuchungsrecht; fast alle unsere Schrift-, 
steller stimmen hierin üborein und zwar mit vollem Recht 
Denn es ist doch etwas ganz anders, wenn eine blosse Prü- 
fung der Schiffspapicre vorgenommen wird, die in g-anz 
kurzer Zeit erledigt ist, als wenn eine vollständige, bis ins 
kleinste gehende Durchsuchung der einzelnen Schifferäume 
stattfindet, die sicherlich lange Zeit beansprucht und für den 
Neutralen sehr unangenehme Folgen haben kann. Bul- 
merincq (Marquadsen's Handbuch des öfEentlichen Rechts 
1, ' Seite 37a) unterscheidet scharf zwischen dem Anhalte- 
recht (droit d' arrH), dem Visitationsrecht (droit de visite)\ 
und dem Durchsuchungsrecht (droit de recherche). Er 
versteht unter Visitationsrecht «die völkerrechtliche Befu- 
nis dazu autorisierter Schiffe, Privatschiffe zu visitieren» 
und meint damit, das dem Kriegführenden eingeräumte 
Recht durch Prüfung der Papiere die NationaUtät des 
Kauffahrteischiffes und die Beschaffenheit der verladenen 
Waren festzustellen. Das Durchsuchungsrecht ist nach 
ihm «das Recht, sie (die Privatschiffe) zu durchsuchen,« mit 
anderen Worten eine wirkliche Durchsuchung der einzel- 
nen Schiffsräume, verbunden mit dem öffnen von Kisten 
und Kasten. Seine Unterscheidung zwischen droit de vi- 
site und droit de recherche begründet Bulmerincq da- 
mit, dass die einzelnen Verträge nur von dem Visitationsrecbt 
reden. Diese Begründung lässt sich nach meiner Meinung 
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nicht halten; denn wenn ein Vertrag kurzweg von dem 
VisitatÜMflcecht spricht, so ist darunter nicht der enge Be- 
griff von der Prüfung der Schiffspapiere zu verstehen, son- 
dern hier ist mit Visitationsrecht der umfassendere Begriff 
gemeint, nämlich Prüfungs- und Durchsuchungsrecht, zudem 
es auch nicht wenig Schriftsteller gibt, die mit dem droit de 
'Vtsite sogar die drei Rechte zusammenfassen, das droit d' 
arrSt, droit de visite und droit de recher che. Richtiger 
erscheint mir die zweite Begründung Bulmerincq's, wo- 
nach in den Prisenreglements d'e Vorschrift enthalten sei, 
die Durchsuchung solle je nach dem Ergebnis der Visitation 
stattfinden; denn darnach machen auch schon die Prisenreg- 
lemente einen offensichtlichen Unterschied zwischen droit de 
■Visit und droit de recherche. Ich habe oben davon ge- 
sprochen, dass wir Deutsche die drei Rechte scharf von 
einander abgrenzen im Gegensatz zu den Franzosen; indes 
manchmal sind auch wir in unserem Sprachgebrauch un- 
genau und bezeichnen oft mit dem Wort «Durchsuchung^ 
recht» den ganzen Vorgang der Durchsuchung, also das 
droit d' arrit, droit de visite und droit de recherche. Al- 
lein diese Ungenauigkeit erstreckt sich doch nur auf den 
Sprachgebrauch im gewöhnlichen Verkehr, in der Theorie 
haben alle unsere Schriftsteller die einzelnen Rechte wohl 
auseinander gehalten. 



Berechtigung des Durchsuchungsrechts. 

In dem vorigen Paragraphen habe ich schon kurz angedeu- 
tet, dass das Durchsuchungsrecht zu denjenigen völkerrecht- 
lichen Befugnissen gehört, deren Ausübung die grössten 
Anfechtungen erfahren haben und auch in der Zukunft 
erfahren werden. Denn es ist ja eine bekannte Tatsache, 
dass es immer wieder Leute gibt, die allgemein anerkannte 
und wohlbegründete Rechte zu leugnen und zu wider- 
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legen suchen, manchmal oft aus blosser Opposition und Unzu- 
friedenheit mit den bestehenden Verhältnissen; indess die letz- 
tere Kategorie wollen wir kurz übergehen. Etwas anders ist 
eine Auseinandersetzung mit denjenigen, die aus vollster Über- 
zeugung ihre Ansichten vertreten und auch ganz passable Be- 
weise dafür zu bringen imstande sind. Denn gerade durch 
solche Auseinandersetzungen können beide Teile gar oft das 
Unrichtige und Irrige ihrer Behauptungen erkennen und dar- 
nach leicht dieselben korrigieren. Solche literarische Kämpfe 
sind des Durchsuchungsrechts wegen schon viele ausgefoch- 
ten worden, die nur dazu beigetragen haben, das Wesen 
dieses Rechts klarer und fester zu bestimmen. Gewiss hat es 
auch solche Leute gegeben, die von einem ganz einseitigen 
Standpunkt aus das Durchsuchungsrecht betrachtet haben 
und zu ihnen zählen ganz namhafte Schriftsteller, doch hie- 
von sei weiter unten die Rede. 

Ich will nun auf die Frage der Berechtigung des Durch- 
suchungsrechts näher eingehen. In der Theorie wie in der 
Praxis ist einheitlich die Ansicht durchgedrungen, das Schiff 
auf dem offenen, freien Meere ist nichts anderes als ein 
schwimmender Teil des Heimatstaates, ein durch die da- 
zwischen liegende Wassermenge abgetrenntes Stück heimat- 
lichen Bodens. Über diesen schwimmenden Teil hat der 
Heimatstaat kraft seiner Gebietshoheit die alleinige Jurisdik- 
tion ebensogut wie über jeden anderen Teil seines Gebietes. 
Wenn nun ein fremder Staat durch seine Kriegsschiffe 
während des Friedens ein nicht seiner Jurisdiktion unter- 
worfenes Handelsschiff anhalten oder gar durchsuchen lässt, 
so greift er durch diesen Akt in fremdes Gebiet ein, ver- 
letzt hiermit die Souveränität des Staates, dem das an- 
gehaltene, bezw. durchsuchte Handelsschiff angehört. Dass 
eine Verletzung der Rechte im gegebenen Falle vorliegt, 
kann auf gar keine Weise bestritten werden und dass sich 
der betreffende Staat eine solche Missachtung seines Rechts 
nicht gefallen zu lassen braucht, liegt auf der Hand. Eine 
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a-ndere Frage ist es allerdings, ob der angegriffene Staat 
auch sein gutes Recht gelten machen und wo m^lich 
■durchsetzen kann, was leider oft nicht der Fall ist, weil in 
einer solchen Lage gewöhnlich das Recht des Stärkeren 
entscheidet. 

Darausfolgt: Abgesehen von dem vertragsmässig ein- 
geräumten Durchsuchungsrecht gibt es im Frieden ein sol- 
ches nicht; das Schiff ist und bleibt nur seinem Heimat- 
staate unterworfen und da kein Staat mehr oder weniger 
Staat ist als der andere und die Souveränität des einen Staates 
gerade so ausschliessend wirkt wie die Souveränität des 
anderen, kann und darf sich der eine Staat niemals eine 
Jurisdiktion über Gebietsteile des andern Staates anmassen; 
tut er es dennoch, dann tritt er das gute Recht des anderen 
mit Füssen. Oder was für Gründe könnte denn der an- 
greifende Staat geltend machen, um sein Vorgehen zu 
rechtfertigen? Kann er sich darauf berufen, dass sein Han- 
del der berechtigere sei ? Nein, im völkerrechtlichen Verkehr 
ist das eine Handelsvolk gerade so viel am Handel interes- 
siert als das andere und das Interesse des einen hat so gut 
seine Berechtigung wie das des anderen. Oder könnte er sich 
darauf stützen, kraft seiner Macht sei er zur Ausübung 
einer Seepolizei und Oberaufsicht über die anderen Staaten 
berufen? Mit nichten, ein Staat hat niemals ein Oberauf- 
sichtsrecht über die anderen, wenn er auch der mächtigere 
ist; sehr oft eignet er sich allerdings ein solches Recht 
mit Gewalt zu, aber Gewalt ist in den wenigsten Fällen 
auch Recht, Zudem kommt hier noch besonders die Frei- 
heit des Meeres inbetracht. Mare est liberum ist längst 
die Parole für alle Nationen und wird es auch bleiben. Aus 
welchem Grunde dürfte nun hinsichtlich dieser allgemein 
anerkannten Meeresfreiheit ein Staat das Durchsuchungs- 
recht ausüben! Ist es denn nicht geradezu das direkte Gegen- 
teil von Freiheit, wenn ein ruhig daher segelndes Kauffahrtei- 
schiff von einem fremden Kriegsschiff gezwungen wird. 
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seine Fahrt zu unterbrechen, eventuell sich einer zeitraubRTi 
den Durchsuchung zu unterwerfen? Ich glaube kaum, dasi 
sich jemand finden wird, der noch hier von Freiheit ernst- 
licli sprechen könnte; denn sobald einmal Zwang ausgeübt 
wird, kann man von Bewegungsfreiheit nicht mehr reden. 
Aus den angeführten Gründen kommt man zu dem Ergeii- 
nis, dass ein Durchsuchungsrecht im Frieden — abgesehor, 
von dem Fall, dass es vertragsmässig eingeräumt ist — 
unter gar keinen Umständen ausgeübt werden darf. 

Wie liegt nun die Sache während eines Krieges? 
Da das Völkerrecht die Kriegführung nicht verbietet, son- 
dern sogar seiner fürsorglichen Ordnung unterwirft und sc 
zu einem Kriegs recht kommt, so müssen auch die An- 
wendung von solchen Mitteln erlaubt sein, die unbedingt 
notwendig sind, um überhaupt Krieg führen zu können. 
Denn was nützte es uns die Berechtigung des Krieges, der 
Anwendung von Gewalt anzuerkennen, wenn man uns die 
Mittel nimmt, Krieg zu führen ! Dass diese Mittel sehr ver- 
schieden sind und daher ganz verschieden beurteilt werden 
müssen, liegt auf der Hand, dass ferner manche von diesen 
Mittel nicht gerecht und auch nicht berechtigt sind, bedarf 
auch keiner weiteren Erörterung. Zu welchen Mitteln ge- 
hört nun die Ausübung des Durchsuchungsrechts, zu den 
gerechten und daher erlaubten oder zu den ungerechten 
und daher verwerflichen? Die Antwort auf diese Frage 
können wir erst dann geben, wenn wir uns darüber klar 
sind, ob das Recht des Kriegführenden oder das de» Neu- 
tralen vorgeht Bei einem Kriege handelt es ach meistens 
um das »Sein« oder Nichtsein eines Staates, um Fortbe- 
stehen oder Aufhören eines Gemeinwesens, um Selbständig-, 
keit oder Abhängigk^t eines staatlich geordneten Organis-| 
mus. Dagegen bedeutet die Ausübung des Durchsuchungs-i 
rechts für den Neutralen eine Verletzung seiner SQUveräni-| 
tat durch den kriegführenden Staat, eine Verletzung der! 
Handelsinteressen seiner Untertanen. Hiemach kommen 
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wei Rechte mit einander in Kollision : einmal die Existenz 
es Kriegführenden, sodann die blosen Handelsinteressen 
er Untertanen des neutralen Staates. Welches Recht ist 
un hier das berechtigere ? Unzweifelhaft dasjenige des 
kriegführenden. Und da ferner der im Kriege befindliche 
itaat eine Unterstützung seines Gegners durch die Neutralen 
licht zu dulden braucht, muss man ihm auch die Möglich- 
leit geben, eine solche Begünstigung zu verhindern. Das 
5t aber nur möglich durch die Ausübung des Durchsuch- 
ingsrechts. Für eine Zulassung dieses Rechts haben sich 
lie meisten Schriftsteller erklärt, besonders die Deutschen^) 
ind hierin einig. 



') Heff tcr, das eutopäische Vüllterrechl der Gegenwart auf dea bishciigen 
Ti-undlagen. Berlin 1882, S. 359; »Obgleich von mehreten Schriflslellern schon 
riilirend des vorigen Jahihunderts den Kriegführenden ein eigenlliclies Recht 
liezu, neutralen Staaten gegenüber, nach dem Prinzip der Unabhängiglteit und 
"reiheit aller Nationen. >veDigstens in der eiaen oder anderen Hinsicht, nameac- 
ich auf offenem Meere bestritten worden ist: so steht doch die Tatsache un- 
widerlegbar fest, dass alle Seemächte, welclie nur irgend die Mittel dazu be- 
itzen, ein solches Heimsuchuogsrecht in ihren Kriegen wirklich ausgeübt 
laben, und dass sie es gleichfalls auch anderen Seemächten in deren KrJ^^n, 
eils durch ausdrückliche Konvention, teils anch ohne solche und ohne Wider- 
.pruch, ausgeEomtnen bei vorkommenden Überschrei Itingen gewisser Grenzen, 
zugestanden haben.« In demselben Sinne äussert sich Gessner {das Recht des 
leulraleti Seehaodels, Bremen 1 855) S. 93 ff. : -Sehr weit würde man aber febl- 
jreifen, darin, wie bisweilen geschehen ist, ein Zugeständnis der kontrahieren- 
ien Teile findeo zu wollen, dass dieses Recht erst durch Vertn^ eingeführt 
«erden müsse, weil es in dem allgemeinen Völkerrecht keine Stelle erhalten 
■nhe. Es sollte durch diese Verträge das Recht nur im allgemeinen bekräftigt, 
roriüghch aber die Einzelheiten desselben geregelt und den darüber obwalten- 
den Streitigkeitein entzogen werden Es ist das Durehsuchungs- 

recht neutraler Schiffe daher ein in sich selbst begründetes und selbständiges 
Recht, sondern nur zum Schutz des angegebenen ganx bestimmten Rechts 
lulässig'. 
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Aber auch die französischen '), ameriltanischen') 
englischen^ Schriftsteller erkennen zum grössten Teil d 
Durchsuch nngsr echt an. 

Der bedeutendste Schriftsteller, der zwar die Äu 
Übung des ärot'i de visÜe zulässt, das droit de recherd 
aber mit aller Energie bestreitet, ist der Franzose H a 
feuille, obwohl er zugibt, dass in der Praxis das droit den 
cherche allgemein anerkannt ist und auch tatsächlich ausgeüli 
wird, obwohl er selbst gesteht, dass in den meisten Verträge 
ein solches Recht ausdrücklich*) zugestanden und bis 

V Ortolan, RigUs Internationales et Diplomatie de la mer, 
'S45i #■ ^OS' '^ ^«1 ?<'«'■ les belligerants, U droit de vüiter Us nc 
de commerce neutres, droit donl V exercise tt'esl pas un acte d'auton 
de juridiction sur Us neutrei, mais «b ach de simple precauticn preve' 
fondi sur le droit de popre conservation.' 

Haatefeville. Histoire des progres et des varilions du Dre 
Maritiine International, Paris 1858, p.2l6 : ^Le droit de Visite est itne criatii 
du droit secondaire, destinee ä donner au belligerant la facilite de rcc» 
raitre la nationalite des navires rencontrifs en pleine mer. afin de pou™ 
exereer son droit de guerre contre son entiemi, et empecher Us neutres dl 
mSUr aux hostilites, en transportant ches V adiiersaire des marchandises 1 
contrebande.. 

'J Whealon, EUments of Intemalional Lavi, London lg04, ^ s3^ 
•'The right of iiisitation and search is not a suistanltve and inäepenitt 
right, viith -which belligerenis are iniiested by the law of nations for the ps 
pose of wanloly vexing and intermpting the commerce of tieutraU. Il 
right grouiing ont of a greater right of captaring onemy's property, 
contraband of war, and to be used, 171 means to an end, lo enforc ethe ein 
eise of tliat right.-L 

") BoTules, The Declaration of Paris of 1856, London igoo S. 4i 
tNevertheltss the right of uisitation and search is assuredly orte of tV 
mildest and the UasI susceptibU of abuse that can bt exercised.t 

') Att. 6 der Ordonnance russe de 1787 (De Martins, i IV p. jjl 
lautet: 'Puisgue, sur Us vaisseaux neutres qui fönt frofession de porter i 
la contrebande de guerre ä l'ennetni, il y a touj'ours doubles documents, 
faut tdcher de s'enqu^rir. aupris du capitaine et des gens de l'equipage, 
le naire «' est pas Charge de semblables munitions. S'il arrrve gue 
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leinste geregelt ist, obwohl er weiss, dass die meisten 
chriftsteiler das Gegenteil seiner Ansicht vertreten, bleibt 
r doch bei seiner Auffassung, die er mit folgenden Grün- 
en zu halten und zu beweisen sucht. Wenn auch in ein- 
einen Verträgen das Durchsuchungsrecht eingehend gere- 
elt sei, so sei das doch noch kein Beweis für die Recbt- 
lässigkeit des Durchsuchungsrechts. Zudem gäbe es auch 
ölkerrechtliche Abkommen, in denen ein droit de recherche 
•erade zu verboten sei. Hierbei stützt er sich auf den Art. 
6 des Vertrags zwischen England und Frankreich vom 
ahre 1786, in weichem es heisst; Et il sera libre au vais- 
mu qui les aura monlres (les papiers debord), de poursut- 
re sa route, sans qu' il soit permis de le molcster et visi- 
er eil fofon quelconque . . . .» (De Martens, 1. IV. p. 155). 
i.us diesem Vertrage gehe deutlich hervor, das droit de 
echerche sei ein sabus de la force, une violation des droits 
'■u neutrc et des devoirs du beÜigerant.* Allerdings kann 
nan aus dem Umstände, dass die einzelnen Verträge ein 
^urchsuchungsrecht enthalten und genau regeln, noch nicht 
lie Rechtmässigkeit dieses Rehhts ableiten, ebensowenig 
:ann man andrerseits behaupten, dass diese Verträge ein 
)urchsuchungsrecht erst geschaffen, erst begründet haben, 
•lein , das Durchsuchungsrecht ist, wie oben ausgeführt, 
■in notwendiges Mittel für den Kriegführenden zur Ver- 
linderung der Unterstützung seines Gegners durch die 
Neutralen ; da nun die Rechtmässigkeit des Krieges über- 
laupt nicht bestritten werden kann, muss auch die Berech- 
igung des Durchsuchungsrechts als Teil des Krieges zu- 
jestanden werden ; denn wenn das Ganze gerecht ist, kann 

'iiale ou quetq-u'utt de l'e'gtiipage tn dontit avü, ou htm que t'armatcur 

antrtbandt s-ur U navire, aiori il est fermis ä l'amaleur d' oiivrir Us 
COUiiUti et de faire la visile, tant dans U coulolr que dam !e fond; mais 
l y qrocedtra avec autant d'hoiinitetk que de prfcmttion, pottr ne pninC 
ndommager le resle des marchandises . . . .* 
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nicht der Teil ungerecht sein. Da ferner der Krieg seine 
Berechtigung und seine Entstehung nicht den einzelnen 
völkerrechtlichen Abkommen verdanken kann, sondern eit 
ius nalurale ist, das viel älter ist als alle Verträge, 
kann auch das Durchsuchungsrecht nicht auf die einzeli 
Vereinbarungen zurückgeführt werden, die dasselbe 
Detailregeln reproduzieren, mit nichtem, es ist ebenso eir 
ius naturale wie der Krieg selbst'.) 

Auch die andere Begründung Hautefeuille's, das 
Durchsuchungsrecht sei auch desshalb schon ungerechfertigt. 
weil einzelne Verträge dasselbe ausdrücklich verbieten, last: 
sich nicht halten. Wie oft sind schon Vereinbarungen ge- 
troffen worden, die nicht nur wohl begründete Rechte eines 
Staates, sondern auch Forderungen der ganzen Menschheit 
unterdrückten! Indes solche Abmachungen konnteri auf 
die Dauer nicht aufrecht erhalten werden; sie standen zwar 
lange auf dem Papier, aber in der Wirklichkeit des Lebeir.. 
in dem völkerrechtlichen Verkehr setzte man sich einfach 
darüber hinweg. Und schliesslich musste man auch noch 
formell solche verfehlte Vereinbarungen aufheben und ausser 
Kraft erklären, wenn man nicht in die missliche Lage kom- 
men wollte, gerade das Gegenteil von dem tun zu müssen, 
was man schriftlich vereinbart hatte. Und so wurden auch 
jene Verträge, die ein Verbot des Durchsuchungsrechts ent- 



') Bonfils, Lehrbuch des Völkeireehls, Berlin 1904, bemerke 1 
S. 793: »Aus der Tatsache aber, dass das Durchs uchungsrecht in allen 
tr^en erwähnt wird, darf man nicht etwa schliessea, dass es nur durc 
sondere und ausdrückliche Abmachungen begründet werden könne und dui 
es nicht durch das völkerrechtliche Herkommen anerkannt sei. Dieses wän 
irrig. Die Praiis ist auf diesem Gebiete einheitlich und allgemein. Die cum 
päischen Verträge nehmen hierauf Beiug wie auf ein schon vorhandenes Recht 
Der Zweck von Sonderabkommen ist nur der, das Recht zu bestätigen, seini 
Anwendung zu regeln, Einzelheiten ju bestimmen und Sireilfragen über du 
Art seiner Ausübung zu beseitigen.« 
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liielten, bald wieder aufgehoben, da man zur Erkenntnis 
kam, dass ein Verzicht auf die Ausübung des Durchsuch- 
ungsrechts den Kriegführenden doch weit mehr Schaden 
brachte, als man sich bei Erlass dieses Verbotes gedacht 
hatte. — 

Mit obigen Ausfülirnngen glaube ich in kurzen Zügen 
die Rechtmässigkeit des Durchsiichungsrechts im Kriege 
gezeigt zu haben; übrijrens werde ich auf diese wichtige 
Frage bei der Besprechung über den »Zweck des Durch- 
suchungsrechts« noch einmal zurückkommen. 



Geschichtliche Entwicklung desDurchsuchungsredit. 

Es ist eine bekannte Erscheinung, dass eine jede Sache 
eine lange geschichtliche Entwicklung durchmachen muss, 
bevor sie einigermassen allen Ansprüchen gerecht wird. 
Das erklärt sich daraus, dass sich jede Neuerung nicht von 
heute auf morgen durchsetzen lässt, indem man einfach das 
Alte, Eingebürgerte ausser Kraft erklärt und das Neue an 
dessen Stelle setzt. Im Gegenteil, die Geschichte gibt uns 
genug Beispiele an die Hand, die uns lehren, dass gerade 
am Iten so Azäh festgehalten und oft mit der grössten 
Energie und Hartnäckigkeit das Anererbte und von den 
Vorfahren Geheiligte verteidigt wurde, selbst wenn es auch 
mit den veränderten Verhältnissen gar nicht mehr in Ein- 
klang zu bringen war. Die Folge davon war, dass man oft 
die verschiedendsten Massregeln ergriff, um solchen Neuer- 
ungen Eingang zu verschaffen; dass diese Massregeln oft 
überstürzt und daher höchst ungeeignet waren, ist leicht 
erklärlich; dass man sich infolgedessen oft genötigt sah 
andere Anordnungen zu treffen, die die ersteren teils ganz 
aufhoben, teils verbesserten und ergänzten, bedarf ebenfalls 
keines weiteren Wortes, 
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Eine solche Materie, welche die manigfachsten Ent- 
wicklungsstufen aufzuweisen hat und noch manche Ander. 
ungen erfahren wird, bildet das Durchsuchungsrecht, ein 
Gebiet, auf dem sich von jeher die verschiedendsten An- 
sichten gegenüberstanden und auf dem bis auf den heutigen 
Tag noch keine Einigung erzielt ist. Im folgenden will 
ich den Entwicklungsgang des Durchsuchungsrechts zu- 
nächst in der Praxis und der Gesetzgebung behandeln, 
daran anschliessend die Stellung der Theorie in den ver- 
schiedendsten Zeiten. 

Die ältesten und ersten Spuren eines ausdrücklich 
anerkannten Durchsuchungsrechts finden wir in dem ^Lo 
libre de Consolat del mar*, ein im 13, Jahrhundert in Barce- 
lona entstandenes Werk, das die wichtigsten Seerechtsge- 
bräuche der damaligen handeltreibenden Nationen enthält.'} 

Gegen diese Ansicht ist Hautef euille; er behauptet, 
das Durchsuchungsrecht sei erst entstanden in der Zeit 
nach 1492. Seine irrige Auffassung rührt daher, dass nach 
ihm, wie schon oben gezeigt, ein eigentliches Durchsuch- 
ungsrecht, ein droit de recherche, unmöglich in dem droii 
de Visite enthalten sein könne. Er meint, ein Durchsuch- 
ungsrecht sei in dem 15. Jahrhundert an und für sich un- 
bekannt gewesen, es wäre ersetzt worden durch eine blosse 
Erklärung des Convoi dass das Schiff keine Kontrebande 
führe. Indes geht aus den zahlreichen Konfiskationen von 
Seiten der Kriegführenden jener Zeit ganz deutlich hervor, 
dass doch ein Durchsuchungsrecht ausgeübt worden ist: 
den wenn man sich mit der Erklärung des Convoi begnügt 
hätte, würde man keine Konfiskation vorgenommen haben 



I) Gessner, Le droit des neutres sur nur, S. ap5; 'Lt droit ii 
■visite est d' origini tres ancienne ; il est dtjä mentionnh far le CousuCal. 
le docttment le plus authentique des ancienes coulumes. De meme que In 
plus auciens riglements maritimes de France et d'AngUterre U Consulal 
considere ce droit comme -un incidetit au droit de saisir et de confisquf 
les bims de V ennetni et la contrebattde de gverre.i 
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und andrerseits kann man doch nur dann zur Konfiskation 
schreiten, wen man sich von der Ladung des Schiffes und 
von der Nationalität desselben überzeugt bat und das ist 
doch nur möglich durch Prüfung der Schifepapiere und 
durch Feststellung des Warencharakters. Hautefeuille 
datiert die Entstehung des Durchsuchungsrechts ins 17. 
Jahrhundert zurück; er sagt (S. 217): Le Premier acte solen- 
nel, qui entreprit de fixer le taode d' exicution, est le trai- 
ti du 29 mars 1632 entre la France et l' Angleterre., 
Wie Hautefeuille dazugekommen ist, die ganze Praxis, 
die doch ein Durchsuchungsrecht schon Jahrhunderte lang 
ausübte, und die zahlreichen Verträge, die ein solches Recht 
anerkennen, einfach mit Stillschweigen zu übergehen, ist 
mir nicht erklärlich. Der Konsolat') hatte den Grund- 
satz aufgestellt: feindliches Gut, ohne Ausnahme ist gute 
Prise, neutrales Gut bleibt frei. Dieser Satz hat vielen Ver- 
tagen zum Muster gedient, so im Vertrag zwischen Pisa 
und Arles 1221; zwischen Eduard III. von England und 
den Städten von Biscaja 1351; zwischen England und Por- 
tugal 1353; zwischen England und Burgund 1406, 1417, 
1426, 1478, 1496; zwischen England und Genua 1462; zwi- 
schen England und Österreich 1495. Es ist leicht ver- 
ständlich, dass man auf die Dauer die konsequente Durch- 
führung dieses Satzes nicht aufrechterhalten konnte, wenn 
man nicht die Rechte der Kriegführenden zu sehr verletzen 
wollte. Die Neutralen konnten, unbesorgt um ihr Eigen- 
tum, nach Belieben j^ihrstl Freunden* Krlegskontrebande 
zuführen : neutrales Gut war ja geschützt, sie konnten ohne 
alle Gefahr ein Durchsuchungsrecht über sich ergehen 
lassen : eine Konfiskation wegen Kriegskontrebande Hess ja 
der Konsulat nicht zu, solange dieselbe im Eigentum der 
Neulralen stand. Der erste Staat, der von den Grund- 
prinzipien abwich, war kein anderer als England. Aus 

') Ich xchliesse mich hier im FolgendeD an Bonfils >□. 
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welchen Motiven Albion zu einem solchen Vorgehen \'er- 
anlasst wurde, wollen wir an dieser Stelle dahin gL-stelli 
sein lassen, jedenfalls steht soviel fest, dass nicht aus rein 
kriegerischen Gesichtspunkten England den Standpunkt des 
Konsolat verliess. sNeulrales Gut auf feindlichem Schiff 
wird für gute Prise erklärt-s, so lautete jetzt Englands 
Parole, ein Satz, der ausdrücklich in den Vert:rag zwischen 
England und dem Herzog von der Bretagne vom Jahre 
1463 aufgenommen wurde. Aber auch Frankreich folgtt 
bald der von England eingeschlagenen Bahn, doch gint; 
es noch einen Schritt weiter. Franz I, von Frankreich 
stellte in seiner Ordonnanz vom Februar 1543 den Satz auf; 
Neutrales Gut auf feindlichem Schiff unterliegt der Weg- 
nahme, aber auch neutrales Schiff mit feindlichem Gut wird 
gute Prise. Jetzt war man auf dem direkt entgegengesetzten 
Standpunkt des Konsolat angelangt, jetzt hatte die Aus- 
übung des Durchsuchungsrechts für den Kriegführenden 
die grösste praktische Bedeutung, die er sich nur denken 
konnte; denn jetzt war er in der vorteilhaften Lage nicht 
nur eine Unterstützung seines Gegners durch Zufuhr von 
Seiten der Neutralen hintanzulialten, sondern er konnte auch 
den Handel der Neutralen auf das Empfindlichste treffen. 
ja ihn geradezu lahm legen, wenn ein Land auf den \* er- 
mittln ngstransport eines der Kriegführenden angewiesen 
war. Gegen dieses harte und ungerechte Verfahren er- 
hoben sich bald Stimmen der Entrüstung, besonders als 
noch dazu das Treiben der Kapereischifife immer grössere 
Ausdehnung annahm. Man machte die verschiedendsten 
Vorstellungen bei den kriegführenden Staaten, doch alles 
umsonst, schliesslich suchten sich die Neutralen selbst zu 
helfen, indem sie das Institut des Convoi aufbrachten — hie- 
von sei an einer anderen Stelle die Rede ■ — um sich da- 
durch der Ausübung des Durchsuchungsrechts offen zu 
widersetzen. Grotius bringt uns Beispiele, wonach die 
Neutralen auch schon vor dem Entstehen des Convoi sich 

Di^ilizDdbyGoOgle 
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nit Erfog weigerten , sich dem Durchsuchungsrecht zu 
nterwerfcn.^) 

Es war daher nur zu begrüssen, als Frankreich von 
einen neuen Principien wichtige Ausnahmen machte und 
en berechtigten Forderungen der Neutralen dadurch Rech- 
unfj- trug, dass es in einer Reihe von Verträgen den Satz 
ufstellte: ^Le pavillon neuire couvre la marchandise enne- 
lie-i. Hieher gehören die Abmachungen zwischen Frank- 
eich und den Hansastädten 1615, zwischen Frankreich und 
England 1655 und 1677; zwischen Frankreich und den 
Niederlanden 1 646 und 1648 ; zwischen Frankreich und 
ipanien vom 7. November 1659 (dem wichtigen pyrenälschen 
''ertrag), zwischen Frankreich und Dänemark 1662; zwischen 
'rankreich und Holland 1678. Aber auch die anderen 
■taaten trafen teilweise ähnliche Übereinkommen; so hatte 
ich Portugal in einem Vertrage vom Jahre I6Ö4 von Eng- 
tnd das Recht einräumen lassen, dass selbst in einem See- 
riege das Durchsuchungsrecht von den englischen Schiffen 
icht ausgeübt werde, indes England kehrte sich nicht an 
ieses Abkommen , obwohl es von Portugal mit teuren 
Ipfern erkauft war*). Ferner sind noch zu erwähnen die 
'ertrage Englands mit Tripolis 1662, mit Tunis 1664, mit 
en Niederlanden 1674. Einen Rückschlag bedeutete die 
erüchtigte Ordonnanz Ludwigs XIV. vom August 1681, 
ie nur eine Erneuerung der Ordonanz Franz I. von 1543 
nd Heinrich II. von 1584 darstellte; es hiess darin: -»la 
ibc ennemie confisque le reste de la cargaison et le i 



'I Grolius, De füre belli ac fiacis, Paris i62S, HL cap. 7, g J, 
iite 4 : iGalli -cero post pacejH Vtrbiniam cum Hispano faCtatn, Elisäbetha 
ngliae regitiae. in hello ferslante. regati ab Änglicis, et naves galHcäs in 
'ispaniam euntes exuteri liceret. He quis forte beilicus apparaln's oeciiltare- 
r, cotKtdere ne hoc gVidrm ttltuere, dicenlrs obientum rapinis ei commer- 
1! turbanää guaeri.t 

') Grand, Das Durch such ungsrechc, Leipzig 1842, S. 85- 
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lui-mime .... Tout vaisseau scra de bonne prise cn u 
de risistance et de combat^, i) Mit einem Schlage wart 
jetzt die Neutralen wieder der vollen Willkür der Krieg 
führenden preisgegeben und es bedurfte wieder neuer Vc 
Stellungen beim französischem Hofe, um den früheren Zb 
stand wiederherzustellen. Erst in dem Utrechter Vertra| 
von 1713 bekannte sich Frankreich von neuem zu dem:: 
pyrenäischen Friedensvertrag anerkannteu Principe: die nra 
trale Flagge schützt die feindliche Ware. Ebenso nahm« 
auch England, Holland und Spanien im Jahre 1713 diese 
Satz ohne jede Bedingung an, desgleichen die Vereinig:« 
Staaten von Nordamerika im Jahre 1778 in dem Vertrag 
mit Frankreich. Am 20, Juli desselben Jahres erliess Franl 
reich auf den Grundlagen des pyrenäischen Friedenssei 
trags ein Prise nreglement. das mit einigen Abmachungs 
— so in den Jahren 1793/92 — bis zum Krimkriege 1^ 
die französische Praxis massgebend war. An das franzö 
sische Prisenreglement von 1778 schloss sich Spanien wenif 
stens in der Hauptsache in seiner Verordnung vom 1. Jn 
1779 an. In dem Utrechter- Vertrage von 1713 hatte auc 
England die Rechte der Neutralen anerkannt, aber leidi 
nur auf dem Papier. Von allen Staaten war es dasjeni? 
Land, das am meisten in seiner Politik schwankte: einnt 
huldigte es dem Satze, neutrale Flagge deckt das feindlicl 
Gut, das andermal schwenkte es wieder ganz von dem bi 
tretenen Wege ab, indem es die Souveränität der Neutrale 
einfach nicht berücksichtigte. In den einzelnen Verträge 
versprach England die berechtigten Interessen der Neutrale 
zu achten und zu schonen, aber jedesmal wenn es zu ein« 
Ausbruch der Feindseligkeiten kam, erklärte es, sich nict 
an die getroffenen Vereinbarungen halten zu wollen, son 
(lern gab eine neue Order heraus, wonach es die Takiä 
verfolgte, welche dem Handel der Neutralen am meiste 

') Whealon, Histoii-e pag. 53. 
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nachträglich war. Man könnte fast sagen, England habe 
manchmal nur aus dem Grunde Krieg angefangen, um 
durch die Ausübung des Durchsuchungsrechts den blühen- 
den Handel der übrigen Nationen, welcher durch seine 
Konkurrenz dem seinigen gar zu bedrohlich wurde, auf 
bequeme und äusserlich anständig erscheinende Weise unter- 
drücken oder doch wenigstens während der Dauer des 
Krieges einschränken zu können. Bonfils findet das Vor- 
gehen Albions in dieser Hinsicht einzig und allein in dem 
»Handelsneid« Englands begründet, weil man auf keine 
andre Weise das ungerechte Verhalten der Engländer gegen, 
die übrigen Völker zu erklären vermöge'). Es leuchtet 
ein. dass auch von englischer Seite alle möglichen Gründe 
aufgesucht und beigebracht wur<ien, um ein solch treuloses 
Verhalten zu motivieren und zu rechtfertigen. Indes, was 
für Gründe kann man denn für Wortbruch und Treulosig- 
keit geltend machen? Meines Erachtens keine. Interessant 
ist es einmal einen solchen Verteidigungsgrund zu hören. 
In dem Order in conncil vom 14. November 1807 heisst 
es : Seine Majestät sieht sich genötigt, neue Massregeln zu 
ergreifen, um seine berechtigten Ansprüchen zu befestigen 
und zu erhalten und um seine Seemachtsteilung zu wahren, 
die sie dank der besonderen Fügung der Vorsehung durch 

1) Bonfils, Nr. 1520: .Der Grund des steten Widerspruchs zwischen 
dem wirklichen Verhalten Enelands und den Vetpflichtiuigen, die es fast in 
allen Verträgen Ubernabm, liegt in seinem Handelsneid. Die Hauptquelle des 
Woblslandes und der Slärke Englands ist sein Seehandel. Alle Mittel, selbst 
die ungesetzlichen, erscheinen ihm geeignet, wenn es gilt, den Grundpfeiler 
seiner Grösse lu verleidigen. Der einzige Beweggrund, der England leitet, 
i sein selbstsüchtiges materielles Interesse. Mit seiner Macht wachsen seine 
massungen. HBIt es sich für stark genug, um seinen verwegenen Plan«ii 
frfien I.au[ zu lassen, so eiklBrt es, dass die Sorge um sein« Seemachtstellung' 
die Grundsitie seinei Seetechts bestimmen. Um seinen Handel auszudehnen, 
fühlt es sich gednitteei>i gegen neutrale Völker untullige BeslimmoDgen zu 
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die Tapferkeit seines Volkes inne hat und deren Recht 
nicht weniger wesentlich für das Wohl der Menschheit als 
für die Sicherheit und das Gedeihen der Staaten seiner 
Majestät ist.« 

Aber wer in aller Welt gibt denn England das R,echi 
seine Interessen auf Kosten der anderen Staaten zu be- 
festigen! Sind denn die englischen Interessen berechtigter 
als die der übrigen Nationen ? Ich für meine Person wüsste 
keine Erklärung dafür, warum im völkerrechtlichen Verkehr 
von völlig freien und völlig unabhängigen Staaten gerade 
ein ' Staat sich als der berechtigere betrachten und auf 
grund dieser selbstgegebenen Berechtigung die Rechte der 
anderen verletzen dürie ; ebensowenig kann ich mir er- 
klären , warum die englische Seemachtstellung für das 
Wohl (!) der Menschheit (!) so wichtig und wesentlich sein 
solle. Übrigens was hat es auch für einen Wert, wenn «nr 
nach den Verteidigungsgründen Englands suchen ! Eng'land 
hatte ja auch ohne solche Rechtfertigungsgründe- vor den 
übrigen Völkern kraft seiner Macht das üurchsuchungsrecht 
so ausgeübt, wie es ihm am besten- passte und dass Kng- 
land von dieser Macht im ausgedehntestem Masse Gebrauch 
machte, zeigt uns die Geschichte, Erst seit der Mitte des 
1 3. Jahrhunderts, seit der wichtigen Dekl<Eration zu Paris 
vom 16. April 1856 ist in der englischen Politik eine Art 
von Ruhepause eingetreten, insofern, als England bis aul 
den heutigen Tag auch wenigstens das in der Praxis ge- 
halten hat, was es in der Pariser Deklaration versprochen. 
Hier wurde, in dem Artikel 2 der Satz aufgestellt: »Neu- 
trale Flagge deckt, di^ feindliche Ware mit Ausnahme der 
Kriegskfln.treba;ide,i und im,, Artikel. ,3 :, >Neutrale.-Ware, 
tnüt Ausß^Jvt:^ . der Kriegsk<.jitrßb3n^ kaon : unter ,feisd- 
Ucber Flagge.nicht mit ;Be6Qb]iag- belegt .wwd«n.«. Zu .Jae- 
merken ist, noch, dass .England sich langa^ gswei^eaäiiat 
diese, Bestim-mungen.' in den Vertrag aufzumrliinen >uiidcdaBS> 
es nur dem unaufhörlichen Drängen Frankreichs gelung«» 
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ist, England zur Unterzeichnung dieses Abkomnie'ns zu 
bringen. Und gerade dieser Widerstand von englicher 
Seite gibt zum Denken' Anlass. er zeigt uns, wie wenig 
England gewillt war, sich durch einen Vertrag für' di^ Zu- 
kunft zu binden. Daher ist es immer noch eine Frage der 
Zeit, ob England für immer nach seinem' in dieser" Erklär- 
ung abgegebenen Versprechen auch' seine Praxis' richten 
w'rd. Denn nach den A'^erhandlungen de" ehglischeh Par- 
laments vom 14. Juli 18.57. vom 17. März 1862, vom' 2. 
März 1866, vom 3. März 1877 zn schliessen, darf' mansich 
noch nicht der frohen Hoffnung hingeben, dass England 
endlich einmal auch' das hält, was' es verspricht.' In d'ön 
genannten \'erhandlun gen wurde nämlich der Artikel z 
der Pariser Deklaration von i8g6 heftig' angegriff^h',' elri' 
deutlicher Beweis dafür, wie wenig England ' den Verlusf 
seiner Seehierarchie verschmerzen kann. Tatsächlich ' hat 
ja England bis in unsere Zeit an der Pariser Deklaration" 
festgehalten, da es sich sagen muss,' dass einerseits Öle eng--' 
lische Flotte irti Fklle der Koalitition der anderen' See- 
mächte doch nicht mehr so- stark' ist, dass sie allOTii' deii 
Kampf gegen dieVerbündetän' aufnehmen könri'te. Andrer- 
seits ist 'diö'engli^e Handelsflotte so gr'oss gewdfdeh', dass' 
dieselbe unmöglich von deri englischen KriegsSc^hifleti g^ 
schützt wwrden kiinn. Fferrief ist " noch zu 'bWichttn, ds^s' 
bet den'bfeitigen'VerKälttiisswi-auch -eine blosse mtfraKsch^ 
Vwrurteihtr^-; vorr' seitferf" d^" Neutralen EH^läiid" einen- 
grossen Schaden zufügen würde, wenn es die Grundsätze 
der genannten Deklaration aufgaben würde. 

Auss^ Frankreich lind England sind auch die anderen 
Seemä^te geössteateüs der Deklaration beigetreten, wenn 
aiich manch» ler st- na.ab^ landein -Sträuben — so die Vereinig- 
tQO'StaateikvVon-NoMwHehk« ^, da sieschliesdich-Vön den 
gMundOn Prihn^ienTrditseKt Abimteildn^^berzetigt- wiirdetr.''^ 

') VÄfetefthe^zuiii Beli'iiier die''Osldr'rcrchische VeVoVÄaing'Vom '29' Jiifi' 
i8r6<AtflWirt S.*38iyr .Ifl'aef 6ittgi»n- Ertvartttng, -'da^-aef fietilra'fc-Hina'41' 
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Was die Theorie anlangt, so finden wir auch hierin 
einen verschiedenen Entwicklungsgang, bis man zu den in 
der Pariser Deklaration aufg^estellten Grundsätzen gelangte. 
Am besten hat sich darüber Gessner in seinem Werk: 
Le droit des neutres sur mer von S. 258 — 274 ausgesomclifn. 
an den ich mich bei folgenden Ausführungen anlehne. De: 
älteste Schriftsteller, der Erwähnung verdient, ist Hug; 
Grotius in seinen drei Büchern: De iure belli ac pacu 
Nach ihm darf das mit feindlicher Ware beladene Schiff 
für gute Prise erklärt werden, wenn sich bei der Durcli- 
suchung ergibt, dass der Eigentümer des Schilfes diese 
Eigenschaft der Ladung- gekannt habe, andernfalls darf eine 
Konfiskation des nentralen Schiffes unter keinen Umständen 
stattfinden. ^Sed neque amicorum naves in fraedam veni- 
unt ob res hostiles nisi ex consensu id factum sit dominomm 
navis« (Hb. III. cap. VI, § 6). Grotius' Lehre ist inso- 
fern nicht zu billigen, als im einzelnen Fall gar nicht 
doch nur sehr schwer nachgewiesen werden kann, ob der 
SchifFsherr im guten Glauben war oder nicht. Denn der 
Eigentümer eines Schiffes weiss in den meisten Fällen gar 
nicht, welche Waren der Kapitän auf das Schiff verladen 
hat, man kann auch nicht von ihm verlangen, dass er vor 
Abfahrt des Schiffes eine Durchsuchung des Schiffes vor- 
nimmt, um den Warencharakter festzustellen. Die Folge 
wäre: weil man den Schiffseigentümern für die Beschaffen- 
heit und Bestimmung der Ware nicht verantwortlich machen 

von den kriegführeoden Mächten gehörig wird respektiert, und dass die üb' 
liehen Befugnisse der Kriegführenden nur unter Beobachtung der allgemrir 
völkerrechtlichen ode- ' -iien vertragsmässigen Modalitäten werden ausgeübt 
werden, wird hier -l verordnet, dass die Österreich iseh-ungarischeo Kauffahrer 
sich auf offenem Meere der allfälligen Visitation von Seiten der fremden 
Kriegsschiffe nicht widersetzen, sondern im Gegenteil die Papiere und Doko- 
metite, wodurch die neutrale EigenschaTt des Sdüffes bewiesen wird, obne 
Anstand vorzuzeigen, deren keine in den See werfen, noch sonst vernichten, 
viel weniger deren falsche oder doppelte und geheime an Bord hallen sollen. 
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kann, darf auch eine Konfiskation des Schiffes nicht statt- 
finden, das wäre aber eine Beeinträchtigung der Rechte 
des kriegführenden Staates zu gunsten des neutralen See- 
handels. 

Eine die Neutralen noch mehr begünstigende Stellung 
nimmt de Vattel ein. Er sagt in seinnm droit des gens 
lib. III. ckap. VII. § 115; >Si Von trmive sur un vaisseau 
neutre des effets appartenant aux enemis, on s'en saisit par 
le droit de la gucrre ; mais nattirellement on doit payer le 
frei au maitrc du vaisseau qiti ne peut souffrir de cette 
saisic.« Vattel geht unzweifelhaft in seiner Stellung- 
nahme zu Gunsten der Neutralen zu weit, er berücksichtigt 
zu wenig das Moment, dass in einem Kriege die Interessen 
der Kriegführenden denen der Neutralen vorgehen; nach 
seiner Theorie haben die neutralen Handelsschiffe gar nichts 
zu riskieren, falls sie auf dem Transport mit feindlichen 
Waren von einem Hafen zu einem andern Hafen des Fein- 
des angehalten und durchsucht werden, im Gegenteil, sie 
sollen noch sogar den Ersatz ihrer Kosten vergütet erhalten, 
wahrscheinlich als Prämie dafür, dass sie an ihrem Vor- 
haben, den verbotenen Transport von feindlichen Waren 
zu übermitteln, durch die Waclisamkeit des andern der 
Kriegführenden gehindert wurden. 

Bynkershoek, Quaesliones iuris piiplici (lib. I. cap. 
XIV.) schliesst sich im grossen und ganzen an die Regeln 
des Konsolats an, ebenso Heineccius, De navibus ob 
vecturam vetitarum mercium commissis (cap. II, .§ ig) und 
Coccejius, De iure belli in amicos §34- ^Nec aliter de- 
cidenda res est, st e contrario navis amicorum merces hos- 
tiles, /erat, merces enim capi possuni salva navi. Den ent- 
gegengesetzten Standpunkt nehmen die englischen und 
zum Teil auch die amerikanischen Schriftsteller ein. Da 
sie sich grösstenteils an die jeweilig herrschende Praxis an- 
schlössen, vertraten sie in der Theorie mitunter die ver- 
schiedendsten Ansichten, um das Vorgehen der Praxis zu 
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stützen und zu rechtfertigen, James Reddie tritt für den 
Satz ein : feindliche Ware auf einem neutralen Schiffe darf 
koufisziertwerden.und sucht seine Ansicht folgendermassen zu 
begründen (Researches kütorical and critical in maritime in- 
ternational law I I, p.ySjJ: Finally it seems doubt/ul wkere 
this maxime of >free ship, free goods<i for the adoption ofwhich 
neutrals have so long struggled. be really, upon the whoU. 
adventageous for Ikemselves. By its adoption they secure 
the carrying trade of the opposed belligerant, the comtnerce 
de frei, during the war. But upon the return of peace, the 
belligerant nation soon resumes its ordinaire share of that 
trade. Ou the other hard, under the old rule of the 
common consuetudinary law, the belligerant nation cannot 
maintain its 07vn propre trade or exchange of its own com- 
modities by means qf the safe conveyance afforded by neutral 
iiessels under the proposed new rule. And neutrals, upon 
war breaking out, have thus an opportunity of obtaining 
a considerable share of the proper or peculiar national 
trade of either belligerant, and the probable prospect of re- 
taining it longer, when once asquired, from the investiment 
of neutral capital in it, than the mere carrying trade.'' 
Den gleichen Standpunltt vertritt auch Robert Phil- 
limore (Com. 1 III, p. 240 ff.) und der Amerikaner 
Wheaton in s&iaGV Clements of International Law. James 
Kent geht in seinem Werke, Commentaries on American 
Law, noch einen Schritt weiter, indem er auch die neutrale 
Ladung auf ejnem feindlichen Handelsschiff für gute Prise 
erklärt ganz ohne Rückhsicht darauf, ob die neutrale Ware 
Kriegskon trebande ist oder nacht. Bei weitem die grösste Zahl 
der frauzösischen Schriftsteller und sämtliche deutsche 
Theoretiker vertreten, die Ansicht, die Flagge der Neutralen 
schützt nicht nur das neutrale, sonderu auch das feindliche 
Eigentum mit Ausnahme der Kriegskontrebande, welcher 
Satz ja auadrückhch im, Art. 2 der Pariser Deklaration aus- 
gesprochen M^urde. Abpr fast schon 1,00 Jah^e früher 
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wurde die Unverletzlichkeit der neutralen Flagge von 
Hübner in seinem Saisie des bdtiments neutres auf das 
energigste verteidigt. Er sagt in vol. I., part. I, chap. II, 
\ 3 : Die feindlichen Waren auf einem neutralen Schiffe 
sind ebensowenig der Wegnahme unterworfen wie das feind- 
liche Gut auf neutralem Territorium. Hübner hat viele 
Anhänger gefunden, so die Franzosen Ortolan^) und 
Hautefeuille^. Auch die meisten deutschen Schrift- 
steller haben sich ihm angeschlossen in der richtigen Cber- 
zeugung von der ünverletzlichkeit des privaten Eigen- 
tums ohne Unterschied ob im Landkrieg oder im See- 
krieg, denn der Krieg ist ein Krieg der Staaten gegen 
Staaten, nicht ein Krieg der Privaten gegen Private. Vor 
allem sind hier zu nennen Bluntschli, Gessner, Geff- 
cken und Heffter, welch letzterer in seinem Völkerrecht 
S. 320 sagt; »On pfiut reconnattre au belUgerant le droit 

'I Ortolan, RtgUs Inltrnal. II, pag. ga: II est utile en eget de 
diminuer auiant que possibl^^ mfme pour les bellig^ranis, les maux de la 
giarre; et l'ari doit surleut ^appiiquer ä affranckir dt ces maux lei nalions 
gut veulent resttr en paix. Mais faire cidtr les pretentions des belligerants 
aux pritentions contraires des neutres en invoquant Vint^rit gin^al des 
peupUs, ce n'est pas r/soudre la questian de droit'. 

V Hautefeuille, Histoire dts origines .... ///, p.2t6: 'Le hetU- 
ge'rant a sans datcte le droit de ^emparer des proprie'te's de sott adversaire 
lortqu' il les troteve sur sott propre terriloire, sur le territoire de ton ad^ 

qu' elles sont sur terriieire neutre. La il est dant V Obligation de les rts- 
pecter ä l'egal dts preprie't^s du ntutre lui-meme . . . Ce principe est /ga- 
lement applicable au navire neutre. Ainsi que je l'ai prouvi, le navire 
est titu parcellt du terriloire de la nation doni il parte le pavilUm, il cea- 
serve cettt qualit/ mait encare tl la communique ä la parcelle de l'ocifan 
sur laguelle il fiotte ... Z« navire territoriale neutre cowvre et protige 
done tout ce qu' il parte, et aucune parcelle de sa cargaison, mr'me 
lors qu' eile appartient ä l'une des natiorts en guerre, nt peut etre en- 
leue'e par fennemi du proprietaire sans qu'il exiite u«e violation du lern- 
loire neutre, »n attental contre la souverainel^ du peuple pacißgue.' 



by Google 



5Z 84 s 

de saisir la proprisU ennemie; mais ü ne peut pour exer- 
cer son droit, violer celui d'un tiers.< 

Wenn wir nun noch einmal uns den geschichtlichen 
Entwicklungsgang des Durchsuchungsrechts vor Augen 
halten, so müssen wir gestehen, dass eine Abschaffung des 
Durchsuchungsrechts nicht möglich ist. 

§4- 

Subjekt des Durdisudiungsredits. 

Nach unserem modernen Staatsrecht hat einzig und 
allein der Staat das Recht, manchmal auch die Pflicht, 
Icraft seiner Souveränität und Gebietshoheit in die persön- 
liche Machtspähre und das Eigentum seiner Untertanen 
einzugreifen. Dieses Recht übt der Staat aus durch seine 
eigens dazu bestellten Organe. Da nun, wie schon oben be- 
merkt wurde, das Schiff nur ein »schwimmender Teil des 
Heimatstaates« ist, also nur ein durch die dazwischen liegende 
Wassermenge abgetrenntes Stück Inlands bildet, so muss 
auch über diesen Teil des Inlands der Staat seine Macht un- 
beschränkt und ausschliesslich ausüben können, muss und 
kann sie nur ausüben durch seine staatlichen Organe. 
Daraus folgt zunächst negativ; der Einzelne darf nicht — 
mit einigen Ausnahmen, so in den Fällen der Selbsthilfe 
und Notwehr — in den Machtkreis des anderen eingreifen, 
speziell für unseren Fall gesprochen : zur Ausübung irgend 
eines Rechts auf einem neutralen Schiffe darf der krieg- 
führende Staat keinen Privaten als solchen verwenden ; posi- 
tiv folgt: nur ein staatlich beauftragtes Schiff oder Staats- 
schiff kann ein Durchsuchungsrecht vornehmen und solche 
Staatsschiffe sind die Kriegsschiffe. Denselben Grundsatz 
hat auch das Institut für Völkerrecht in seinem Prisen- 
reglement von 1882 aufgestellt § i: «Die Kriegsschiffe 
und die Kriegsmacht von Kriegführenden sind allein er- 
mächtigt, das Recht der Prise auszuüben, nämlich das Recht 
des Anhaltens, Visitierens, Durchsuchens und Wegnehmens 
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der Handelsschiffe während eines Seekriegs.> Fast ein- 
stimmig ist diese Ansicht in der Theorie^) durchgedrungen 
und in der Praxis verwirklicht worden. Dabei hat man 
noch die Verantwortlichkeit des Staates für seine Organe 
als Stützpunkt zur Begründung für die alleinige Ausübung 
des Durchsuchungsrechts durch die Kriegsschiffe heran- 
gezogen. Mit vollem Recht kann man diesen Umstand 
geltend machen; denn wenn der Staat für das Tun seiner 
Organe verantwortlich sein soll, dann muss man letztere 
auch die Befugnis zum Handeln überhaupt einräumen. 

Welche Kriegsschiffe dürfen nun das Durchsuchungs- 
recht ausüben? Nur die kriegführenden Staaten mit ihren 
eigens dazu ermächtigten Kreuzern. «Die Neutralen haben 
kein Durchsuchungsrechl», sagt Pereis in seinem Seerecht 
§ 53, IX. Darf ein neutrales Kriegsschiff überhaupt keine 
Durchsuchung vornehmen? Diese Frage i.st dahin zu beant- 
worten, dass jeder Staat jederzeit die Handelsschiffe seiner 
Untertanen durch seine Kriegsschiffe einer Durchsuchung 
unterwerfen kann, gerade so gut, wie er eine Hausdurch- 

') Bluntschli, Völkerrecht gBzl: >Nur der kriegführende Staat darf 
daä Durchsuchangs- und Prtifungsreciit durch seine KriegischitFe, die daiu 
einer besonderen Ermächtiguag bedürfen, ausüben und TOrnehmen.c 

Gessner, Le droit des Xeutres sur mer, p. 311; 'Suivant Us usagn 
gt'tf'raux du droit international, ne sont autorisis ä faire la visile que Us 
Tiajsseaux d£ giurre belligerants et les corsaires munis de Uttres dt marque 
regulie'rts, fn tant que la äAlaratinn du 16. avril 1856 laisse encare sub- 
sister la coarse.-t. 

WheatOD, Elements 0/ International Laie § $^6: i . . . That tke 
ri^ht of uisHing and searching merchant ships on tks high sens, •^vheateuer 
bf the ihips, the cargoes, the destinations, is au incontesiable right of the law 
/«Ily commissioned cruisers of a helligerent nation.» Ferner: 

Bowles, The dec/aralion of P. S. 4g. 

OttoUn, Reglet intern. . . . 2, p. 2o6.- -Cest assei dire qu'elle est 
frrtnisi ttniquement en temps de guirre atix setils navires de gtierre ou 
corsaist des puissaiices belligt'rantes. 
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suchung- durch seine Behörden vornehmen kann. Dagegen 
ist das neutrale Kriegsschiff nicht berechtigt, die Handels- 
schiffe der kriegführenden Parteien anzuhalten und zu durch- 
suchen, am allerwenigsten gar ein Kriegsschiff oder sons: 
ein Staatsschiff des Kriegführenden, 

Aber nicht nur die Kriegsschiffe, sondern auch die 
Landmacht ist zur Ausübung des Durchsuchungsrechts be- 
fugt, wenn sie in die tatsächliche Lage kommen sollte, von 
diesem Rechte Gebrauch machen zu können. ') Dieser 
Fall wird ja höchst selten eintreten, doch unmöglich und 
vollkommen ausgeschlossen ist er nicht. Diese Befugnis 
ergibt sich daraus, dass das Landheer ebensogut staatliches 
Kriegsorgan ist wie das Kriegsschiff. 

Endlich gehören hierher noch die öffentlichen Be- 
hörden jeder Kriegspartei. Welche Behörden diesen Cha- 
rakter tragen, bestimmt sich nach dem Landesrecht der ein- 
zelnen Staaten und ist es daher ganz in das Beheben des 
einzelnen Staates gestellt, welche von seinen Behörden er 
mit der Vornahme des Durchsuchungsrechts betraut. Hie- 
von den neutralen Staaten Mitteilung zu machen, ist der 
kriegführende Staat völkerrechtlich verpflichtet. Gewöhn- 
hch rechnet man folgende öffentliche Behörden hierher: Die 
Seepräfekten (br^fets maritimes); die Schiffsregisterbeamten 
(commissaires ä V inscribtion maritime) und die Zollbeamten. 
Diese Beamten werden dann tätig, wenn sich ein neutrales 
Handelsschiff in einem Hafen der Kriegführenden bereits 
befindet und denselben wieder verlassen oder in denselben 
einfahren will. 

tu. Kaperschiffe. 

Das Kaper wesen geht auf das Piraten tum zurück. 
Nach dem Untergang des römischen Reiches gelangte die 

') Rivier, Völkencclit, S. 412: .Die Kriegsschiffe der kriegfillirenden 
Staaten sind ucd im Falle der fttöglichkeit des Eingreileos des LandfaEcres 
ist auch letzteres berechtiBt das Durcbsucliungsrecht auszuüben.« 
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Seeräuberei zu einer solchen Machtstellung, dass sie eine 
fast unbeschränkte Seeherrschaft ausübte zum Schrecken 
aller handeltreibenden Nationen. Um sich nun einiger- 
massen gegen das Treiben der gefürchteten Piraten zu 
sichern, gaben einzelne Städte in einem lettre de marque 
Privatpersonen die Ermächtigung, auf die von den Seeräu- 
bern geraubten Waren Jagd zu machen, welche sie im 
Falle der Wiedemahme als gute Beute behalten durften. 
Dieses Institut des lettre de marque wurde auf den See- 
krieg übertragen r die beiden Kriegführenden ermächtigten 
ihre Untertanen das Eigentum des Gegners wegzunehmen 
und seine Schiffe zu zerstören, indem sie ihnen zum I,ohn 
entweder die gesamte Beute oder auch nur einen Teil der- 
selben zuerkannten. Um nun den wahren Charakter eines 
Schiffes und seiner Ladung kennen zu lernen, musste der 
kriegführende Staat seinen Untertanen das Recht einräu- 
men, alle Schiffe, auch diejenigen der Keutralen, einer Durch- 
suchung zu unterwerfen, da nicht selten die Handelsschiffe 
der beiden Gegner bei Ausbruch des Krieges eine falsche 
Flagge führten, um so der Wegnahme durch die Kaper- 
schiffe des Feindes zu entgehen. Dieses Privileg erteilte 
die kriegführende Macht durch Ausstellung eines lettre de 
marque, eines Kaperbriefes, der zugleich die Legitimation 
für den Kaperberechtigten bildete. Der mit einem solchen 
Kaperbrief Ausgestattete war rechthch betrachtet nichts 
anderes als staatliches Ausführungsorgan auf dem Gebiet 
des dem Staate immer zustehenden Rechtes der Durch- 
suchung aller Handeisschiffe und der leider im;iier noch 
bestehenden, verdammungswürdigen völkerrechtlichen Ge- 
pflogenheit, das auf dem Schiffe verladene Privateigentum 
der Untertanen der kriegführenden Staaten für gute Prise 
zu erklären. Durch die Erteilung des Kaperbriefes kommt 
das Kaperschiff in dieselbe rechtliche Stellung wie ein 
Kriegsschiff, beide sind staatliche Organe, und da das Kriegs- 
schiff das Durchsuchungsrecht und die Wegnahme des 
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feindlichen Privateigentums vornehmen darf, muss man 
auch dem vom Staate dazu autorisierten Kaperschiffe diese 
Rechte einräumen. Daher ist die Kaperei meines Erach- 
tens ganz berechtigt, solange sie nur um des Kampfes. 
nicht aber um des Gewinnes willen betrieben wird und 
so lange das Kaperschiff nach denselben strengen \*or- 
schriften, die für ein Kriegsschiff gelten , die Rechte 
der Kriegführenden ausübt. Wenn aber die Kaperei nur 
um' des Raubes willen von Privaten gegen Private aus- 
geübt wird, wenn sie nur dazu dient den Handel der Neu- 
tralen zu erschweren und zu hemmen, ist sie von Grund 
aus zu verwerfen. Und gerade dieses letzte Moment war es, 
das für eine Beseitigung der Kaperei so schwer ins Gewichi 
fiel, aber auch nur dieses. Es ist ja auch leicht begreit- 
lich, dass das Kaperwesen für den neutralen Handel ein 
grosser Hemmschuh war und denselben leicht vernichten 
konnte; denn wenn die Kaperei nur um des Raubes und 
des Gewinnes willen betrieben wird, werden die Ge- 
setze und die Vorschritten für ihre Ausübung gar leicht 
ausser acht gelassen und an ihre Stelle treten Ungerechtig- 
keit und Gewaltätigkeit. Schon frühzeitig machte sich da- 
her bei den Neutralen immer mehr und mehr das Streben 
bemerkbar, diesen privilegierten Seeräubern das Handwerk 
zu legen. Der Versuch ging von den Vereinigten Nieder- 
landen aus; am ib. November 1675 erklärten die Nieder- 
lande und Schweden, im Falle eines Krieges zwischen ihnen 
keine Kaperbrjefe auszustellen, aber Schweden hielt nicht 
sein Versprechen. Ein Jahrhundert später schlössen Preus- 
sen und die Vereinigten Staaten von Nordamerika den 
Vertrag vom 10. September 1785, dessen Art. 23 die Kaperei 
verbot, falls beide Staaten miteinander in Krieg kommen 
sollten. Hand in Hand mit diesen Bestrebungen fällt auch 
die Einführung des Convoi, wodurch sich die Neutralen dem 
Durchsuchungsrecht zu entziehen suchten, doch hieven an 
einer anderen Seile. 
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Bahnbrechend war das Vorgehen Russlands und Eng- 
ands in dem Vertrage vom 17. Juli 1801, nachdem schon 
uvor von der bewaffneten Neutralität der Grrundsatz auf- 
festellt war, dass es den Kapperschiffen nicht erlaubt sei, 
las Durchsushungsrecht auch bei konvoierten Schiffen aus- 
uüben; dieses Prinzip wurde in den Vertrag von 1801 aut- 
renommen. Den endgültigen Abschluss für die Aufhebung 
les Kaperwesens brachte die Pariser Deklaration vom 16. 
Vpril 1856. Art. 1 lautet: Die Kaperei ist abgeschafft. 

Diese Deklaration wurde allen Seemächten mitgeteilt mit 
ler Aufforderung sich den Signatarmächten anzuschliessen ; 
15 Staaten haben sich im J^ufe des 19. Jahrhunderts auch 
atsächlich zur Pariser Deklaration bekannt Nur Spanien, 
dexiko und die Vereinigten Staaten von Nord- 
Lttierika sind dem Abkommen lange Zeit nicht beigetreten 
Der Minister Marcy begründete Amerikas Widerspruch 
fegen die Abschaffung der Kaperei fi;lgendermassen : ') 
> ... Es ist also nicht im geringsten zu verwundern, wenn 
frosse Seemächte dem für sie ziemlich nutzlosen Brauche, 
Kaperschiffe auszustellen, unter der Bedingung entsagen, 
lass dagegen schwächere Mächte sich dazu verstehen, auf 
ias wirksamste Mittel zur Verteidigung ihrer Reshte zur 
>ee zu verzichten. Wie also die Vereinigten Staaten in ihren 
-andkriegen die Hilfe von Freiwilligen in Anspruch nehmen 
nüssen, so ersetzen im Seekrieg die Kaper, die Milizen des 
'leeres, ihnen eine starke Kriegsflotte und schützen ihren 
landel. Sie sind deshalb nur in dem Fall bereit, die 
Caperei abzuschaffen, wenn die europäischen Mächte sich 
nit ihnen dahin vereinigen wollen, dass sie das Privateigen- 
um ebenso sehr vor Wegnahme durch Kriegsschiffe schützen. 
- Der Seeraub überhaupt muss aufhören; mit der Privat- 
laperei muss auch die Staatskaperei fallen . . .« 

') Kapp, Friedrich der Groiae und die Vereinigtes Staaten von Nord- 
merika, Leipzig i8;i, S. 155 fF. 
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Die Ausführung-en des Ministers Marcy erscheinen 
auf den ersten Blick selbstios und sachgemäss und es wäri 
nur zu wünschen, wenn man endlich einmal dem Privai' 
eigen tum im Seekrieg dieselbe Stellung einräumte 
dem Privateigentum im Landkrieg, Indes, wenn vn 
Amerikas Motive zu diesem humanen Vorgehen r 
ins Auge fassen, so müssen wir uns sagen, dass Ameriki 
aus reiner Interessenpolitik die Kaperei nicht aufgebi 
wollte, wenn man nicht gleichzeitig das Aufbringen v( 
Privateigentum überhaupt verbot. Denn die Vereinigten 
Staaten haben zwar eine sehr mächtige Handelsflotte, die 
zweitgrösste der Welt, aber nur eine schwache Kriegsflotte, 
sodass letztere im Falle eines Krieges unmöglich die weit- 
verzweigte Handelsflotte gegen die Kriegsschiffe des Geg- 
ners schützen könnte, während es durch Aufstellen von [ 
Kaperschiffen der anderen Kriegspartei ganz empfindliche | 
Verluste beibringen könnte. Mag dem sein, wie es will. I 
Amerika hat doch einen Fehler gemacht, ak es der Pariser [ 
Deklaraiton nicht beitrat; denn erstens bedeutet ja die Ab- 
schaffung der Kaperei nicht, dass es in Zukunft verboten 
sein soll, auch private Handelsschiffe in Staatsschiffe umzu- 
wandeln, nein, ebensogut der Staat einen Privatmann durch 
Ernennung und Anstellung zu einem staatlichen Beamten 
machen kann, ebensogut kann er auch ein Privatschiff' durch 
Ausstellen einer Urkunde in ein Staatsschiff umwandeln. 
Ferner muss man, wenn man unter zwei Übeln zu wählen 
hat, das "kleinste wählen : Die Wegnahme des Privateigen- 
tums und die Ausübung des Durchsuchungsrechts durch 
Kriegsschiffe bietet eine viel grössere Grewähr für strenges 
Einhalten der diesbezüglichen Gesetze und Vorschriften als 
die Vornahme dieser Rechte durch Kaperschiffe. Endlich darf 
man auch nicht bei dem Streben nach einem erhabenen 
Ziele das kleinste Entgegenkommen von der anderen Seite 
und die geringfügigsten Zugeständnisse von der Hand 
weisen und das ganz besonders im Gebiete des Völkerrechts, 
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wo man manchmal nur sehr langsam und nur mit der 
grössten Vorsicht vorwärts kommen kann. 

Die Abschaffung der Kaperei Ijedeutet, wenn auch 
immerhin einen minimalen, so doch einen Fortschritt in 
dem Streben nach der Unverletzlichkeit des Privateigen- 
tums im Seekrieg. Erst im Jahre 1898 erklärten auch die 
\' ereinigten Staaten anlässlich des Krieges mit Spanien die 
Kaperei für abgeschafft, währerd Spanien noch die einzige 
Macht ist, die an der Kaperei festhält, wenigstens in der 
Theorie. 

Nun wollen wir auch einmal unser Augenmerk auf die 
Signatarmächte wenden, welche die Pariser Deklaration an- 
geregt haben und damit auch die Abschaffung der Kaperei 
und zwar wollen wir hier nur England herausgreifen. Eng- 
land hat eine sehr starke Kriegsflotte, die allen anderen 
Staaten überlegen ist; England hat eine solch ungeheure 
Handelsflotte, dass seine Kriegsschiffe unmöglich seinen 
HandeJsschiffen den genügenden Schutz gewähren können. 
Angesichts dieser Tatsachen liegt es klar auf der Hand, 
dass England nur aus rein politischen und sozialen Erwäg- 
ungen für die Beseitigung der Kaperei eintrat; denn im 
Kriegsfall kann England mit seiner starken Kriegsflotte 
jeden anderen Gegner vernichten, es braucht hierzu keine 
weiteren Kaperschiffe , während sein Gegner nur durch 
Kaperschiffe einzig und allein England ganz bedeutend 
schädigen') könnte, da letzteres nicht in der Lage ist, seine 
gewaltige Handelsflotte zu schützen. 

') Hierzu bemerkl Hau tefeui 11 e, Droits et devoirs des Hatimis 
Bfittra, t, I. p. 146: »Die Kaperei ist, wenn nicht überhaupt das eiüiige, so 
doch miDdcatens das wirksamste Mittel, um das ungeheure Missvethältois 
luischen den Sireitkräften Englands und denen der anderen Seemächte wett- 
luraachen und dem Mangel eines Gleichgewichts auf dem Meere «biuhelfeti. 
Befreit von der gefahrdrohenden Kaperei, wird CrosibritanieD auf allen Ueerea 
unumscbifinkt gebieten; mit einem Teile seiner Flotte wird es die Häfen seines 
Feindes bludtiercn, während der andere Teil lur ZersWiruug aller kolonialen 
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Weiter auf die Kaperei einzugehen, gehört nicht 
den Rahmen dieser Arbeit*) Meine Ausfuhrungen übw 
das Kaperwesen sollen uns nur die Frage zu beantworten 
helfen, ob auch ein Kaperschiff zur Ausübung des Durcb- 
suchungsrecht berechtigt ist oder nicht. Es ist meines Er- 
achtens berechtigt, jedoch unter der Voraussetzung ein« 
Neuregelung des ganzen Kaperwesens und letzteres schänt 
mir in dem Aufkommen der Freiwilligen Flotte ( 
volontaire) angebahnt zu sein. 

§ 5- 

Obiekt tt% Durch such ungsrechts. 

I. Sdiiff« des Feindes. 

Die feindlichen Schiffe, ganz gleich ob Staats- oder 
Privatschiff, unterliegen der Ausübung des Durchsuchungs- 
rechts, der Beschlagnahme und der Konfiskation durch die 
dazu ermächtigten Schiffe und Organe des Gegners. Das 
ist nur eine Folge des völkerrechtlichen Grundsatzes: das 
feindliche Staatseigentum — doch hievon gibt es einige 
wenige Ausnahmen — und das feindliche E^vateigentum 
im Seekrieg sind der Wegnahme durch den Gegner aus- 
gesetzt. Selbst wenn man auch das Privateigentum für un- 
verletzlich erklären wolhe, könnte man doch nicht die fdmJ- 



Niederlassungen und zur Wegnahme sämtlicber Schiffe des G^ners verwccdlt 
werden wird. Die Notwendigkeit jedoch , seine Handelsschiffe gegen Kap« 
zu schützen, wird England zwingen, seine Streitkräfte zu teilen nnd sie üba 
alle wichtigeren Teile des Erdballs hin zu verstreuen, wodurch sie an ihnr 
Macht einbtlssen weiden. Durch die Kaperei vor allem wird man in der Laf 
sein, England in Schach in ballen; sie ist das einzige Mittel, England n 
verwunden.! 

') Eine ausführliche gescbichlUcbe Entwicklung findet sid» bei G. F- 
V. Martens in seinem Essai concernant Its armaleurs, Us frises et It 
refrises, 1795- 
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liehen Handelsschiffe von der Unterwerfung unter das 
Durchsuchungsrecht befreien, denn in diesem Falle würden 
sie in eine ähnliche Stellung wie die neutralen Handels- 
schiffe kommen und darnach auch behandelt werden, 

II. Sdiiffe des eigenen Landes. 

Keinem Zweifel darf unterliegen, dass der krieg- 
führende Staat seine eigenen Handelsschiffe und diejenigen 
seiner eigenen Untertanen jederzeit, an jedem Ort durch 
seine Kriegsschiffe einer Prüfung unterwerfen kann ; denn 
da, wie schon erwähnt, das Handelsschiff doch nur ein 
schwimmender Teil des Heimatlandes ist, kann der Staat, 
wann er will, seine Jurisdiktion über dasselbe geltend machen. 

III. Schiffe der Neutralen. 

»Privatschiffe aller Art können ausnahmslos angehalten, 
durchsucht und je nach Umständen beschlagnahmt werden. 
Dies ist der allein richtige Standpunkt, weil alle Handels- 
schiffe das Seekriegsrecht verletzen können«, sagt Bonfils 
in seinem Völkerrecht N. 1593, S. 794. Zu diesen Privat- 
schiffen gehören in erster Linie die neutralen Handels- 
schiffe, die wir im folgenden näher betrachten wollen. 

Der Ausbruch eines Krieges hat zunächst die Wirkung, 
dass jede Beziehung der im Kriege stehenden Völker unter 
dnander abgebrochen ist und für die Dauer des Krieges 
auch abgebrochen bleibt. Dagegen bedeutet die Eröffnung 
der Feindseligkeiten für die Neutralen nichts weiter als eine 
blosse Einschränkung ihrer Handelsinteressen zu gunsten 
der kriegführenden Staaten ; dass das Handelsinteresae der 
Xeutralen dem Selbsterhaltungsrecht des Kriegführenden 
unter allen Umständen weichen muss, glaube ich in einem 
früheren Paragraphen zur Genüge dargetan zu haben. Da 
nun der Handel der Neutralen mit der feindlichen Partei 
nicht ganz und gar verboten werden kann, ist es leicht 
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möglich, dass dem Gegner solche Waren zugeführt werden 
können, die er gerade zum Kriegführen braucht. Letztera 
wäre eine offenbare Unterstützung des Gegners^ 
Seiten der Neutralen, was im Kriege nicht erlaubt ist. Tm 
dieses Hilfeleisten zu verhindern, hat der Kriegführendr 
das Recht das neutrale Kauffahrteischiff anzuhalten und 
einer Durchsuchung zu unterwerfen. Diese Anseht ist in 
der Theorie und der Praxis allgemein durchgedrungen, nur 
einige wenige Schriftsteller wollen ein derartiges Diirci- 
suchungsrecht nicht anerkennen. 

Ganz eigenartig begründen einige Schriftsteller das 
Recht des Kriegführenden, um eine KoIUssion der Sou- 
veränität des letzteren mit der Souveränität der Neutralen 
nicht zugeben zu müssen. Wheaton glaubt in seinen 
Elements of Intern. Law. § 44 1 , die Privatschiffe nicht als 
schwimmender Teil des Heimatlandes ansehen zu dürfe:i 
(itkey form no pari of the neutral territory*.) ; daher unter- 
lägen sie auch nicht der Jurisdiktion ihres Heimatstaates, 
sondern jeder Staat dürfe sein internationales Recht wahren, 
das heisst, das Durchsuchungsrecht über solche Schiffe aus- 
üben. Warum der Heimatstaat über die Schiffe seiner 
Untertanen keine Souveränitätsrechte haben soU, erscheint 
nicht erklärlich; wenn der Staat doch ein Aufsich tsrech; 
über das Eigentum seiner Untertanen auf dem Festland 
hat, so muss ihm doch auch ein solches Recht über das 
schwimmende Eigentum seiner Staatsangehörigen zustehen. 

Einen ähnlichen Standpunkt wie Wheaton nimmt 
der Franzose Ortolan^) ein. 

') Ortolan, /. p. 531: ^JVaus croyons, en effrt, guf Its ttnvirt! , 
covtnterce n* etant pas hdtitntnts df t'etat, sif portaui pas en leur sein ri 
partie de la puissance publique de leur pays, un corp! organisi de fonclic 
naitfs oü d'agents militaires oii administrati/s d/s igu'ils entrent dam 
eaux d' un peuple etranger, le conflit de souverainetif ä ^settvfraine 
dont nous avorts parle quant aux bdtimeitia dt gutrre, n'existe pas, qua 
ä eux meme degre'.U 
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Indes alle diese Ausführungen können, mögen sie auch 
noch so scharfsinnig sein, nicht die Tatsache aus der Welt 
schaffen, dass der Kriegführende durch die Ausübung des 
Durchsuchungsrechts in die Souveränität des neutralen 
Staa,tes eingreift. Auch das Institut für Völkerrecht hat 
eine Durchsuchung der Kauffahrteischiffe ausdrücklich an- 
erkannt in seinem Prisenreglement von 1887, dessen Art. 21 
lautet : ^Le droit de visite peut etre exerc^ par les vaisseaux 
de guerre des puissances belUgärant sur des vaisseaux 
marckands en mic de rechercher les objcts destinis ä la 
pierre.* 

Hierher gehört auch die Erörterung folgender Frage : 
Darf ein neutrales Handelsschiff durchsucht und konfisziert 
werden, well es Waren, welche die Kriegführenden als 
Kriegskontrebande erklärt haben, nach einem anderen neu- 
tralen Hafen bringen will? Eine Konfiskation darf in einem 
solchen Fall unter gar keinen Umständen stattfinden ; denn 
in die Handelsbeziehungen der Neutralen unter einander 
darf sich der Kriegführende nicht mischen, für die Neu- 
tralen unter einander ist gar kein Krieg vorhanden, und 
wo kein Krieg ist, kann man auch kein Schiff wegen Kriegs- 
kontrebande konfiszieren. Nur wenn die Neutralen mit dem 
Gegner in Handelsbeziehungen stehen, darf der Krieg- 
führende ihren Handel überwachen und eventuell eine Kon- 
fiskation vornehmen. Aber auf den blossen Verdacht hin, 
die für den neutralen Staat bestimmte Ware könne, dort 
angekommen, wieder in das Land eines der Kriegs parteien 
ausgefiinrt werden, darf man eine Beschlagnahme des Kauf- 
fahrteischiffes nicht vornehmen, denn sonst müsste ja während 
eines Krieges zwischen zwei Völkern der sämtliche Transport 
von Kriegskontrebande seitens aller am Kriege nicht be- 
teiligten Nationen eingestellt werden ; das würde eine gewal- 
tige Stockung im internationalen Handelsverkehr zur Folge 
haben, da gerade die Artikel, welche von den Kriegführen- 
den ganz willkürlich als Kontrebande erklärt werden, mit- 
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unter am meisten im völkerrechtlichen Verkehr gehandelt 
und transportiert werden. 

Auch das Institut für Völkerrecht hat sich mit dieser 
Frage befasst und sich dahin ausgesprochen : »Im propri^tt 
neutre sur navire neutre, exp^diie d' un port neuire, . 
un autre port neutre, ne peut etre ni confisquee ni saisie 
par un belügerant sur le soupfon gue le chargement, aprt 
avoir ite debarque dans le port neutre, pourratt etre r< 
Charge ä bord de quelque autre bätiment et transporte vers 
un port ennemi en etat de blocus.^ (Revue de droit intern. 
XIV. p. 330). 

Am deutlichsten hat Spanien') erklärt, dass man 
Kriegskontrebande nicht reden könne, wenn ein neutrales 
Schiff ein anderes neutrales Land mit Kriegsbedarf versehen 
wolle; es betont mit vollem Recht, dass das neutrale Schiff 
nicht für gute Prise erklärt werden könne, wenn die Lad- 
ung offensichtig für einen neutralen Staat bestimmt sei. Die 
Neutralen verletzen ja auch in diesem Fall auf gar keine 
Weise ihre Pflichten gegenüber den kriegführenden Staaten 
und brauchen sich daher auch eine Konfiskation nicht ge- 
fallen zu lassen. 

Dagegen von der Unterwerfung unter das Durch- 
suchungsrecht kann man auch in diesem Fall das Kauf- 
fahrteischiff nicht befreien, denn man muss auf jeden Fall 
den Kriegführenden die Möglichkeit geben, sich von dem 
wahren Charakter des Schiffes und des Bestimmungsortes 
der Ladung Gewissheit zu verschaffen. 

Wie steht's aber, wenn das mit Kriegsbedarf beladene 
neutrale Schiff auf seiner Reise zu einem anderen neutralen 

') Spanische Instruktion vom 14. April 1S9S. Kap. X. 5: >Es ist ra 
beichten, dass Waren, die lu nnmiltelbater Verwendung für den Krieg be- 
stimmt sind, Dur dann als Kontrebande zu betrachteu sind, weoD sie nach 
einem teindlichen Hafen bestimmt sind; sind sie d^;q^n nach einem neu- 
tralen Hafen bestimmt, so gelten sie als Kriegsbedarf, nicht aber als Konticbande'. 
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Staate einen feindlichen Hafen anläuft? Diese Frage müssen 
wir dahin beantworten, dass in diesem Falle der Krieg- 
führende nicht nur das Durchsuchungsrecht ausüben, son- 
dern auch eine Konfiskation vornehmen darf; denn er hat 
keine Garantie, ob das neutrale Handelsschiff nicht auch 
seine Verpflichtungen verletzt, weil er ihm ja nicht in den 
feindlichen Hafen nachfolgen darf, um hier dessen Verhal- 
ten beobachten zu können. Nun, wird man mir einwenden, 
der Kriegführende hat aber doch die Möglichkeit dasselbe 
Schiff einer neuen Kontrolle zu unterwerfen, wenn es den 
angelaufenen feindlichen Hafen wieder verlässt! Gewiss, 
dieses Recht steht dem Kriegführenden ja zu. Aber würde 
denn der Kapitän des Handelsschiffes so einfältig sein, den 
schützenden feindlichen Hafen zu verlassen, wenn er sich 
gegen die andre Kriegspartei vergangen hat und er sich 
sagen muss, dass sein Schiff, sobald es den Hafen verlässt, 
sich der Konfiskation aussetzt! Und auch gesetzt den 
Fall, eine Beschlagnahme des Kauffahrteischiffes fände wirk- 
lich statt, würde man dann mit Sicherheit behaupten können, 
das konfiszierte Schiff wäge den Schaden auf, der dem 
Kriegführenden durch die Unterstützung seines Gegners 
von selten des Kauffahrteifahrers entstanden ist? Es ist ja 
möglich, dass sich der Kriegführende mit der Kontiskation 
des neutralen Handelsschiffes reichlich bezahlt machen kann 
für den Vorteil, den sein Gegner durch die Erlangung der 
Waren erreicht hat; indes in den wenigsten Fällen wird 
das zutreffen, da der kriegführende Staat die einmal erfolg- 
te Unterstützung seines Gegners nicht mehr aus der Welt 
schaffen kann und jede Unterstützung der einen Kriegs- 
partei für die andre mehr oder weniger einen Verlust bedeutet 
Auf grund dieser Erwägungen müssen wir dem Kriegführen- 
den ein Konfiskationsrecht in unserem Falle zuerkennen, doch 
gibt es hier eine Ausnahme : wenn der Kapitän des neutralen 
Handelschiffes nachweisen kann, dass er unverschuldeter 
Weise den feindlichen Haien anlaufen musste, um etwaige 
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Reparaturen an seinem Schiffe vornehmen zulassen, die 
vielleicht ein Seesturm oder sonst ein Unfall veranlasst ha- 
ben, dann darf eine Beschlagnahme nicht erfolgen, i) 

Es ist selbstverständlich, dass auch die Behörden des- 
jenigen kriegführenden Staates, dessen Hafen das Schiff an- 
läuft, das Durchsuchungsrecht über dasselbe ausüben können. 
Denn dieses Recht hätte der Staat, auch wenn kein Krieg 
ausgebrochen wäre, kraft seiner Gebietshoheit Ebenso wie 
sich Ausländer in dem Aufenthaltsstaat den dort bestehen- 
den Gesetzen unterwerfen müssen, so muss sich auch ein 
fremdes Handelsschiff während des Verweilens in einem 
fremden Hafen den dortigen Vorschriften fügen. Allerdings 
können die einzelnen Staaten vertragsmässig sich die Nicht- 
vornahme des Durchsuchungsrecht gegenseitig verbürgen, 
ebensogut wie wir eine Reihe von Abkommen haben, in 
denen sich die einzelnen Nationen gegenseitig ein Durch- 
suchungsrecht einräumen und zwar aus ganz bestimmten 
Gründen : einmal um die Unterdrückung des Sklavenhandels 
zu ermögUchen, sodann zum Schutze der Hochseefischerei 
in der Nordsee.*) 

Eine ähnliche Stellung wie die neutralen Handels= 
schiffe nehmen at.ch die neutralen Passagierdampfer ein. 
Sie unterliegen auch in allen Fällen der Durchsuchung und 
können in denselben Fällen wie ein neutrales Handelsschiff 



') Über diesen Punkt spricliC sich die Epanisctie Instruktion von 189S 
im Kap. X., N. 6 folgendennassen aus: >Da es jedoclt oiclit ausgeschlossen 
ist, dass ein in gehöriger Form nach einein neutralen Hafen abgefertigtes Schiff 
sich trotzdem nach einem feindlichen begeben kötuite, so ist — wenti da; 
Schiff in der Nähe eines feindlichen Hafens oder in der Richtung eines sol- 
chen steuernd, mit einem Kurs angetioffen wird, der von dem in seineD 
Papieren vorgeschriebenen gänzlich abweicht — in solchem Falle ebenfalls lui 
Beschlagnahme zu schreiten; sobald der Kapitän nicht nachweist, dass ihn 
höhere Gewalt zur Abweichung von seinem Kurse gezwungen hat.« 

') Veigl, Internationales Abkommen vom 6. Mai 1SS2, betteSEnd die 
polizeiliche Regelung der Hochseefischerei in der Nordsee. 
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konfisziert werden, vorausgesetzt, dass sie Kriegskontrebande 
an Bord haben, die weit über den Bedarf des Schiffes selbst 
hinausgehen. 

Welche Stellung nehmen nun die Schiffe ein, die auf 
einer wissenschaftlichenExpedition begriffen sind? Hier 
müssen wir zwei Gruppen unterscheiden : einmal ein staat- 
liches Forschungsschiff und zweitens ein privates Expeditions- 
schiff. Was das erstere anlangt, so darf es auf gar keinen 
Fall durchsucht werden, es genügt die Erklärung des staat- 
lichen Kommissärs, dass das Schiff auf einer Forschungs- 
reise begriffen sei und dass es keine Kootrebande verladen 
habe, höchstens nur soviele, als es selbst zu seiner Fahrt 
und zur Erreichung seines Zweckes nötig habe. Im übri- 
gen werde ich bei der Besprechung der staatlichen Post- 
schjffe eingehender erörtern, warum ein Staatsschiff nicht 
der Durchsuchung unterliegt. Hinsichtlich eines privaten 
Expeditionsschiffes gelten dieselben Vorschriften wie bei 
einem neutralen Handelsschiff mit der Abweichung, dass bei 
einem privaten Forschungsschiff die Vermutung vorliegt, 
das Schiff führe keine Kriegskontrebande mit sich, eine 
fraesumptio allerdings, an die sich der Kriegführende nicht 
zu halten braucht; denn die eigene Selbsterhaltungspflicht 
gibt dem Kriegführenden seinerseits die Vermutung für 
sich, alle Schiffe bis zum Beweise des Gegenteils als feind- 
liche zu betrachten,*) Stellt sich jedoch nach Prüfung der 
Papiere heraus, dass das Forschungsschiff in keiner Weise 
seine Neutralitätsrechte verletzt hat, dann kann es, ohne 
weiter belästigt zu werden, seine Reise fortsetzen.') 

') Ottolan, 2 p. 203: 'Ott peut pQser comtite regit g^eraie dont la 
^rudenee avertit de nc fas s'tcarttr: qu'en temps de guerre tout bätiment 
iperfu en mer doit etre r^puU ennemi Jusgu' ä preitve contraire, quel que 
teil U pavillon qu' il hisse.t 

') BulmeriBcq, YMmredit in Marquard$«D Haadbud dei OfTeiit- 
licben Recht« I., S. 373: Neutrale Schiffe, welch« zu einer wiuensduifllicketi 
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IV. Lazarettschiffe. 

In diesen Zusammenhang- gehört auch die Erörterung 
über die rechtliche Stellung der Lazarettschiffe. Den ersten 
Versuch einer Regelung machte man in den Zusatz artikeln 
der Genfer Konvention von 1868. Die Bestimmungen, die in 
diesem Abkommen getroffen wurden, waren ja an und für 
sich zu begrüssen, insofern man doch wenigstens einmal 
den Anfang machte, die Regeln der Genfer Konvention 
von 1864 auch auf den Seekrieg zu übertragen. Allein an 
eine praktische Durchführung dieser Bestimmungen, sowHe 
sie damals vorlagen, war nicht zu denken ; man glaubte 
in den Zusatzartikeln genug getan zu haben, wenn man 
einfach die Bestimmungen vom Landkrieg auf den See- 
krieg anwende, indem man sich über die Grund Verschieden- 
heit zwischen Land- und Seekrieg wegzutäuschen suchte. 
Mag dieser Versuch auch in manchen Beziehungen noch 
ziemlich ungeklärt gewesen sein, mag er in seinen prak- 
tischen Konsequenzen noch manche harte und ungerechte 
Resultate ergeben haben, so kann doch die Tatsache nicht 
genug hervorgshoben werden, dass gerade auf der Grund- 
lage der Marineartikel von 1868 die Haager Friedenskon- 
ferenz von 1815g 'h^^ Bestimmungen erlassen hat. Damit 
habe ich schon angedeutet, dass die Lazarettschiffe eine 
weitere und zugleich endgültige Regelung erfahren haben, 
nämlich in dem »Rotekreuzabkommen» der Haager Friedens- 
konferenz von 1899. Diese Konferenz hat, wie eben ge- 
sagt, die Marineartikel von 1868 zwar benutzt,, zum Teil 
unter wörtlicher Wiedergabe mancher Bestimmungen, aber 
im grossen und ganzen hat sie doch ein völlig neues Werk 
geschaffen, von dem Zorn sagt: «In einer Reihe von 
Kommissionssitzungen wurde auf der Grundlage der Nach- 

ExpedUion bestimmt sind, könaen unter der Voraiissetiung, dass sie die Nen- 
tralititsgesetze beobachUD, ihre Reise ungehindert fortietxen.* Veigl. auch 
Sontili, VOlkenecht, S. 690- 
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tragskonvention von 1868 eine gründliche Beratung ge- 
pflogen, aus der ein Konventionsentwurf hervorging, der 
unter allen Umständen als eine höchst wertvolle Weiter- 
bildung des Völkerrechts bezeichnet werden darf.»') 

Im Folgenden will ich nun auf die Bestimmungen 
dieser Konferenz näher eingehen, indem ich dem »System 
des Rotekreuzabkommens» folge. 

1. Militärische Lazarettschiffe. 

Art. 1 handelt von den militärischen Lazarettschiffen 
ib&timents-hdpitaux militaires). Es sind das Schiffe, die 
eigens von dem kriegführenden Staate dazu eingerichtet 
sind, den Verwundeten, Kranken und Schiffbrüchigen Hilfe 
zu bringen. Da sie einzig und allein von dem Staate er- 
baut sind, haben sie den Charakter von Staatsschiffen, müssen 
also das Scliicksal teilen wie alle anderen feindlichen Staats- 
schiffe, nämlich sie unterlägen der Konfiskation durch die andre 
Kriogspartei. Dieses war auch tatsächlich die Rechtslage der 
feindlichen Lazarettschiffe nach dem Art. 9 der vorher erwähn- 
ten Genfer Zusatz artikel^) »Diese drakonische Bestimmung* 
konnte nicht befriedigen, konnte unmöglich zur Ratifikation 
führen; denn solange diese Schiffe nicht für unverletzlich 
erklärt sind, wäre es doch fast unvernünftig, Schiffe aus- 
zurüsten, die ihrer Bestimmung nach auch unmittelbar 
in der Nähe der feindlichen Schiffe Verwendung finden 
sollen, dabei aber Gefahr laufen, jeden Augenblick von 
dem Feinde weggenommen zu werden. Mit diesem Artikel g 
hat auch das Rotekreuzabkommen von 1899 vollständig 
aufgeräumt, indem es diesen Artikel ganz ausschaltete uijd 

') Meurer, Haag« Friedenskontereni 2, S. 348. 

*) Art. 9: 'Les bdltments höptiaux militairfs rtstfnt soumis aux lois 
de la gufrrf, tn ce qui concernr Uur mati'riel! ils deviennfnt ta propriete 
du capteur, mais cflai — ci ne pourra les d/tourner de leur aßection sp^- 
(iate pfndant ta dürfe de la gtterrr.-t 
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einen neuen in ganz andrer Formulierung an seine Stelle 
setzte, unseren heutigen Art. i des Rotekreuzabkommens. 
Im Gegensatz zu Art. 9 unterliegen heute die staatlichen 
Lazarettschiffe nicht mehr der Konfiskation, sie »sind zu 
achten und dürfen während der Dauer der Feindseligkeiten 
nicht weggenommen werden.« Natürlich kann im Fall 
einer Neutralitäts Verletzung von dieser ünverletzlichkeit keine 
Rede mehr sein. Soweit geht bei aller Humanität dieser 
»Respekt« denn doch nicht, dass der Kriegführende selbst 
einer Verletzung seiner Rechte ruhig zusehen müsste 
Nein, dieser Schutz steht den Lazarettschiffen nur zu, so- 
lange sie ihrem Kranken- und Verwundetendienst obliegen, 
sobald sie aber ihre privilegierte Stellung dazu benutzen, 
um einer Kriegspartei einen unerlaubten Vorteil zu ver- 
schaffen, ist die Gegenpartei zweifeltos berechtigt, gegen 
diese Schiffe trotz ihres unverletzlichen Charakters vorzu- 
gehen; denn sobald das Schiff eine solche Handlung be- 
ginnt, hört es auf unverletzlich zu sein. Daher kann und 
darf der Kriegführende in seinem eigenen Selbsterhaltungs- 
interesse nicht auf die Vorsichtsmassregeln verzichten, die 
ihm allein die Möglichkeit geben, sich von dem wahren 
Tun eines Lazarettschiffes zu vergewissem. Gewiss, sind 
Lazarettschiffe zu achten, aber dieser »Respekt« verträgt sich 
doch mit etwaigen Vorsichtmassregeln. Ich würde es ge- 
radezu als eine Gefahr für beide Kriegsparteien betrachten, 
wenn dieses »sont respectis< soweit interpretiert würde, dass 
auf gar keinen Fall der Kriegführende gegen die Lazarett- 
schiffe einschreiten könnte; denn dann wäre es nicht aus- 
geschlossen, dass diese Schiffe tun könnten, was sie wollten. 
ihre Unverletzlichkeit schützte sie ja. Wir sehen, dass wir 
mit dieser Auslegung zu ganz unhaltbaren Konsequenzen 
kämen. Indes die Haager Konferenz gibt uns ja selbst die 
Auslegung zu diesem *sont respecUsn in ihrem Art. 4, der 
eigens auf den Art. i Bezug nimmt und dessen hier ein- 
schlägigen Bestimmungen ich an dieser Stalle behandeln wilL 
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Schon in den Art. lo und 13. der Genfer Zusatzartikel 
von 1868 war ein droit de contrdle und ein droit de vtsite 
über die Handelsschiffe und über die Lazarettschiffe aner- 
kannter Hilfsgesellschaften ausdrücklich ausgesprochen, da- 
gegen nicht über die militärischen Lazarettschiffe; letztere 
unterlagen, wie schon erwähnt, der Konfiskation, welche ja 
weiter ging als ein blosses Aufsichts- und Durchsuchungs- 
recht. Erst der Art. 4 des Rotekreuzabkommens unter- 
warf alle Lazarettschiffe ohne Ausnahme dem droit de con- 
trole und droit de visite auch von Seiten des Gegners, was 
vor allem für die militärischen Lazarettschiffe insofern von 
grosser Bedeutung war, als sie jetzt nicht mehr dem Kon- 
fiskationsrecht unterworfen sind als Äquivalent') dafür, dass 
jetzt beide Kriegsparteien das Aufsichts- und Durchsuchungs- 
recht über diese Schiffe haben. 

Der Absatz 5 des Art. 4 regelt dieses droit de con- 
Iröle näher. Zunächst ist dem Kriegführenden das Recht 
eingeräumt, die Hilfe der Lazarettschiffe ganz und gar ab- 
zulehnen. Ob dieses Gebot der Ablehnung sich auf die ganze 
Dauer des Krieges erstrecken soll oder ob der Kriegführende 
nur für eine bestimmte Zeit die Lazarettschiffe nicht auf 
dem Kriegsplatz haben will, aus Furcht, sie könnten ihm 
seine militärischen Geheimnisse verraten oder in seinen 
Operationen hinderlich sein, hängt ganz von dem Willen 
des Kriegführenden ab. Auf keinen Fall ist er gezwungen, 
die Anwesenheit der Lazarettschiffe zugestatten, weil sein 
Gegner ihnen dieses nicht verbietet, und noch viel weniger 
dürfen gar die neutralen Mächt« in dieser Hinsicht einen 

') Meurer, S. 379; iDie Besonderheit des Art. 4 des Abkommeoä 
e^nOber den Zusolzartikeln liegt in der gleichmSssigen Geltung des Aursichts- 
nnd DurclundiungsrediU für alle Arten der Tjijaretlschiffe, »jar Iota Us bd- 
timtnti hetfitaiitrs Sans txceptiint., iaibesondeie also nudi für die militaiischen 
I^uretticbife, vo dai AufsichUrcdlt des Gegners die natürlicbe Fot^ dsvou 

iM, d«w die militätiidwB L«x«nttscbiile jetEt *ucfa UnTttltlilicUteit ceaieaaeii.i 
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Druck auf ihn ausüben ; letzteres erklärt sich daraus, dass 
der Krieg doch um der Kriegführenden willen geführt wird, 
nicht um den Lazarettschiffen einmal Gelegenhdt zu geben. 
ihre charitative Tätigkeit entfalten zu können. 

Femer kann der Kriegführende dem I^azarettschiff das 
Verweilen auf dem Kriegsschauplatz verbieten. Das kann 
geschehen auf zweifache Weise : einmal dadurch, dass er dem 
Lazarettschiff der Befehl gibt, »sich zu entfernen«. Welchen 
Weg dabei das abgewiesene Schiff einschlägt, ist seine 
Sache, es genügt jedoch, wenn es aus dem Feuerbereich 
des Gegners gekommen ist. Sodann dadurch, dass er ihm eine 
»ganz bestimmte Fahrtrichtung vorschreibt* (leur imposer 
une direction ditermiMe). Dieser letztere Befehl ist schon 
viel bestimmter und schärfer, insofern dem Lazarettschiff 
seine freie Fahrtbestimmung genommen ist und es eine 
Verletzung der Rechte des Kriegführenden wäre, wenn das 
fortgewiesene Schiff eine andere Richtung als die vorge- 
schriebene wählen würde, es müsste denn sein, dass es un- 
verschuldeter Weise vielleicht durch einen Seesturm von 
dieser Richtung abgetrieben würde. 

Die Unterordnung der Lazarettschiffe unter die Kriegs- 
schiffe zeigt sich auch in der Bestimmung, dass die Kriegs- 
partei dem Lazarettschiffe, im Falle ihm eine bestimmte Fahrt- 
richtung vorgeschrieben ist, einen Kommissar einen Bord 
geben kann, um die strikte Ausführung seiner Befehle 
überwachen zu lassen. Diese Massregel muss dem Krieg- 
führenden unbedingt gestattet sein. Denn wer gebe ihm 
die Garantie, dass das abgewiesene Lazarettschiff gerade 
die Richtung genau einhält, die ihm bestimmt worden ist? 
Ist es nicht denkbar, dass ein solches Lazarettschiff nur so- 
lange den vorgezeichneten Weg innehält, bis es den Blicken 
des Gegners entzogen Ist. um dann sofort zu seiner eigenen 
Schlachtflotte zu eilen, um ihm des Gegners Stellung zu 
verraten ? Ausgeschlossen ist diese Möglichkdt nicht und 
weil der Kriegführende mit jeder Möglichkeit rechnen muss, 
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so rauss man ihm auch die Mittel an die Hand geben 
allen Eventalitäten vorzubeugen. 

Die »schärfste AufsichtsmassregeU besteht zweifellos 
darin, dass der Kriegführende ein Lazarettschiff sogar zu- 
rückhalten kann. Es, liegt auf der Hand, dass diese Mass- 
regel nur unter ganz besonderen Umständen Platz greifen 
kann, wie der Schluss des Absatz 5 ja auch sagt: »meme 
les ddtenif, si la graviti des circonstances l' exigeait.* 
Selbstverständlich darf dieses -idHmiirv. nur so lange dauern, 
bis die sgravil^i gehoben ist, denn sonst käme dieses Zu- 
rückhalten ja fast einer zeitlich beschränkten Konliskation 
gleich, welche doch im Art. 1 ausdrücklich verboten ist 
Ob der Kriegführende, der das Lazarettschiff zurückbehält, 
über seine Beweggründe dem Kommandoführer des La- 
zarettschiffes Auskunft geben muss, darüber ist im Rote- 
kreuzabkommen nichts gesagt, Jedenfalls kann auf gar 
keinen Fall die Gegenpartei, der das zurückbehaltene Schiff 
angehört, von dem Kriegführenden die Gründe für dieses 
i>d4tenir^ verlangen; denn es wäre doch widersinnig, wenn 
der Kriegführende, der das Lazarettschiff zurückbehält, um 
seine Pläne zu verbergen, jetzt seinem Gegner darüber Aus- 
kunft erteilte. 

Der Absatz 5 des Art. 4 spricht auch ausdrücklich 
von einem *droii de visite«.. Darunter ist sowohl das An- 
halte- wie auch das Durchsuchungsrecht verstanden. Dieses 
Visitationsrecht kann man ' dem Kriegführenden nicht ab- 
sprechen, zumal er ja ein viel einschneidenderes Recht 
fallen liess, sein Konfiskationsrecht. Solange die staat- 
lichen Lazarettschiffe der Wegnahme ausgesetzt waren, be- 
durfte es einer ausdrücklichen Zulassung des droit de 
visite 'solcher Schiffe nicht, aber heute, wo die Staats- 
lazarettschiffe für unverletzlich erklärt sind, heute ist ein 
solches Durchsuchungsrecht unbedingt nötig. Woher sollte 
denn der Kriegführende die Garantie bekommen, dass 
diese Schiffe auch unmer treu ihre Pflicht erfüllen ? Haben 
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wir nicht genug Beispiele, wo man mit Täuschung das 
zu erreichen suchte, was man auf andere Art sich nicht 
verachaflfen konnte, und ganz besonders in Kriegszeiten 
wenn eS sich um Sieg oder Niederlage, um Sein oder 
Nichtsein eines Volkes handelte. Daraus erklärt es sich auch, 
dass in gsuc manchen Seekriegen Fälle vorgekommen sind, 
in denen Schiife eine falsche Flagge geführt haben, um 
entweder dem Beuterecht zu entgehen oder unter dem 
Deckmantel der Neutralität ungestört Handel treiben oder 
auch um dem eigenen Lande Kriegskontrebande aus neu- 
tralen Ländern zuführen zu können. Und ebensogut wie 
man früher eine falsche Flagge fuhren konnte, könnte auch 
heute das »rote Kreuz im weissem Felde* zum Nachteil der 
einen Kriegspartei missbraucht werden. Daher ist es ganz 
gerechtfertigt, wenn der Kriegführende auch hier sein Durch- 
suchungsrecht ausüben darf. 

Gegen die Unterwerfung der Lazarettschiffe unter das 
Durchsuchungsrecht hat man eingewendet, das Durchsuch- 
ungsrecht könne leicht missbraucht werden. Aber, kann 
man denn nicht denselben Einwand auch gegen die Lazarett- 
schiffe erheben, auch sie könnten ihre bevorrechtigte Stell- 
ung missbrauchen ? Vor einem Missbrauch des Durchsuch- 
ungsrechts schützt doch schliesslich die staatliche Garantie, 
dass das Durchsuchungsrecht doch nur von Organen des 
Staates ausgeübt wird und dass dieser Staat für seine 
Organe die Haftung übernimmt. Indes mag man auch 
gegen die Ausübung des Durchsuchungsrechte hinsichtlich 
der Lazarettschiffe geltend machen, was man will, soviel 
steht fest: Niemand braucht sich betrügen zu lassen, auch 
nicht ein kriegführender Staat von einem Lazarettschiffe; 
das einzige Mittel aber, mit dem man einem soldien Be- 
trüge vorbeugen kann, ist die Ausübung des Durchsuch- 
ungsrechtes.*) Will sich das aufgeforderte Lazarettschiff 

') Meurer, S. 381 ; »Die Kriegsparteien müisen das Recht biben, sich 
fSr die ZolaiiiiDg von ScUfTsD auf dem Knegsscbauplatze alle Garantie zs 
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dem Durchsuchungsrecht nicht unterwerfen, dann macht es 
weh eines offenbaren Widerstandes g^gen den kriegführen- 
den Staat schuldig; in einem solchen Falle teilen die La- 
zarettschiffe das Schicksal all der übrigen Schiffe, die sich 
den Bestimmungen der Kriegführenden nicht fügen wollen, 
das heisst, sie verlieren ihren Charakter der Unverletzlich- 
keit und dürfen somit konfisziert werden. 

Der Absatz 6 des Artikels 4 enthält noch eine Be- 
stimmung, die sicli auch in anderen Prisenreglements findet: 
Die Kriegsparteien soUen die den Lazarettschiffen gegebenen 
Befehle, soweit wie möglich, in deren Schiffstagebuch ein- 
tragen. Ich möchte diese Bestimmung als eine blosse Vor- 
sichtsmassregel bezeichnen, mit der man den Fall vorsehen 
will, dass man das Schiffstagebuch als Beweis benützen 
kann, wenn es einmal zu Streitigkeiten kommen sollte, 
ob und welche Befehle erteilt worden sind.*) 

Kehren wir nun wieder zu unserem noch nicht ganz 
besprochenen Art. i zurück. Damit die beiden Kriegs- 
parteien sich gegenseitig vergewissern können, ob die auf- 
i^estellten Lazarettschiffe auch in der Tat nur dem Kranken- 
und Verwundeten dien ste obliegen, wird verlangt, dass die 
Kriegsparteien sich gegenseitig die Namen der Schiffe an- 
zeigen, die in diesem Kriege zur Verwendung kommen, 
und zwar muss diese Anmeldung erfolgen, bevor diese 
Schiffe ihren Dienst beginnen, mag das nun bei Beginn 
des Krieges oder auch während des Laufes der Feind- 
seligkeiten geschehen. Da diese Schiffe für die ganze 
Dauer des Krieges geschützt sind, müssen sie auch ihren 
Charakter als Lazarettschiffe beibehalten, denn sonst könnte 
man ja unter dem Deckmantel des Lazarettcharakters solche 

vcrachafiai; das Antalterecht ist notwendig lur Abwehr gegen Betrog, gepn 
welchen die Kiiegsichiffe inibesondere auch mit der Aberk^DDUcg des Lazaiett- 
charakters mässen antworten können.' 
•) Ve^l. Meurer, S. 380. 
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Schiffe an einen wichtigen Platr bringen, um sie dort auf 
einmal als Kriegsschiffe auftauchen zu lassen.') 

2. Die feindlichen Priuatiazarettschiffe. 

Art. 2 spricht von Lazarettschiffen, die von Privatper- 
sonen oder von amtlich anerkannten Hilfsgesellschaften 
ausgerüstet sind und einer kriegführenden Macht an- 
gehören. Wir haben es also mit Lazarettschiffen zu tun, 
die nicht militärische, sondern feindliche Privatlazarettschiffe 
sind. Schon im Art. 13 der Genfer Zusatzartikel von 1868 
waren die Lazarettschiffe der amtlich anerkannten Hilfs- 
gesellschaften :«als neutral erklärt«, dagegen waren nicht er- 
wähnt die Lazarettschiffe der Privaten. Erst Art. 2 des Rote- 
kreuzabkommens berücksichtigte auch den Fall, wenn Pii- 
vate Lazarettschiffe ausrüsteten, um sie ihrer Regierung zur 
Verfügung zu stellen. Dass in einem solchen Falle die 
Lazarettschiffe der Privaten dieselbe Unverletzlichkeit ge- 
niessen müssen wie die Lazarettschiffe der amtlich aner- 
kannten Hilfsgesellschaften, liegt gar auf der Hand. Daher 
stellte auch Art. z beide Gruppen von Privatschiffen voll- 
kommen gleichberechtigt nebeneinander. Von diesen beiden 
Arten von Lazarettschiffen heisst es im Art. 2: *sont iga- 
lement respectes et exempis de capiure.t Man könnte 
hier einwenden, dieser Schutz sei doch ganz überflüssig, so- 
bald einmal das feindliche Privateigentum im Seekrieg die- 
selbe unverletzliche Stellung einnimmt wie das Privateigen- 
tum im Landkrieg. Gewiss, aber heute geniesst halt das 
feindliche Privateigentum noch nicht diesen Schutz, und so- 

') Meurer, S. 369: >SolleD Missbräuche lerhindert werden, ao duf 
aber auch die dem G^ner miteeteilte Luaietlbestimmuiig eioes Schifies wShctiMi 
<1» Krieges nicht niehc geändert werden. Man wdrde sonst einem Schiffe, um 
es sicher an einen bestimmten Platz zu bringen, den Charakter als Lataiett- 
schiff geben, um es dann dort lum Kriegsscliiff uminbildem . 
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lange eine solche Bestimmung, die ja nur zu begrüssen 
wäre, noch nicht getroffen ist, bleibt nichts anderes übrig, 
als dass man für die feindlichen Privatlazarettschiffe einen 
solchen Schutz ausdrücklich ausspricht. 

Gerade so wie im Art. l gewisse Voraussetzungen er- 
füllt sein müssen, damit die militärischen Lazarettschiffe für 
unverletzlich gelten können, so verlangt auch Art. 2 von 
den feindlichen Privatlazarettschiffen die Erfüllung gewisser 
Bedingungen, wenn sie nicht der Konfiskation unterworfen 
sein wollen. Die erste Voraussetzung ist die, dass die krieg- 
führende Macht, der sie angehören, eine commission o/ficielle 
für sie ausgestellt hat. Mit dieser amtlichen Bescheinigung 
bringt der kriegführende Staat zum Ausdruck, dass er diese 
Schiffe zum Lazarettdienst zulassen will. Es ist der »not- 
wendige Rechtstitel für die Mitwirkung auf dem Gebiete 
des Kriegssanitätsdienstes.«') In welcher Weise der krieg- 
führende Staat die ihm zur Verfügung gestellten Schiffe 
seiner Flotte angliedern will, ist seine Sache. 

Ferner wird gefordert, dass ebenso wie bei den mili- 
tärischen J^zarettschiffen die Namen der betreffenden Schiffe 
des Art. 2 dem Gegner vor ihrer Verwendung angezeigt 
werden. 

Eine dritte Voraussetzung ist noch die Bestimmung, 
dass diese Schiffe eine »von der zustand isen Behörde aus- 
zustellende Bescheinigung darüber bei sich führen, dass 
sie sich wähernd der Ausrüstung und beim Auslaufen unter 
ihrer Aufsicht befunden haben.* Diese Bescheinigung soll 
mithin dem Gegner die Garantie bieten, dass das Schiff 
keine verbotenen Waren an Bord, dass es in keiner Weise 
seinen Lazarettcharakter verletzt hat. Im Übrigen sei 
bemerkt, dass der schon unter Rubrik 1 erwähnte Art, 4 
auch auf die feindlichen Privatlazarettschiffe Anwendung 
findet und somit die obigen Ausführungen .über den Art. 4 

')Meurer,S. 373- 



by Google 



auch hier in betracht kommen; kurz gesagt: die Schiffe 
des Art, 2 unterliegen auch dem Aufeichts- und Durch- 
suchungsrecht. 

3. Die neutralen Priuatlazarrettschiffe. 

Art 3 handelt von den Lazarettschiffen, die Privat- 
personen oder von amtlich anerkannten Hilfsgesellschaften 
neutraler Staaten ausgerüstet sind. Auch diese Schiffe 
sind zu achten und dürfen nicht weggenommen werden, 
vorausgesetzt, dast sie sich keiner Neutralitäts Verletzung zu 
schulden kommen liessen. Warum ist es denn noch aus- 
drücklich betont, dass neutrale Schifte nicht konfisziert 
werden dürfen, könnte man nicht fragen? Die neutralen 
Schiffe sind doch ifso iure auf grund ihrer Neutrahtät un- 
verletzlich! Ganz gewiss, neutrales Eigentum ist geschützt 
mit Ausnahme der Kontrebande; aber man kann es doch 
als eine Unterstützung eines der Kriegführenden bezeich- 
nen, wenn der Neutrale seine Schiffe dazu verwendet, die 
Verwundeten und Kranken einer Kriegspartei an Bord 
zu nehmen , um sie zu verpflegen und zu imterstützen. 
Auf die Ahndung dieser Unterstützung haben beide Kriegs- 
parteien im Interesse der Humanität verzichtet' und dieser 
Verzicht findet seinen Ausdruck in der Bestimmung, dass 
die neutralen Privatlazarettschiffe wegen dieses »Samariter- 
dienstes* nicht weggenommen werden sollen. 

Damit die Schiffe des Art. 3 ihre privilegierte Stell- 
ung einnehmen können, wird von ihnen dieselbe Voraussetz- 
ung verlangt wie von den Schiffen des Art. 2. Der neu- 
trale Heimatstaat muss auch einen amtlichen Auftrag für 
sie ausstellen und den kriegführenden Mächten ihre Na- 
men vor ihrer Verwendung mitteilen. Im Artikel 3 isl 
nichts davon erwähnt, dass die neutralen Lazarettschiffe 
sich irgend einer der beiden Kriegsflotte angliedern müssten. 
Auf dieses Recht haben die Kriegsparteien gleichfalls ver- 
zichtet, verlangen aber für diesen Verzicht, dass auch die 
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Schiffe des Art. 3 von den beiden Kriegsparteien beauf- 
sichtigt und kontrolliert werden.^) Dieses Aufsichts- und 
Visitationsrecht ist in dem Art. 4 auch auf die Schiffe des 
Art. 3 ausdrücklich ausgedehnt worden; ich verweise auch 
hier auf das unter Rubrik 1 Gesagte. 

4. Die staatlichen Lazarettschiffe neutraler Staaten. 

Keine Berücksichtigung haben die staatlichen Lazarett- 
schiffe neutraler Staaten im Rotekreuzabkommen gefun- 
den. Warum man diese Frage in dem Abkommen nicht ge- 
regelt hat, lässt sich aus den Verhandlungen nicht ersehen. 
Wahrscheinlich rechnete man nicht mit der Möglichkeit, dass 
ein neutraler Staat eigene Staatslazarettschiffe ausrüste, um sie 
beiden Kriegsparteien zur Verfügung zu stellen oder man hat 
vielleicht auch gar nicht an diese Eventualität gedacht. Und 
doch ist es nicht ausgeschlossen, dass auch dieser Fall einmal 
eintreten kötmte und dann fehlt es an jeder Regelung, wenn 
man nicht vielleicht diese Schiffe den Art. 1 — 3 eingliedern 
wollte, aber es fragt sich dann, welchem Artikel, Indes, ob- 
wohl wir keine bestimmte Regelung für diese Art von Schiffen 
haben, so glaube ich doch, dass in diesem Fall auch die 
staatlichen Lazarettschiffe neutraler Staaten dem Aufsichts- 
und Durchsuchungsrecht der Kriegsparteien unterliegen. 

Das erklärt sich folgendermassen 1 Auf dem Seekriegs- 
schauplatz hat an und für sich der Neutrale ebensowenig 
zutun wie auf dem Landkriegsschauplatz ; denn Krieg wird 
(geführt um die verletzten Rechte einer Nation zu sühnen, 
um die Entscheidung über Recht oder Unrecht zweier 
Xationen der Waffengewalt anzuvertrauen, nicht um den 

') Meurer, S. 379; »G^eDÜber den leuternn (den neutialen Laiarett- 
schUFea) ist aber die Anerkenaung eines doppelteo Auf sich tsrechts zugleich der 
Verzicht auf eiD Mehr, nämlich der Verlieht aui die Notwendigkeit der Ein- 
gliedenuig in eine der beiden Kri^KÜotteo.* 
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Neutralen ein interessantes Schauspiel zu bieten. Daher hat 
der Neutrale kein Recht sich irgendwie in die Angelegen- 
heiten der kriegführenden Völker einzumischen, noch sonst- 
wie ihren Unternehmungen hinderlich zu sein. Wenn nun 
trotzalldem der Neutrale sich auf dem Kriegsschauplatz 
zeigt, nur um ein Gebot der Humanität zu erfüllen, so muss 
er doch in erster Linie den Rechten der Kriegführenden 
Rechnung tragen ; er darf nicht nach seinem Belieben bald 
zu jener, bald zu dieser Kriegspartei sich begeben, ohne sich 
jeder Kontrolle zu unterziehen, denn das birge eine grosse 
Gefahr für den Kriegführenden in sich, da dieser keine 
Garantie dafür hat', dass sein Gegner nicht auf diese Weise 
alle seine Pläne erfährt. Nein, der Neutrale muss sich allen 
Vorschriften fügen, die der Kriegführende seiner eigenen 
Sicherheit wegen erlassen hat, denn im Kriege ist die 
Kriegspartei der Herr und seinen Anordnungen haben sich 
die anderen Nationen auf dem Kriegsschauplatz zu unter- 
werfen. Wenn das aber der neutrale Staat mit seiner Sou- 
veränität nicht vereinbaren kann, dann muss er halt den 
Schauplatz meiden. Bleibt er jedoch, ohne die Gebote der 
Kriegführenden zu beachten, dann macht er sich nach mei- 
ner Meinung einer Verletzung der Rechte der Kriegs- 
parteien schuldig und dafür kann der verletzte Staat bei 
der Regierung des neutralen Staates Beschwerde erheben 
und Rechenschaft verlangen und im Falle der fruchtlosen 
Vorstellungen mit Gewalt seinen Anordnungen Gehorsam 
verschaffen, in welch letzterem Falle das Schiff für gute 
Prise erklärt werden darf, selbst wenn es ein neutrales 
Saatslazarettschiff ist, 

5. Neutrale Verwundete nfrartsportschiffe. 

Art. 6 beschäftigt sich mit den Handelsschiffen, Ver- 
gnügungsdampfern oder anderen Fahrzeugen der Neutralen, 
welche Kranke und Verwundete an Bord genommen haben, 
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um deren weiteren Transport zu übernehmen. Die Stellung 
des Wortes ^neutres« könnte leicht irreführen, insofern 
man es nur auf syachts ou embarcalions^ bezöge und so- 
mit unter die nbätimerits de commerce-^ auch die Handels- 
schiffe der Kriegsparteien rechnen würde. Aber wie sich 
aus den Vorverhandlungen ergibt, sind in diesem Art. 6 
nur neutrale Schiffe gemeint und zwar die neutralen 
Schiffe, die nicht unter den Art, 3 fallen. Es sind sonach 
die neutralen Schiffe, die nicht !>von Haus aus gerade für 
den Lazarettdienst erbaut, ausgerüstet und angemeldet wor- 
den sind«, sondern die gel'egentlich einmal dazu ver- 
wendet werden, Kranke und Verwundete an Bord zu 
nehmen. AUe diese neutralen Verwundetentransportschiffe 
dürfen nicht weggenommen werden npour le fait de ce 
transpori'!. Der besondere Schutz ist aus demselben- Ge- 
sichtspunkte ausgesprochen, den ich oben erwähnt habe, 
nämlich man könnte diesen Krankentransport als Unter- 
stützung und somit als Neutralitätsverletzung bezeich- 
nen. i) Was natürlich für alle andere Schiffe gilt, das gilt 
auch für die neutralen Verwundetentransportschiff e : auch 
diese Schiffe verlieren sofort ihren Charakter der Unver- 
letzlichkeit, sobald sie sich eine Verfehlung gegen den 
Kriegführenden zu schulden kommen lassen^. Denn sonst 
hätten ja die neutralen Handelsschiffe ein bequemes Mittel, 
um verbotenen Handel treiben zu können, sie brauchten 
ja nur einen Verwundeten an Bord zu nehmen, dann 
wären sie unverletzlich und könnten dann tun, was sie 
wollten. Daher bestimmt Art. 6: tnais ils restent exposis 
ä la capture pour les violaiions de neutralite qu' ils pour- 

■l Veigl. Meurer, S. 396. 

*) MeuTGT, S. 39S ; >Die charitativen Leistungen der geaanncea Schiffe 
entbinden dieselhen nicht von der Beobachtung der völkerrechllichen Verbols- 
grselze (z. B. betreiTend Blodcade und Knn(rebande) und die Verwundelen- 
iranspotlschifle haben die Folgen ihrer verbotswidrigen Haadlungen zu tnigen.> 
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raient avoir commises. Auch diese Schiffe unterstehen der 
Ausübung des Durchsuchungsrechts, obwohl dieses Recht 
im Art. 6 nicht besonders erwähnt wurde; es wäre ja auch 
ganz unnötig, eigens darauf hinzuweisen. Denn diese 
Schiffe sind und bleiben doch immer nur neutrale Handels- 
schiffe, wenn sie auch gelegenthch zum Krankentransport 
verwendet werden, und solche Scliiffe dürfen ohne Zweifel 
durchsucht werden ausdem schon mehrfach angefxlrten Grunde. 

6. Die feindlichen Verivundetentransportschiffe. 

Art. 10 der Genfer Zusatzartikel von 1868 hatte be- 
stimmt : t Tout bätiment de commerce, ä qu elque nation qii' 
il afpar Henne, Charge exclusivement de blesses ei de mala- i 
des dont il opire l'evacualion esi couveri par la neutraliti . ,* 
Dieser Artikel spricht also von Handelsschiffen aller | 
Nationen, zu welchen auch die beiden Kriegführenden ge- 
hören. Mithin waren nicht nur die neutralen, sondern auch 
die feindlichen^) Handelsschiffe geschützt, wenn sie aus- i 
schliesslich Verwundete transportierten. Man gab also selbst 
den feindlichen Haudelsschiffen eine ähnliche Stellung wie ■ 
den feindlichen Lazarettschiffen des Art. 13, machte also 
auch hier eine Ausnahme von dem gemeinen Prisenrecht, 
wonach alles feindliche Privateigentum im Seekrieg der 
Konfiskation unterliegt. Gewiss hate der Art, 10 noch 
manche Mängel, die beseitigt werden mussten, wenn eine 
Ratifikation möglich sein sollte. Aber er bahnte doch 
wenigstens endlich einmal den Weg an, dem feindlichen 
Privateigentum im Seekrieg dieselbe Stellung einzuräumen 
wie dem Privateigentum im Landkrieg. Leider wurde die 
schöne Hoffnung, auf dem gezeigten Wege weiter zu 

') Meurer, S. 366: >Der Zu&atzarlik«! 10 privil^ierte die Handela- 
ScbifTe 'ä qtulqui nation qu' il appariientttt, also das HandeUschifT mit 
neutraler, wie feindlicher Flagge, wie denn aud> die ersttn Verhwidllingen sieh 
noch ganz auf diesem Bodeo bew<ftM.> 
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schreiten, durch das Potekreuzabkommen nicht erfüllt, man 
getraute sich nicht noch weitere Ausnahmen von dem ver- 
werflichen Grundsatze: Feindliches Privateigentum darf im 
Seekrieg konfisziert werden, zu machen.'). 

In den Verhandlungen über den Art. 6 wurde die^ 
Frage ja lebhaft besprochen, aber zu einer Einigung ge- 
langte man nicht. Schliesslich liess*man einfach den Art, 
IG fallen. So kam es, dass wir im Rotekreuzabkommen 
die Handelsschiffe, Vergnügungsdampfer und andre Fahr- 
zeueg von Privaten einer Kriegspartei überhaupt nicht er- 
wähnt finden. Dass diese Lücke ganz ungerechte Härten 
nach sich zieht, ist nicht zu bestreiten. Nach unserem 
heutigen Seekriegsrecht darf nämlich ein feindliches Handels- 
schiff, das ganz und gar mit Kranken und Verwundeten be- 
laden ist, zum Lohn für seinen edlen Samariterdienst als gute 
Prise erklärt werden. Dass sich bei diesen wenig verlocken- 
den Aussichten nicht gar zu viele Handelsschiffe einer Kriegs- 
partei in den Dienst der Krankenpflege stellen, kann man 
ihnen nicht übel nehmen. Indes gebe ich mich der Hoff- 
nung hin, dass diese Ungerechtigkeiten bald verschwinden 
werden. 



Durchbrechung des Prinzips der Durchsuchung 
aller Schiffe. 
1. Kartellschiffe. 

Jede Kriegspartei hat das Recht, die Schiffe des Geg- 
ners wegzunehmen. Allein dieser Satz erleidet gewisse 
Beschränkungen, Die erste Ausnahme machen die soge- 
nannten Kartellschiffe, welche dazu dienen, Unterhandlungen 

■) Mearer, S. 397: >Aber wenn man auch die seektiegarechlliche B«- 
baDdlnng des feiodlicheii PriTate^entnms nicht von Grand aui reformiereD 
bunte, so hätte nun doch wenigstens einnuü beim SamariCerdienit eine Probe 
suchen kAnnen und soUent. 
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einzuleiten, Waffenstillstand zu vermitteln, Gefang^ene aus- 
und einzutauschen. Diese Schiffe müssen unbedingt eine 
Art von Unvcrletzlichkeit geniessen ähnlich den Parlamen- 
tären im Landkrieg und den.^Gesandten im Frieden. Dieser 
Schutz kannte schon das Altertum: Bei den Griechen und 
Römern war der Parlamentär heilig und unverletzlich, die- 
selbe Stellung nahmen auch die feindlichen Schiffe ein, 
welche die weisse Friedensflagge gehisst hatten zum Zeichen, 
dass sie in frii'^dlicher Absicht kommen. An dieser Unver- 
letzlichkeit hat man auch immer festgehalten und muss auch 
daran festhiiUcn; denn wo käme man denn hin, wenn man 
auch ein derartiges Kartellschiff der Durchsuchung unter- 
werfen wollte? Das Durchsuchungsrecht dient doch dazu, 
festzustellen, ob ein Schiff Kriegskontrebande verladen hat 
oder nicht, iviis hat aber damit ein Parlamentärschiff zu 
tun? Daraus ergibt sich, dass es einen Bruch des Völker- 
rechts bcdeiilcTi würde, wenn der Kriegführende auch gegen- 
über einem Pin-I;nnentärschiff seine Anhalte- und Durchsuch- 
ungsrecht geKend machten. 

2. Kriegsschiffe der Neutralen. 

Das Kriegsschiff ist staatliche Behörde zur See, Es 
verkörpert in sich die Souveränität seines Heimatstaates 
gleichsam auf einen kleinen Raum zusammengedrängt und 
diese Souveränität haftet dem Kriegsschiffe fest an, folgt 
ihm überallhin, wohin auch immer es seinen Kurs nimmt, 
und verbreitr-t all da, wo es sich zeigt, Schutz und Sicher- 
heit. Es ist sozusagen die wandernde Macht des Staates, 
die den Untertanen weit draussen vom Heimatland mächtig 
zur Seite steht und ihre Interessen ebenso schützt wie in 
dem Mutterland. Ohne eine solche Machtverbreitung von 
selten der Krit^gsschiffe wäre ein sicherer und ausgedehnte 
Handel gar nicht möglich; auch an eine Entwicklung der 
Kolonien wäre nicht zu denken, die anfangs doCh gar sehr 

Di^ilizDdbyGoOglc 
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vom Mutterfende abhängig und geradezu auf seinen schütz- 
enden Arm angewiesen sind, da sie sich nicht selbst gegen 
Angriffe wehren können. Die in dem Kriegsschiff verkör- 
perte Macht des Staates wirkt nicht nur positiv, sondern 
auch negativ, das heisst, sie duldet keine andre Macht über 
sich. Daraus folgt, die Kriegsschiffe stehen einander voll- 
kommen gleich, ein jedes vertritt seinen Souverän mit der 
gleichen Berechtigung wie jedes andre, An dieser Gleich- 
berechtigung ändert auch nichts der Umstand, dass ein 
Kriegsschiff mächtiger und stärker ist als das andre; auf 
diese Gleichberechtigung hat auch gar keinen Einfluss die 
Tatsache, dasS ein Staat sich im Kriegszustand befindet, 
weil die blosse Stellung als Kriegführender noch nicht die 
Unterwerfung der Neutralen unter seine Herrschaft bedingt. 
Aus dieser Gleichberechtigung ergibt sich: Kein Staat hat 
das Recht in dem Machtgebiet des anderen Rechtshand- 
lungen vorzunehmen und daraus folgt, der Kriegführende 
darf ein neutrales Kriegsschiff nicht anhalten und durch- 
suchen.^) 



') Attlmayet, Elemente des interoalionalen Seerechts, Wien :873, 
LS. 2S^ >Die KommaDdanten der KriegascbilTe sind Funlflionäre des Staates, 
dessen Flagge sie fahren, Agenten seiner Exekution, in gewisser BeiiehuEg 
leibst seioer rithterlidien Gewalt; die Bemannung der Ktiegaschifie bildet eioen 
Teil der KriegBoiBcht des Staates; das Schiff selbst stellt eine sdiwimniende 
Feste, und als Eigentum des Staates und ab unter direkter Heitscbait dein 
Mlben stehend — sozusagen — ein Stück Territoriums dar. Hieraus folgt, 
his jede Beschränkung des Kommahdanten oder irgend eines AogehOrigeD 
eines. ICri%sschif(*s in seiHem dienslliehtn oder aosserdiensUidMoi Verhalten 
in irgend einer Aktion irweih&lb des KTieg»KhiSes and der m dansclben g». 
liötigen Teile (Poote), jede ^iamischtuig in iigead cüis ADgelcgeoheit, o^ 
iijend ein Ereigais, welches Ha Bord desselben sich iiitiägt, und \im*oin*kT 
iedts g«waltsuin>B EiiidTipgeB an Beid eins Veiletsung der Souverünltäesrockle 
des Staate« ist, Afica das, bettende KiiE^sst^uff ang«Uiit.< Dsiglek^eB 

OrtQlqn., I, p, ^iji ^Lft ttiiijim df gtvstre sanI consid^ä, in loul 
tempi ei en tottt liea. cantmf la coni^mftion. du. t^rtiiteire de l'itat auqiiel 

\ 
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Aber noch aus einem anderen Grunde wird man die 
neutralen Kriegsschiffe dem Durchsuchungsrecht nicht unter- 
werfen. Wie schon oben bei den Kartellschiffen bemerkt 
wurde, wird das Durchsuchungsrecht doch in erster I-inie 
zu dem Zwecke ausgeübt, um festzustellen, ob das ange- 
haltene Schiff nicht Kriegskontrebande an Bord hat. Dieser 
Punkt kommt jedoch bei den Kriegsschiffen nicht inbe- 
tracht, da es doch so gut wie ausgeschlossen ist, dass sie 
mit Kontrebande Handel treiben.') 

Endlich wollen wir auf den Punkt zu sprechen kommen, 
der nach meiner Meinung am stärksten für die Befreiung 
der neutralen Kriegsschiffe vom Durchsuchungsrecht spricht 
und auch der ausschlaggebende ist. Wie im Privatleben 
der eine die Person und das Eigentum des anderen achten 
und respektieren muss — den sonst ist ja ein friedliches 
Zusammenleben und Zusammenwirken gar nicht denkbar 
— ebenso müssen auch im völkerrechthchen Leben die 
einzelnen Staaten sich gegenseitig achten und respektieren. 
Ohne eine solche Berücksichtigung der gegenseitigen Rechte 
und Interessen könnte sich ein völkerrechtlicher Verkehr 
gar nicht entwickeln, da man sich immer darauf gefasst 
machen müsste, das im Handel erworbene Eigentum mit 
Gewalt wieder entrissen zu bekommen. Dass aber diese 
Zustände einfach unhaltbar sind, bedarf keines weiteren 
Beweises. Aus dem gegenseitigen Respekt der einzelnen 
Staaten vor einander ergibt sich: der kriegführende Staat 
darf nicht die Souveränität des anderen verletzen, darf 

lii apfaTlifntient'. ... p. 226: T-Le navire de guetre portanl en lan sein 
jine partie de la puissance publiqvj de V Etat auquel il apparliettt, urt corpi 
erganite de fenetionnatres et d' agents de cette pmssanee dans l'ordre ad- 
minwtraiif et dans l' ordre mililaire, soumeitre ce mtnire et U corps Or- 
ganist gv' il parte, aux leix et aux tmterit^s du pays dans les raux duquel 

Ebenso Heffter, Völkerrecht, S. j6o; Riviers, Völkerrecht, S. 435. 
1) Geisner, Recht des neutralen SeebuidelE, S. 314. 
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nicht in des anderen Machtkreis eingreifen — hiervon gibt 
es die schon erwähnten Ausnahmen, die sich aus dem Um- 
stand ergeben, dass Kriegsrechte den Handelsinteressen der 
nicht in Krieg befindlichen Nationen vorgehen — , darf al- 
so nicht durch seine Organe die Kriegsschiffe der Neutralen 
anhalten und durchsuchen lassen;') tut er es dennoch, dann 
macht er sich einer Verletzung der Neutralitätsrechte schuldig. 

3. Neutrale Staafspostschiffe. 

Ein Staat hat verschiedene Behörden, um all die vie- 
len ihm obliegenden Aufgaben erfüllen zu können. Zu 
■diesen gehört auch das Postwesen. Die Beamten dieses 
Zweiges der staatlichen Tätigkeit sind Staatsbeamten, also 
Vertreter der staatlichen Souveränität, und die Gebäude, in 
denen die Geschäfte vollzogen werden, sind Staatsgebäude, 
also Eigentum des Staates — eine Ausnahme liegt vor, 
wenn der Staat ein solches Gebäude nur gemietet hat. 
Das ist aber für diese Frage belanglos, weil auch dem Mie- 
ter gegen Störungen und Eingriffe in den gemieteten Gegen- 
stand dieselben Rechte zustehen wie dem Eigentümer, 
Ein solches Staatsgebäude ist nun das Postschiff kraft der 
alten Fiktion, dass das StaatsschifF nur ein schwimmender 



I) Calvo, Dfciionnaire Afaniiel df Diplomatie et de Droit Intet- 
national publ, et priv., Paris 1S85, p. 446: 'Les egards gve l/s gouverne- 
nifnls se dcivent tntre eux, ainsi qve U rispeet qui cnionre partout le pa- 
villon militair/, ant naturellement soustrait les bälimtnis de gverre ä l' 
application au droit de Visite l' est pourquoi dans ia firatigue. lorsque deiix 

sin savoir ä quelle naiion l' autre afipartient. arbore son pavillon en V 

-dant par la mime manoeuvre offirme ses couleurs et les mel ä i' abri de 
■Kmt doulf 

Vergl. auch Hautefeuille, Hisloire des origines . . . ., p. 2l6, 
"Whealon, Elements of Intern. Law, g 441. 
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Teil des Heimatlandes, folglich der Jurisdiktion und der 
Gebietshoheit nur des Ausrüstungsstaates unterstellt ist. 
Daraus ergibt sich der Satz: ein neutrales Postschiff darf 
nicht durchsucht werden.') Auch das Institut für Völker- 
recht hat in seinem Prisenreglement in Art. 17 die Unver- 
letzlichkeit derneutralen Postschiffe anerkannt. Genannter Ar- 
tikel bestimmt: ein staiatliches neutrales Postschiff darf nicht 
durchsucht werden, wenn der an Bord befeindliche Offizier 
schriftlich eine Erklärung abgibt dahin lautend, dass das 
Schiff keine feindlichen Depeschen, keine Truppen, keine 
Kriegskontrebande mit sich führt. Dieser Grundsatz ist 
zum Teil auch im internationalen Abkommen anerkannt und 
geregelt worden, so in den Verträgen*) zwischen Frank- 
reich und Sardinien vom 4. September 1 860, Art. 6 und 7 ; 
Frankreich und Italien vom 3. März i86g Art. 6; England 
und Belgien vom 17. Februar 1876, Art. 6*); Portugiesisches 
Gesetz vom 7.Juh 1880, Art. 76; England und Frankreich 
vom 30, August 1890, Art. 9. 

Indes was nützen all die Verträge, wenn man sich 
nicht daran hält ! England hat in seinen Verträgen dem 

1) Gessner, Recht des neatialen Seehandels, S. 314: tiyautres hä- 
tisunts appartinant d l'i^tat. ceax par ixemple qui fönt U siniict de la 
fosle, sont trailis ä l'igal de vaiaeaux de guerre, des qu'ik lotU comauui' 
d/s par iin offuter. TouUfnis comme il ptut artiver que de tels vaüseaax 
se chargent du transpori d' arliclts de contrtbande, il tsi ä de'sirer qut l' 
on puisse demander au cammandant d' assurer sur sott honneur gue ie 
parle pas d' ohjets prohibis, en partict^lier pas de deptchts 



V«i^l. auch Bulmerincq, Völkeirecttt in Maiquacdscu'aHaiulbnclk 
dts Öffet^tlicheo Rechts S. 373. 

*) Boafils, Vüll(errech(, Nr. ^^. 

") Art. 6 lautet: >6V seront d<s bdtinieais appa^tcrufiit ä i' Stat oif 
frete's pour le campte de V £tat. Les bälimenls serenl cotuidir^s tt lepif 
dans le fort de Dowvrxs et d/ins teus les auJres paris bn'tanniguft oü ils 
pourraient accidentelUment aborder. comae vaüseaitx de gv^.Ke,t 
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neutralen Staatspostschiff dieselbe Stellung eingefäumt wie 
einem neutralen Kriegsschiff, hat also eine Durchsuchung 
eines Postschiffes für nicht statthaft erklärt. Und trotzdem 
hat England keinen Änstoss genommen während seines 
Krieges mit Transvaal die deutschen Postschiffe »Herzog', 
General, Bundesrat« in der Meerenge von Aden aufzu- 
bringen. Erst auf die Vorstellungen^) Deutschlands gab sie 
die englische Regierung wieder frei. Auf ein solches Ver- 
halten weiter einzugehen, halte ich für zwecklos. 

Mal hat auch schon den Vorschlag gemacht , die 
Staatspostschiffe des Feindes den der Neutralen gleichzu- 
stellen, weil sie doch mehr eine friedliche Tätigkeit ver- 
richten und ihre Dienste der gesamten zivilisierten Welt mit- 
hin auch dem feindlichen Staate zugutekommen. Es hätte 
ja sicherlich grosse Vorteile, wenn man durch ein inter- 
nationales Abkommen diesen Gedanken verwirklichte, aber 
gar so einfach wäre die Sache doch nicht. Der Kriegführende 
müsste doch immer mit dem Gedanken rechnen, dass das 
feindliche Postschiff sein eingeräumtes Recht missbrauchte. 

4. Sdiiffe unter* Konuoi. 

Ursprünglich hatte dasKonvoieren der Kauffahrteischiffe 
d'usage de faire ainsi escorter les vaisseaux, le convoi^ ledig- 
lich den Zweck, die Schiffe gegen Seeräuber zu schützen. 
Um das erinöglichen zu können, schlössen sich mehrere 
Schiffe zusammen und bildeten so eine Admiralität mit 
einem Admiral als Führer (che/ qu' on appellait amiral.) 
Mit dem Erstarken der Staatsgewalt übernahm es der 
Staat selbst, seine Handelsschiffe durch seine Kriegsschiffe 
zu konvoieren, um sie nicht nur gegen die Piraten, sondern 
auch gegen das Überhandnehmen der Korsaren zu schützen. 

') Die Verhandlaagen hierüber finden akh abgedruckt bei Mirbach, 
DurdiMchnDEsrecht, Anh. II. 

*) Gessner, Recht des nedlralen Seehandels. S. i\% tT. 
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Gerade in dem willkürlichen, zügellosen Gebahren der Kor- 
saren (arrogance des corsaires) glaube ich den Hauptgrund 
zu sehen, weshalb man die neutralen Handelsschiffe unter 
Konvoi stellte. Denn man kann mit vollem Recht behaup- 
ten, dass die Kaperschiffe dem neutralen Handel einen viel 
grösseren Verlust beibrachten als die Kriegsschiffe selbst 
Am i6. April i6,'>3 wurde zum erstenmal während des 
Krieges zwischen England und Holland von der Königin 
Christine von Schweden ein Erlass veröffen dicht, wonach 
die konvoierten Handelsschiffe nicht dem Durchsuchungs- 
recht unterliegen sollten.^) 

Am meisten von allen Handeltreibenden machten sich 
die Holländer den Konvoi zu Nutzen, Das erklärt sich 
daraus, dass Holland im Mittelalter und Anfang der Xeu- 
zeit einen überaus grossen Seehandel betrieb und dass es 
daher ganz empfindlich in seinen Interessen getroffen wurde, 
wenn bei Ausbruch eines Krieges die Korsaren auf seine 
Handelsschiffe losgelassen wurden. Am 26. Januar 1781 
machten die Generalstaaten ihren Kriegs- und von ihnen 
aufgestellten Kaperschiffen zur Pflicht, die konvoierten 1 
Schiffe nicht zu durchsuchen, wenn der Kommandant des 
Konvoi erkläre, die konvoierten Schiffe hätten keine Kriegs- 
kontrebande an Bord*) Das Vorgehen der Generalstaaten j 



') Gessner, p. 319; sZa reine Christine d/termina ä cette occaiien 
Cfs suj'els ä mettre leurs bdtimenis marchands sous la protection et Mescorit 
des iiaisseoux de gtterrc de l'etat; les commandanls des vaisseaitx de gtierre 
avaienl Vordre de t'opposer, au beioin par la force, mix hdtimettis de guerri 
ou aux corsaires belligirants qui vouäraient visiter les vaisseaux tnarchants 
confiis ä leur soin.- 

*) Martens, Rfcueil, de traii/s, III. Art, 6 Ordonnance des Etats 
g^iroHX des Provitues-Uhfes des Payt-Bas relalivement ä la gi4erre, du 26 
jan-vier lySl: 'Quant aux vaisseaux sous canvai, an devra ajeuter foi aux 
äAlarations des officiers da canvei, que les navires sous leur convei n' an 
foint chargi des marchandists de contrebande, selon la pteine cottnaüsance 
gu' ils en doirent avoir el dis lors il ne sera point exige de Visite ulttlrieure.t 
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fand allgemeine Billigung und so kam es, dass wir eine 
Reihe von Verträgen aus dem i8. und ig. Jahrhundert 
haben, die ausdrücklich bestimmen, dass konvoierte Handels- 
schiffe nicht durchsucht werden dürfen. Hier seien einige 
von diesen Verträgen angeführt; 1782^) Vertrag zwischen 
Holland und den Vereinigten Staaten von Nordamerika im 
Art. 10; 8. Oktober 1782 Vertrag zwischen Russland und 
Dänemark im Art. 18; vom 1. November 1785 zwischen 
Russland und Oesterreich im Art. 13; vom 11. Januar 1787 
zwischen Russland und Frankreich im Art. 31; vom 9. Dezbr. 
1787 zwischen Russland und Portugal im Art. 25 und 26.' Im 
Dezember 1800 schlössen Russland, Schweden, Preussen 
und Dänemark einen Vertrag, worin ausgesprochen wurde, 
mit der Erklärung des Offiziers des Konvoi, dass die be- 
gleiteten Schiffe keine Kriegskontrebande an Bord habe, 
müsse sich der Kriegführende zufrieden geben''). 

Auch andere Staaten nahmen in ihren Verträgen ähn- 
liche Bestimmungen auf, so Preussen und die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika im Art. 14 des Vertrages von 
1828, Preussen und Dänemark im Art.19 des Vertrages von 
lölö; Frankreich und Texas im Art. ö des Vertrages von 
1839'). Aus all diesen Verträgen, von den v erschiede ndsten 



') Martern, Recueit III. p. 427 Art. 10: .Ctpindant, oh nt le de- 
maadera pas dfs vaissraux com-oy^'i pur dfs vm'sseaiix de guerre, mais on 
tjuiilim foi ä la paroIe de l'cffieier g-ui conduira le convoi.i 

*) Klarlcns, VII, p. 172: iLa dü-laration de l' officier commandant 
It viiisseau ou hi vaissenux de la marine Toyak 011 imperiale qtii accompag- 
turont le convoi d'un ou de plusieurs bälimenls marchants, que sott convoi 
u' a ä bord auctine marchandise de conirebande doit siiffire pour gu' it n'y 
ail lieu ä aucune i'i'sile stir son bord ni n cehii de bdtiment de son convoi.i 

f) Gessner, S. 321, Art. 5: -.La vtsite ne sera permiiC gu' ä bord 
des bdtiments qtii na-iiigueraient sans con-voi ; il snffira, lorsqu' ih seront 
(onvoy/s, que le comtttandant du convoi declare verbalement et sur la parole 
i'konnntr, gue les navires places sous sa protection ei sous son tscorte af- 



by Google 



SB 74 K 

Staaten geschlossen, sehen wir, dass gerade die Staaten, 
die eine sehr mächtige Handelsflotte, aber nur eine kleine 
Zahl von Kriegsschiffen hatten , sich in ausgedehntestem 
Masse den Konvoi zu Nutzen machten. Dagegen England, 
das über eine starke Kriegsflotte verfügt und das damit 
seine Handelsschiffe hinreichend schützen zu können glaubt 
sträubte sich mit allen Mitteln gegen die Anwendung des 
Konvoi. Allein es konnte doch nicht auf die Dauer dem 
Drängen der übrigen Nationen widerstehen, zu dem es sich 
auch sagen musste, dass bei der immer grösser werdenden 
Ausdehnung seiner Handelsflotte im Falle eines Krieges 
Englands Kriegsschiffe nicht in der Lage sind seine Kauf- 
fahrteischiffe vor den Kaperschiffen des Gregners zu schüt- 
zen. Und so machte auch England in dem Vertrag mit 
Russland vom 17. Juni 1801 gewisse Konzessionen, dalun 
gehend, dass konvoierte Schiffe nur von einem Krtegsschifie 
durchsucht werden dürften,^} nicht aber von einem Kaper- 
schiff. 

Allein trotz dieser Konzessionen konnte sich England 
nicht recht dazu entschliessen auf dem beschrittenen Wege 

j>arliennfnt ä f^tat dont il arbore le pavilloit, et qi£ ü declare, lorsque lei 
navirei serent destines poiir un pott etinetni, gtt' ils n' ont pai de cot 
bände di gtterre.fi 

') Martens, RecKcil VII, p. 260, Art. ' 4 des Vertrags von 1 
lautet: I. . . . que U droit de visiter les navires marcAands appertenant 
sujels de l' um des puissancei contractantes et navigant saus l'escertc 
■vaisseaux de guerre de la dite puäsance ne sera exerce que par lei vaüseaax 
Je guerre de la parlie helligerante et ne s'^tendra Jamals aux 
£orsaires ou autres bdtiments qui n' appartiennent pat ä la flotte imperiaU 
■au royale de Leurs Majestes, man guc leurs sujels aitraient armes en guerre. 

II: Que Us ' preprt^tttires de tous les naviret marchands appartenanl 
aüx sujets de r un des souverains contractans, pai seront destinds ä alle* 
saus convoi d" un vatsseau de guerre. seront tenus, avant qu' ils re(ot 
leurs inslru^tions de navtgation, de produi're au commandänt du 
Je convöi leurs passeporis, certificats et lettrel Je mer Jans la forme 
fuxie äü pr/seiit traitAt 



by Google 



^ 75 !s 

weiter zu gehen. Bald griff es wieder auf seine frühere 
Politik zurück, das Durchsuchungsrecht ausnahmslos auch 
bei konvoierten Schififen wieder auszuüben, da es dadurch 
aiif einem scheinbar anständigen und rechtlichen Wege den 
ihm gefährlich werdenden Handel der übrigen Völker 
liemtnen und unterdrücken konnte; denn Englands Macht 
beruht auf seinem Handel, er ist der »Grundpfeilers 
seiner Existenz, So ist es zu erklären, dass in der Mitte 
des IQ, Jahrhunderts England niemals mehr etwas von ei- 
nem Konvoi in seinen Verträgen erwähnte und infolgedessen 
auch die Berechtigung des Konvoi nicht anerkannte. Auch 
in der Pariser Deklaration vom 16. April 1856 unarde 
unter dem Drucke Englands nichts von einem Konvoi er- 
»ähnt Daher kommt es, dass England bis auf den heu- 
tigen Tag das Institut des Konvoi nicht anerkennt; das 
lässt sich auch daraus schliessen, dass England aber auch 
nicht in einem einzigen seiner Verträge auf die Durch- 
suchung konvoierter Schiffe vollkommen verzichtet hätte. 
Solange ein solcher Verzicht nicht \'orliegt, muss man 
sich von englischer Seite immer auf einen Eingriff in 
die Rechte der konvoierten Schiffe gefasst machen ; denn 
England geht von dem Grundsatz aus: an eine Einrichtung. 
die man nicht anerkennt, braucht man sich auch nicht zu 
halten. Um so erfreulicher war es, als in dem Dänischen 
Kriege von 1864 Preussen, Österreich und Dänemark das 
Recht der konvoierten Schiffe wieder anerkannten (§ 12 des 
preussischen Reglements vom iz. März 1864 betreffend 
die Schiffahrt der Neutralen;') § q des österreichischen Regle- 
ments vom 5. März 1864; § 11 des dänischen Reglements 

') g 12 Ikutet: >Xeu[rale SchilTe, welche unlet Konvoi von Kii^s- 
schiffen «Der neutralen Macht gehen, sind der Untersuchung nicht unterworfen ; 
n genügt die ErkUrunj; des Befehlshabers des Konvoi, dais die Papiere de< 
koDvoiefeaden SchilTes in Ordnung sind und dass dieselben keine Kri^skontre- 
baude an Bord haben.« 
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vom 16. Februar 1864.) Ebenso wurden im deutsch-fran- 
zösischen Kriege von 1870/71 genaue Regeln über konvo 
ierte Schiffe erlassen (vergleiche französische Instruktion von 
1870 Art. 14') mit Art. 11 der spanischen [nstruktion von 
1898.) Hierher gehört auch der Vertrag zwischen Deutsch- 
land und Costa-Rica vom 18. Mai 1875, dessen Art. 24 
bestimmt: »Das Durchsuchungsrecht wird nicht gestattet sein, 
ausser an Bord von Schiffen, die ohne Geleit fahren. Wenn 
sie mit Geleit reisen, so genügt es, dass der Befehlshaber 
des letzteren mündlich und auf sein Ehrenwort versichert, 
dass die unter seinem Schutz und seiner bewaffneten Deck- 
ung gestellten Schiffe dem Lande angehören, dessen Flagge 
sie führen, und dass er, wenn diese Schiffe nach einem 
feindlichen Hafen bestimmt sind, femer erklärt, dass sie 
keine Kriegskontrebande an Bord haben. 4 

In der Thoric der modernen Zeit wird das Institut 
des Konvoi allgemein anerkannt, wenigstens von den deut- 
schen und französischen Schriftstellern, Ich nenne nur: 
Martens, Heffter, Bluntschli, Bulmerincq, von den 
Franzosen Hautefeuille, Ortolan. Manche von ihnen 
wollen unter gar keinen Umständen ein Durchsuchungs- 
recht bei konvoierten Schiffen zulassen, selbst wenn begrün- 
■defer Verdacht vorliegt, dass die konvoierten Schiffe Kriegs- 
kontrebande an Bord haben. Sie stützen sich einfach da- 
rauf, dass man dem Worte des Kommandanten des Kon- 



') Art. 14 lautet: iVoru ne visiUret point lis bdtiments qui se Iro» 
■verottt loui h coniioi de navircs de gucrri neutre et tious vous horntrit i 

direction, avec ta d/cloration ä:ritr, gu' iU n" appartiennent pas ä l'ennemi et nf 
iont tngagei dans aucun comimrce ilikilf. Si. cependant, tious aties Uta de 
soupfonner gue la reUgion du commandant du comioi, a et/ siirprise, yoas 
commum'queriiz vos soupfons ä Cflle o/ßcier qui proc6Ierait sful ä la visile 
des bätiments suspects.t 

Eine ähnlichn Besümniung enlhätt Are. 6 de» ruisischen RcglemenU 
von 1895, ebenso Art, 10 der iulienischen Prisenordoung vom 20. Juli 1866. 
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voi unbedingt vertrauen müsse. So sagt Ortolan II p. 
i;i: »Der Befehlshaber des Kriegsschiffs vertritt seinen Sou- 
verän; inan muss ihm Glauben schenken, wenn er erklärt, 
dass sich an Bord der von ihm geführten Handelsschiffe 
keine Kontrebande befindet; es wäre eine Beleidigung sei- 
nes Souveräns, wenn man seinem Worte nicht trauen wollte. 
Übrigens bietet seine Versicherung in Wirklichkeit eine 
grössere Bürgschaft als eine wirkliche Durchsuchnng.* 
Hier geht Ortolan offenbar zu weit. Man kann doch 
nie und nimmer sagen, dass ein blosses Wort mehr Sicher- 
heit bietet als wenn man das Schiff einer Durchsuchung 
unterwirft. Der Offizier des Konvoi kann Ja selbst ge- 
täuscht worden sein und was dann ? Nach Ortolan müsste 
sich der Kriegführende mit der formellen Erklärung des 
Offiziers, das Schiff habe keine Kriegskontrebande verladen, 
zufrieden geben, während es in Wirklichkeit doch ganz an- 
ders ist. Nein in einem solchen Falle muss man dem 
Kriegführenden dennoch das Recht einräumen, die in Frage 
kommenden begleiteten Schiffe einer Durchsuchung zu 
unterwerfen, natürlich unter Anwesenheit und Mitwirkung 
des Kommandanten des Konvoi. In ähnlichem Sinne spricht 
sich auch Bluntschli aus.») Dagegen stehen die meisten 
englischen Schriftsteller auf dem Standpunkt der englischen 
Praxis, die ein Recht des Konvoi nicht zulässt im offenen 
Widerspruch mit dem Völkerrecht nnd mit fast allen an- 

1) Bluntschli, Völkerrecht § 325; .Der Kri^Mlaat hat immerhin 
sein ullwtilDdigeB Recht und Interesse zu waliren, daher kann ihm nicht ^u- 
gcmuttt werden, rta»s die Berufan^ aal das Zeugnis des neutralen Slaales jede 
weiten Piülung «udi verdächtig lei SthilTe .il.sohit verhindere. Es ist mi-^licii, 
ilass der neutrale Staat selbst getäuscht worden war und seinerseit selbst nicht 
sorgfältig genug geptiift hatte. Es ist überdem noch eher möglich, dass der 
Kriegsstaat und der neutrale Stsal eine verschiedene Meinimg ül>cr die Aus- 
dehnung des Begriffes Kriegskonlrebande haben und jener eine Ladung für 
Kontrebande hftll, welche dieser nicht als Koniiebande ansieht. Da kommt 
*» wieder darauf an, den Konflikt der Meinungen und Interessen ausiugleichen.i 

Di^ilizDdbyGoOgle 
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deren Schriftstellern der zivilisierten Welt. Sic betrachten 
den Convoi comme un fait rare, exceptionnel, destini ä du- 
der arbUrairement le droit de visite des belligärants}) Zur 
Begründung führen sie an, dass man auch dem Wort des 
Kommandanten des Konvoi nicht Glauben schenken könne, 
weil man schon oft die Erfahrung gemacht habe, dass trotz 
dieser Versicherung eine später erfolgte Durchsuchung das 
Gegenteil ans Licht brachte. Indes, wenn solche Fälle ein- 
mal vorgekommen sind, so sind diese doch wohl darauf zu- 
rückzuführen, dass der Offizier des Konvoi selbst getäuscht 
worden ist, oder dass er sich hat bestechen lassen, was aber 
nur höchst selten vorkommen wird; niemals wird aber ein 
souveräner Staat sich dazu hergeben, unter dem Deckman- 
tel seiner Autorität und Unverletzlichkeit verbotenen Han- 
del zu treiben.') 

Im allgemeinen wird man die Berechtigimg des Konvoi 
nicht bestreiten können, auch der Kriegführende nicht. 
Auch für ihn Hegt ja eine gewisse Beruhigung darin, wenn 
der Offizier des Konvoi erklärt, die von ihm geleiteten 
Schiffe machten sich in keiner Weise einer Verletzung 
ihrer Neutralitätspflichten schuldig; denn hier spricht nicht 
der Offizier, sondern seine Regierung durch ihn, er ist nur 
das Sprachrohr, dessen sich seine Regierung bedient, um 
die Garantie für die strengste Neutralität der geleiteten 
Schiffe dem Kriegführenden gegenüber auszusprechen. 
Daraus folgt : der Kriegführende ist verpflichtet die Erklär- 
ung des neutralen Staates auch zu respektieren. Auf der 



1) Gessner, p. 327. : , 

') HaulefeuUle, p.387: „Tous les peupies sont d'accord peur l'accppttr. 
'Angleterrt seul r/sistr, seul eile veul exiger que /« bälimenis coirvoyes soient 
lumis ä la visitf, comme les navirti isoles. ... // est meme fermis de 
enser gut cette nation traiive iine Sorte de satisfactton ä hutnUiet les offi- 
iers miliiotnes des peupUs pacifiqias, pour les habiluer, Sans äouie, d re- 
iiecler le despotisme maritime vniversel auquel eile tend te totUes ses forces.' 
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anderen Seite kann man aber nicht zugeben, dass unter 
allen Umständen ein Durchsuchüngsrecht bei konvoierten 
Schiffen ausgeschlossen sei. Die Interessen des Krieg- 
führenden sind bei der Frage des Durchsuchungsrechts 
immer die berechtigteren und daher müssen wir in einigen 
Fällen auch bei den konvoierten Schiffen ein Durchsuch- 
ungsrecht zulassen. Das trifft besonders zu, wenn sich 
der Befehlshaber des Konvoi weigert, eine Erklärung über 
die geleiteten Schiffe abzugeben, oder wenn sich seine Er- 
klärung mit dem Inhalte der Papiere nicht ganz deckt. 
Aus dem letzteren Grunde ergibt sich seinerseits für den 
neutralen Staat wieder die Verpflichtung,') vor der Abreise 
aus dem Hafen die geleiteten Schiffe einer sorgfältigen 
Prüfung der Schiffspapiere und der verladenen Waren zu 
unterwerfen. Denn wenn der konvoierende Staat diese 
Prüfung nicht vornimmt, kann er auch keine Erklärung 
al^eben, dahin lautend, die konvoierten Schiffe hätten keine 
Kriegskontrebande an Bord, Es ist klar, dass das Wort 
des Kommandanten des Konvoi sich nur auf die Schiffe 
«strecken kann und darf, welche ihm seine Regierung an- 
vertraut hat, bevor er den Hafen verliess; niemals aber 
können die Kauffahrteischiffe, die sich erst unterwegs denl 
Konvoi angeschlossen haben, sich auf den Schutz des Kon- 
voi berufen,*) ebensowenig wie solche Schiffe, die anfangs 
zu dem Konvoi gehörten, sich später aber davon trennten. 



>),G«t>OeT, Rt^t lies oenlnilni Seehaadeli, S. 104: iD^shalb wird 
wit Recht Tcilai^ dass der neutrale Staat die abfahrenden Schiffe einer ge- 
mnen Inipektion nnterworten und den kominuidieTenden Officier mit Legitt- 
tlnuüonspap leren versehen habe. Es können alsdann nur diejenigen Schiffe 
auf eine Befreiung »on der Durchsuchung Anspruch machen, welche von der 
I Staatsgewalt die Eriaubnis erhallen haben, sich dem Konvoi an- 



•) GesSDer, S. 318; , . . ceux [vaäteauxj qui ■uitnnenl i'y joindrt 
phis tard, lonl exclus de at avanlagt (cxemplion dt la visife.J 
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In den beiden letzten Fällen muss dem Kriegführenden 
ein Durchsuchungsrecht eingeräumt werden'.) 

Darf der Kriegführende selbst neutrale Handelsschiffe 
konvoieren? Diese Frage müssen wir verneinen aus dem 
einfachen Grunde, weil das feindliche Schiff ja jederzeit von 
dem Gegner weggenommen werden kann, und im Falle der 
Wegnahme die konvoierten neutralen Kauffahrteischiffe 
ebenso behandelt werden müssen, als wenn ^e überhaupt 
nicht konvoiert worden wären. Diese Ansicht ist auch all- 
gemein durchgedrungen in der Theorie und Praxis. Heffter 
spricht*) sich über solche Schiffe in seinem Völkerrecht 
§ 171 folgendermassen aus; »Als verdächtig kann zunächst 
auch dasjenige Schiff gelten, welches sich einem feindlichen 
Konvoi angeschlossen. Ein Konfiskationsgrund folgt daraus 
noch nicht.« Gewiss darf aus der einfachen Tatsache, dass 
sich das neutrale Handelsschiff einem feindlichen Schiffe 
angeschlossen hat, noch nicht ein Recht zur Konhskation 
dieser Schiffe abgeleitet werden ; ein solche Befugnis ergibt 
sich erst, wenn die Handelsschiffe an dem Widerstände 
teilnehmen sollten, den das feindliche Schiff leistet, oder 
wenn eine erfolgte Durchsuchung feststellt, dass die Kauf- 
fahrteifahrer Kriegskontrebande an Bord haben. Nur ein 
einziger Schriftsteller will auch dem feindlichen Schiffe das 
Recht einräumen, neutrale Handelsschiffe konvoieren zu 

1) Hefiter, ü. 364: .Audi können sich diejenigen Schiffe, welche 
nnlerwe^ von der Dediung sich Itennmi oder abgetrennt werden, aaf das 
Privilegium nicht wieder berufen-. Vielmehr laufen diese Gefahr bei ibrer dem- 
nichstigen Betictang von den Kti^fOhrenden aU besondeis verdächtig behan- 
delt za werden. c 

') Vergleich- auch Ge^s'o-M-, ■ p.' Jio: tLe neutre qtii se mtt sota 
la protection d' un beiiigifrant vioU rflUmrnt le droit de ■uistte. L' autre 
bellig^rant n' a aucune gOrantie' qne -tes vatiseaux marthands qui se sont 
■fait esborter dt la sorfe ^ar'svn^fnnfmi''Ke portent pas de contrebande ä 
hord DU n' onl fas Vitiitntion de violer lautre tnaniire leurs drvairt de 
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dürfen, es ist das der Amerikaner Wheaton. Gegen ihn 
«endet sich Kaltenborn^) mit vollem Recht, indem er 
den Nachweis erbringt, dass sich Wheaton nur von seinem 
amerikanischen Patriotismus und Handelsinteressen hin- 
reissen iiess, die Interessen der Neutralen höher zu stellen 
als die der Kriegführenden. 

Aus der kurzen geschichtlichen Darstellung des Kon- 
voi haben wir gesehen, dass bis heute noch kein inter- 
nationales Abkommen diesen strittigen Punkt geregelt hat. 
\ur einzelne Länder haben Spezial bestimmun gen erlassen, 
die aber jederzeit wieder abgeändert oder auch aufgehoben 
werden können. Zudem sind diese Bestimmungen mehr 
oder weniger von einander verschieden, sodass hier der 
Willkür grosser Spielraum gelassen ist. Es wäre daher sehr 
zu wünschen, wenn endlich einmal über diese Frage durch 
internationale Verträge Einigkeit erzielt würde. 

§ 7. 

Zweck des Purchsuchungsrechts. 

Nach dem Standpunkt der heutigen Praxis sind alle 
Schiffe der einen Kriegspartei der Wegnahme durch die 
Organe der anderen ausgesetzt. Um nun diesem Weg- 
nahmerecht zu entgehen, ist es schon oft vorgekommen, 
dass die Kauffahrteischiffe eine falsche Flagge geführt 
haben. Aus dieser Tatsache ergibt sich nun mit zwing- 
ender Notwendigkeit für den Kriegführenden das Recht 
alle Handelsschiffe anzuhalten zwecks Feststellung ihrer 
■wahren Flagge und ihrer wirklichen Nationalität. Es mag 
ja oft genug der Fall sein, dass sich der Kriegfülirende 
in dem angehaltenen Schiffe getäuscht hat, dass er es mit 
Unrecht für ein feindliches gehalten hat; indes, trotz alle- 

') Grundsätie des prattischcn europäischen Seerechts. Berlin 1851, Ilr 
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dem kann man von dem Kriegführenden nicht verlangen, 
dass er auf die Ausübung des Durchsuchnngsrechts ver- 
zichtet zu gTinsten des neutralen Handels. Diesen Stand- 
punkt vertraten alle Schriftsteller aller Zeiten und aller 
Nationen, mit einigen wenigen Ausnahmen, von denen ich 
schon bei der Frage über die Berechtigung des Durch- 
suchungsrechts gesprochen habe. Gessner (Le droit des 
neutres siir mer) bemerkt hiezu S. 310: >ie but du 
droit de Tiistte est d' abord d' itablir la vationaliti rieMe 
d' un vaisseau qui navigue sous paviilon neutre; il arrhie 
souvent cn effet que des vaisseaux ennemis arhorent 
des favillons neutres-». In demselben Sinne sprechen sicli 
aus Hautef euille, III,, p. 433 und Bonfils S. 7191 
sDie mit der Wegnahme feindhcher Handelsschiffe betrauten 
Kriegsschiffen müssen berechtigt sein, jedes ihnen begeg- 
nende Schiff aufzufordern, seine Flagge zu hissen und sich 
zu vergewissern, ob die auf die Aufforderung hin gezeigte 
Flagge auch die echte und wirkliche Flagge sei.* 

Während eines Krieges ist es nicht möglich, alle 
Handelsbeziehungen auch mit den neutralen Staaten einzu- 
stellen. Infolge dessen ist es nicht ausgeschlossen, dass neu- 
trale Handelsschiffe feindliches Gut an Bord nehmen. Da 
aber jedes feindliche Gut zur See als gute Prise erklärt 
werden darf, so müsste auch in diesem Fall eine Konfis- 
kation des verladenen feindlichen Gutes gestattet sein, 
wenn nicht die Pariser Deklaration von 18,56 den wich- 
tigen Satz aufgenommen hätte: feindliches Gut unter neu- 
traler Flagge ist frei mit Ausnahme der Kriegskontre- 
bande. Und damit kommen wir auf den eigentlichen Zweck 
des Durchsuchungsrechts: Verhinderung einer Unter- 
stützung des Gegners durch Zufuhr von Kriegs- 
kontrebande von Seiten der Neutralen. Wie soll aber 
der Kriegführende das fertig bringen, wenn man ihm nicht 
die Befugnis einräumt, alle ihm begegnenden Schiffe anzu- 
halten und zu durchsuchen ? Denn er kann ja nicht wissen, 
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ob ein Schiff sich strenge an seine Neutralitätspflicht hält, 
ob es keine Kriegskontrebande verladen hat, die für den 
Gegner bestimmt sind, zudem kann er es auch nicht der 
Flagge ansehen, welche Waren das Kauffahrteischiff an 
Bord hat und welche Bestimmung sie haben, das kann 
nur eine Prüfung der Papiere, verbunden mit einer Durch- 
suchung des Schiffes ergeben. Daher erscheint es mir nicht 
begreiflich, wie Hautefeuille nur eine Prüfung der Schiffs- 
papiere zulassen will; es können doch die Papiere ge- 
fälscht oder überhaupt keine Papiere vorhanden sein, und 
was dann? Nach Hautefeuille könnte in dem letzteren 
Fall der Kriegfuhrende überhaupt nichts machen, er müsste 
wieder un verrichteter Sache das angehaltene Handelsschiff 
verlassen, selbst wenn noch so grosser Verdacht bestünde, 
dass der Kauffahrt eif all r er verbotenen Transport treibt. Mit 
Hau tefeuille's Theorie könnte man das Durchsuchungs- 
recht einfach illusorisch machen: Die Neutralen brauchten 
nur ihre Papiere bei einer bevorstehenden Durchsuchung 
zu vernichten oder sie brauchten überhaupt keine mitzu- 
nehmen und dann hätte der Kriegführende das Nachsehen. 
Man muss doch dem Kriegführenden die Möglichkeit geben 
bei nicht vorhandenen oder gefälschten oder sonst wie ver- 
dächtigen Papieren sich von der wirklichen Beschaffenheit 
der Waren Kenntnis zu verschaffen und das ist doch nur 
denkbar durch eine tatsächliche Durchsuchung der Schiffs- 
räume. In diesem Punkt herrscht so ziemlich Einheit in 
der Praxis wie in der Theorie. Wheaton äussert sich 
hierüber folgen der massen § 524: ^The right 0/ Visitation 
and searck 0/ neutral vessels at sei is a belligerent right 
rssenlial to the cxercisc 0/ thc right of capturivg etmemy's 
property, contrabond of war and vessels committing a breack 
of blocade.* Ebenso Kl über in l>roit des Gens Moderne 
de /' Europae § 2ij; Ortolan I, p. 205; BluntschH 
!; 819; Neumann S. 138; Bowles S. 4g; Gessner S. 
310/315; Heffter S. 255. 
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Es ist wohl begreiflich, dass ein solcher Eingriff in 
die Rechte der Neutralen grossen Widerspruch hervorrief. 
Es bedurfte auch langer Zeit, bis man dem Kriegführenden 
endgültig sein gutes Fecht zugestand. Doch damit der 
Kriegführe7ide seine Rechte nicht missbrauche, hat man 
genaue Regeln aufgestellt, an die er sich bei der Ausüb- 
ung strenge halten muss'). Aber gerade in dem Punkte, 
der für das Durchsuchungsrecht so wesentlich ist, hat man 
bis jetzt noch keine Einstimmigkeit erzielt, nämlich hinsieht* 
lieh des Begriffs und Umfangs der Kriegskontrebande. 

§ 8- 

Zeitliche Beschränkung des Durchsuchungs rechts. 

Aus der Tatsache, dass das Durchsuchungsrecht nur 
dem Kriegführenden zusteht, folgt, dass das Durchsuch- 
ungsrccht bloss im Kriege ausgeübt werden darf. Nur 
ausnahmsweise ist auch während des Friedens eine Ausüb- 
ung dieses Rechts möglich, nämlich nur dann, wenn die 
einzelnen Nationen durch Vertrag sich ein solches Recht 
eingeräumt haben. Das ist z. B. der Fall in den verschie-i 
denen Abkommen zur Unterdrückung des Sklavenhandels, , 
ferner in dem Abkommen betreffend den Schutz der Nord- 
seehochfischerei. Von diesen wenigen Fällen abgesehen 
braucht sich der neutrale Staat nur in Kriegszeiten einen 
solchen Eingriff in seine Souveränitätsrechte gefallen lassen. 
Diese zeitliche Beschränkung des Durchsuchungsrechts er- 



V ValM, Üb. 3, cap. VII, § 114: ^On ne ftiit ivi 
t des efftts de conlrebande, ;i C on ne ■visitc pas Ifi Vi 
l' an rencontre en iner, On esl donc rn droit de hs 1 
ions puissanlt! ont rffuse en dißererils tfinps dt 
■it. Aujourd' hui urt vaissfou neutre qtU reftiserait dt sotiffrir la ti- 
, IC ftrail condataner pnr cila sriil comrne itant de bonne prise. Maii 
r dviter les incorrvenitnls, Its vxalians rl loul abus, on rigU, data It! 
iUt dt navigatio» et de commerce, la maniire dont la Visite doit le faire.' 
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klärt sich aus dem ganzen Wesen dieser Institution, Was 
sollte denn im Frieden der eine Staat für ein Interesse da- 
ran haben, wenn es dem andern beliebt, unter einer falschen 
Flagge zu fahren? Oder mit welchem Rechte könnte ein 
Staat es dem anderen verbieten, einem dritten solche Ge- 
genstände zuzuführen, die direkt zum Kriegführen bestimmt 
oder im Falle eines Krieges gut zu gebrauchen sind! In 
Kriegszeiten liegt die Sache anders. Hier ist der Krieg- 
führende wohl daran interessiert, zu erfahren, was sein Geg- 
ner tut und worin der Transport der Neutralen besteht. 
Auf eben dieses berechtigte Interesse gründet sich das 
Durchsuchungsrecht im Seekrieg, Sogar England hat den 
Grundsatz ausgesprochen, dass das Völkerrecht ein Durch- 
suchungsrecht im Frieden nicht kenne.') Das Durchsuch- 
ungsrecht beginnt mit der Eröffnung der Feindseligkeiten 
und endigt mit dem Friedensschi uss. Diesen Satz wollen 
wir im . Folgenden näher erörtern. 

I. Kriegseröffnung. 

Darf das Durchsuchungsrecht sofort beim Bekannt- 
werden der Kriegserklärung ausgeübt werden ? Diese Frage 
ist ohne Zweifel zu bejahen, wenn es auch auf den ersten 
Blick den Neutralen gegenüber etwas unbillig erscheint. 
Räumt man nämlich dem Kriegführenden nicht sogleich mit 
Beginn der Feindseligkeiten dieses Recht ein, dann ist sein 
Gegner in der Lage sich noch schnell durch neutrale Han- 
delsschiffe mit Kriegsbedarf versehen zu lassen, eine Hand- 
lung, die doch zweifellos unzulässig ist; folghch kann der 
Kriegführende ■ sofort mit der Eröffnung des Krieges die 
neutralen Kauffahrteischiffe einer Durchsuchung unterwerfen. 
Xatürlich ist es eine andre Frage hinsichtlich der Konfis- 
kation der so auf diese Weise beschlagnahmten Schiffe und 
Waren. Wie man in dem ersten Fall mit Billigkeit dem 

') Grund, Du Duichsuchungsrecht. I.eipzig 1841, 5. 17. 
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Krie^ührenden ein Durchsuchungsrecht zugestehen muss, so 
wäre es bei der zweiten Frage eine grosse Unbilligkeit, 
ein Handelsschiff, das, ahnnungslos von dem ausgeb rochen en 
Kriege, dem Kriegsschiff einer der Kriegsparteien in die 
Hände läuft, wegen seiner Ladung als gute Prise zu er- 
klären. In einem solchen Falle kann man zwar dem Krieg- 
führenden nicht zumuten, dass er das angehaltene Handels- 
schiff mit seiner Kriegskontrebande ruhig seine Fahrt fort- 
setzen lässt, nein, er hat das Recht, die Ladung zu beschlag- 
nahmen, aber nur gegen eine Vergütung an den Neutralen. 
Es leuchtet ein, dass von einer Vergütung für die beschlag- 
nahmten Waren nur in ganz bestimmten Fällen die Rede sein 
kann ; denn wenn der Neutrale jedesmal noch eine Vergütung 
dafür bekäme, dass er die für den einen der Kriegführenden be- 
stimmten Waren nicht zu diesem bringen konnte, weil ihn der 
andre Kriegführende abgefangen hat, dann hätte ja der Neu- 
trale gar nichts zu riskieren, er käme in jedem Falle auf seine 
Kosten, ob er nun die Waren wirklich zu dem Krieg- 
führenden hin bringt und von diesem bezahlt wird oder 
ob er dessen Gegner in die Hände läuft und dann von letz- 
teren die Ladung vergütet bekommt. Um derartigen Fäl- 
len vorzubeugen, ist es gut, wenn die Kriegführenden mit 
Eröffnung des Krieges an die neutrale Staaten eine Note 
richten, in der sie bestimmen, von welchem Tage an sie 
alle Handelsschiffe für gute Prise erklären, die Kriegskon- 
trebande verladen hätten. 

2. Waffenstillstand. 

Unter Waffenstillstand versteht man ein Abkommen 
der Kriegführenden, wonach sich dieselben verpflichten. 
während der festgesetzten Dauer dieses Abkommens alle 
Feindseligkeiten einzustellen (vergleiche Haager Bestimm- 
ungen Art, 38). Diese Vereinbarung der Waffenruhe hat 
nun viele zu dem Irrtum veranlasst, dass ein Durchsuch- 
ungsrecht während eines Waffenstillstandes nicht stattfinden 
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dürfe. Dabei argumentieren sie so : es widerspräche ganz dem 
Wesen des Durchsuchungsrechts während des Friedens — 
und der Waffenstillstand sei doch eine Art von Frieden ■— 
die friedlichen Handelsschiffe anzuhalten und zu durch- 
suchen. Aber der Waffenstillstand ist noch kein Frieden; 
wenn auch die Waffen ruhen, Kriegszustand ist es immer 
noch; wenn auch die beiden Gegner ruhig gegenüber liegen, 
Feinde bleiben sie doch! Es gibt immer noch Kriegführende 
und Neutrale, und wo Neutrale sind, können auch die Neu- 
tralitätspflichten verletzt werden und wo eine solche Neu- 
tralitätsverletzung zu befürchten ist, muss man auch dem 
Kriegführenden das Recht einräumen, diese Verletzung 
seiner Rechte zu verhüten, eventuell zu bestrafen. Ferner 
wird ein Waffenstillstand nur mit Wirkung für die beiden 
Kriegführenden abgeschlossen, der Neutrale hat dabei g^ar 
nichts mitzureden, für ihn ist auch jetzt noch Kriegs- 
schauplatz, was auch vorher Kriegsfeld war. Daraus 
folgt: wenn der Neutrale vor dem Waffenstillstand keinen 
Kriegsbedarf auf das Kriegsfeld bringen durfte, so darf 
er auch nach Abschluss eines Waffenstillstandes nichts der- 
artiges tun. Deshalb erscheint mir die Ansicht die richtige, 
dass das Durchsuchungsrecht auch während eines Waffen- 
stillstandes ausgeübt werden darf. Zudem können ja die 
Feindseligkeiten jeden AugenbHck wieder losgehen, und da 
wäre es doch eine Torheit, wenn der Kriegführende ruhig 
mitansehen würde, wie sich sein Gegner mit Kriegsbedarf 
durch die Neutraion versehen lässt, um dann vielleicht mit 
frisch geworbenen Truppen und neuen Schiffen den Kampf 
um so erfolgreicher zu beginnen, 

3. Einstellung der Feindseligkeiten. 

Wie verhält es sich, wenn nach dem Frieden sschluss 
einzelne Kriegsschiffe noch das Durchsuchungsrecht ausüben 
in Unkenntnis von dem Aufhören der Feindseligkeiten? 
Dass das Kriegsschiff solange das Durchsuchungsrecht aus- 
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üben darf, bis es von dem Abschliiss des Friedens erfährt 
oder von seiner Regierung davon in Kenntnis gesetzt wird, 
kann wohl niemand bestreiten, Dass noch manche Schiffe 
dem Durchsuchungsrecht unterworfen werden, bis die Ein- 
stellung der Feindseligketten auf dem ganzen Meere be- 
kannt sein wird, ist auch leicht denkbar. Nun darf das 
Durchsuchungsrecht' doch nur im Kriege ausgeübt werden, 
in unserem Falle wird es aber im Frieden vorgenommen! 
In diesem Dilemma müssen wir folgendermassen entscheiden: 
Da maa das Durchsuchungsrecht nicht sofort mit dem Auf- 
hören der Feindseligkeiten aus der Welt schaffen kann, 
weil die Kriegsschiffe auf dem weiten Meere nicht in dem- 
selben Augenblick von dieser Tatsache in Kenntnis gesetzt 
werden können, — dank der Erfindung der drahtlosen 
Telegraphie ist man ja auch schon auf diesem Gebiete ein 
schönes Stück vorwärts gekommen, — müssen wir auch 
noch nach der Beendigung des Krieges ein Durchsuchuiigs- 
recht einräumen. Allein für die unangenehmen Folgen, die 
der Neutrale durch die Ausübung dieses Kriegsrechtes er- 
leidet, muss der Kriegführende, soweit es ihm möglich ist, 
vom Augenblick der Einstellung der Feindseligkeiten an 
einstehen, das heisst, er muss dem Schiff den Schaden- er- 
setzen, den es durch die Durchsuchung erlitten hat. 



Beurteilung des Durdisuchungsredits während 
eines Bürgerkrieges. 

Das Durchsuchungsrecht darf nur von einem souver- 
änen Staat ausgeübt werden, weil nur ein Staat für die Fol- 
gen einer Ausübung dieses Rechtes einstehen und die Garantie 
für die richtige, vorschriftsmässige Vornahme einer Durch- 
suchung leisten kann. Daraus folgt: Solange ein Volk als 
selbstständiger Staat anerkannt wird, darf es ein Durchsuch- 
ungsrecht ausüben; sobald aber der geordnete Verband 
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jiufgelösst wird, sobald das Volk sich in zwei Parteien 
spaltet, von denen jede den Anspruch auf Rechtmässig- 
keit und Anerkennung bei den übrigen Nationen erhebt, 
entsteht bei den nicht beteiligten Staaten die schwierige 
Frage, welche von den Parteien und ob überhaupt eine 
als Staat anerkannt werden soll. Denn es ist nicht zu leug- 
nen, dass trotz des Bürgerkrieges das Volk als solches im- 
mer noch vorhanden ist, dass aber andererseits durch die 
Spaltung in zwei Parteien das geordnete Staatswesen nicht 
mehr besteht, gerade jener organisierter Verband als ganzer 
aufgelöst ist, welcher doch einem jeden Volk den Stempel 
eines souveränen Staates verleiht. Bei oberflächlicher Be- 
trachtung müssten wir in diesem Fall zu dem Schluss kom- 
men, beiden Parteien den Anspruch auf Anerkennung als 
Staat zu versagen, da sie ja nur als geordnetes Ganzes ein 
solches Recht auf Anerkennung als Staat haben. Doch 
dieser Schluss wäre falsch. Wenn sich ein Land in einem 
Bürgerkrieg befindet, dann kann es doch immer noch nach 
aussen hin seine Pflichten als Staat erfüllen und seine Rechte 
als solcher verlangen. Und solange auch nur eine Partei 
des betreffenden Landes diese Erfordernisse erfüllt, muss 
man dieser Partei das Recht eines Staates zuerkennen; denn 
mögen auch im Innern Unruhen ausgebrochen sein, nach 
aussen hin hat sich das Verhältnis nicht geändert. Und 
die Partei, die die Beziehungen nach aussen zu den anderen 
Xationen aufrecht erhält, ist fast ausnahmslos diejenige, 
welche auch die alte Staatsverfassung aufrecht erhalten will. 
Daher kann nur sie als Staat betrachtet werden, nur ihr 
kann man die Rechte und Pflichten eines Staates zuerkennen, 
nur sie darf dann in unserem Fall das Durchsuchungsrecht 
iiusüben. Auch das Institut für Völkerrecht hat in seiner 
Sitzung im September • igoo zu Neuchätel diese Frage in 
obigem Sinne entschieden. Es spricht sich dahin aus, dass 
in einem Bürgerkriege nur die Partei das Durchsuchungs- 
recht ausüben darf, die von den übrigen Mächten als Staat 
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anerkannt worden ist, und zwar nur denjenigen Handels- 
schiffen gegenüber, deren Regierung ausdrücklich der Kriegs- 
partei jene Stellung als Kriegführender im völkerrechtlichen 
Sinne zuerkannt hat. 

Wenn aber ein im Bürgerkriege sich befindliches Volk 
seine Beziehungen zu den andern Nationen abbricht, wenn 
es noch ungewiss ist, welche Partei die Oberhand gewinnt, 
dann kftnnen die übrigen Staaten beide Parteien gleich be- 
handeln, beiden die Berechtigung als Staat absprechen oder 
beide als kriegführende Mächte betrachten. Durch diese 
Anerkennung bekommt jeder der Kriegführenden Rechte 
und Pflichten einer Kriegspartei, jeder von ihnen darf das 
Durchsuchungsrecht ausüben. Dass diese Anerkennung im 
freien Belieben der nicht am Kriege beteiligten Nationen 
steht, liegt auf der Hand; dass hiedurch Härten für den 
noch nicht anerkannten Teil entstehen, bedarf auch keines 
weiteren Beweises, und dass es im einzelnen Fall nicht leicht 1 
ist, den richtigen Zeitpunkt zu ermitteln, in welchem der 
kriegführende Teil die Eigenschaft einer selbständigen Macht 
erlangt hat, kann man auch nicht bestreiten. Die Folge . 
davon ist : der Staat, der die Souveränität der Kriegspartei ' 
anerkennt, tritt im Moment der Anerkennung in das Rechts- 
verhältnis des Neutralen zum Kriegführenden, daher darf 
seinen Handelsschiffen gegenüber das Durchsuchungsreciit I 
ausgeübt werden ; dagegen der Staat, der dem Kriegführen- 
den die Eigenschaft eines selbständigen Staates nicht zuer- 
kennt, braucht sich ein Durchsuchungsrecht nicht gefalloi | 
zu lassen. Bestimmte Vorschriften über die Anerkennung 
eines Staates habeii wir bis jetzt noch nicht, zudem gibt es 
auch kein Institut, das alle Staaten verpflichten oder zwngMi i 
könnte, ein Volk als Staat, als gleichberechtigtes Mitglied an- 
zuerkennen; daher kann ein Staat einem anderen die Eigen- 
schaft als solcher absprechen oder auch nicht. Binntschli 
meint, es bestehe eine Verpflichtung einen Staat anzuerkennen. I 
Aber wer kann denn eine Nation zwingen, eine andere als 

I 
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Staatemnitglied zu respektieren? Ein Beispiel bietet uns 
England und die Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
England hat sich lange geweigert, die Vereinigten Staaten 
als souveräner Staat anzuerkennen und niemand konnte es- 
zu dieser Anerkennung zwingen. 

§ 10. 

Ortliche Begrenzung des Purdisudiungsrechts. 

1. Eigenes Seegebiet. 

Zum Begriff des Staates gehört ausschliessliche Juris- 
diktion über das Staatsgebiet, das heisst: jeder, der sich in 
einem Staate aufhält, ob Inländer oder Ausländer, muss sich 
den dort bestehenden Gesetzen unterwerfen — eine gewisse 
Ausnahme machen Fürsten und Gesandte. Zu dem Staats- 
gebiet gehört einmal das Festland selbst, sodann auch das 
Küstengebiet; das ist das Stück von dem angrenzenden 
Meere, welches der Staat von der festen Küste aus mit 
seiner Waffengewalt noch vollständig beherrschen kann. 
Das Schiff, das in diese Machtspähre kommt, befindet sich 
in dem Staatsgebiet eines souveränen Volkes, muss sich 
also seinen Anordnungen unbedingt fügen, ganz besonders, 
wenn sich dieses Volk im Kriegszustand befindet, denn 
dann ist es berechtigt alle Vorsichtsmassregeln zu ergreifen, 
die es seiner eigenen Selbsterhaltung schuldig ist. Zu einer 
solchen Vorsichtsmassregel gehört die Ausübung des Durch- 
suchungsrechts, welcher alle Schiffe unterworfen sind, so- 
bald sie in das feindUche Seegebiet gekommen sind ■ — eine 
Ausnahme haben wir auch hier: die Kriegsschiffe und andre 
Staatsschiffe geniessen dieselbe Exterritorialität wie die 
Fürsten und Gesandte. Hinsichtlich der Tatsache, dass das 
Durchsuchungsrecht in dem feindlichen Küstengebiet aus- 
geübt - werden darf, herrscht vollkommene Einstimmigkeit 
unter allen Schriftstellern. Der Amerikaner Wheaton 
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sagt (Elements of intern. L. S. 614: t^This right 0/ caf- 
ture in confessedly such a right as may bc exercised 
within the territory of the belügerent State . . . .« Ebenso 
Gessner (Becht des neutralen Seehandels S. 315}: »/jt 
visi/e ne peut donc avoir Heu que /" dans les mers terri- 
iorriales soumises ä la souverainete du belligerant.« Da- 
gegen bestanden grosse Meinungsverschiedenheiten hinsicht- 
lich der Frage, wieweit sich das Küstengebiet vom Ufer 
aus erstrecke. Einige Schriftsteller des 14. Jahrhunderts 
verlangten 60 Meilen, im 18. Jahrhundert begnügte man 
sich nicht mehr damit, man verlangte jetzt 100 Meilen. Den 
heute allgemein anerkannten und vertretenen Satz, dass 
sich die Herrschaft eines Staates soweit über das Küsten- 
meer erstrecke, als der Staat dieses Gebiet mit seinen Waf- 
fen vom Lande aus verteidigen könne, hat zuerst Byn- 
kershoek in seinem Werk ^De domino 7naris< ausge- 
sprochen'). Ihm haben sich die namhaftesten Schriftsteller 
angeschlossen und zwar mit vollem Recht; denn von einer 
Herrschaft des Staates über ein Gebiet kann man nur 
sprechen, wenn der Staat auch wirklich in der Lage ist 
dieses Gebiet auf jeden Fall schützen zu können und ein 
solch wirksamer Schutz über das Küstengebiet kann sich 
doch nur soweit erstrecken, als die Schussweite der Strand- 
batterien beträgt. Mit dieser Frage beschäftigte sich auch 
das Institut für Völkerrecht in seiner Sitzung zu Paris 1894; 
es fasste folgenden Beschluss; Die Sechsmeilen grenze soll 
weiter bestehen bleiben ; indes in Kriegszeiten soll diese 
Grenze soweit ausgedehnt werden, als die Geschosse der 
Strandbatterien das Meer noch beherrschen können und 



V Cap. II: Quart omnino i-idetiir recti'us, eo potestaUm terrof ex- 
tendi, qiiousgue tormenta exploduttter , ealenus qv-ipfe cum impcrare titat 
posidere videdut. Loquor enim de his temporibus. guibus Ulis tnachinis 
■utitHur: alioquin generalüer dicendum est: potestaUm terrae ftniri übt ßni- 
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zwar soll der betreffende Staat das Recht haben, diese 
Grenze nälier zu bestimmen. Auch in der Praxis hat man 
bei der Regelung dieses Punktes geschwankt. Die meisten 
Staaten haben die 5 Seeuieitengrenze angenommen, berech- 
net von dem niedrigsten Wasserstand bei der Ebbe; so 
Deutschland und Ergland (Vertrag vom Dezember 1874), 
Frankreich {Vertrag vom November 1876 mit England), 
Xordseestaaten in dem Haager abkommen vom Mai i88z, 
Deutschland, England, Frankreich, Österreich, Spanien, 
[tauen, Russland, Niederlande und Türkei in dem Abkom- 
men von Konstantin Opel vom 2g. Oktober 1888 betreffend 
den Suezkanal. 

2. Seegebiet des Gegners. 

Ein Krieg darf nur auf dem Gebiet einer der neiden 
Kriegsparteien oder auf dem freien Gebiet geführt werden: 
Daraus folgt: die einzelnen Kriegshandlungen und die Aus- 
übung der für den Krieg gellenden Vorscliriften dürfen 
ebenfalls nur in dem Gebiete des Kriegführenden oder sei- 
nes Gegners vorgenommen werden; und daraus wieder er- 
gibt sich: weil das Durchsuchungsrecht ein Kriegsrecht ist, 
darf der Kriegführende alle Handelsschiffe in den Gewäs- 
sern seines Gegners anhalten und visitieren ebensogut wie 
in seinen eigenen. Auch über diesen Punkt besteht keine 
Streitfrage, die Richtigkeit dieses Satzes leuchtet auch 
ohne weiteres ein. Hautefeuilie sagt (png. 210); ^>Les 
licux oü la visite peut etre fait sont: /** la haute mcr, 
2" les mers territoriales appartenant aux deux belligirants, 
c' est ä dire les lieux independants de tonte Jurisdiction, et 
frux soumis ä la souverainete du bellig/rant.i 

3. Offene Meer. 
Mare est liberum. Dieser Grundsatz sagt uns zunächst, 
dass es über das offene Meer keine Herrschaft geben kann, 
dass auf dem offenen Meere alle Staaten gleiches Recht 
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haben. Daraus ergibt sich, dass der Kriegführende sich 
nicht auf neutralem Seegebiet befindet, wenn er ein 
neutrales Handelsschiff zwecks Durchsuchung auf dem 
offenen Meere anhält. Sobald er aber das fremde Schiff 
betritt, befindet er sich auf fremden Staatsgebiet, greift also 
in die Gebietshoheit des fremden Souverän ein. Doch die- 
sen Eingriff muss sich der neutrale Staat gefallen lassen 
aus dem schon erwähnten Grunde, dass das Interesse des 
Kriegführenden den Handelsinteressen der Untertanen des 
neutralen Souveräns vorgeht. i) Dagegen kann man eine 
Ausübung des Durchsuchungsrechts nicht zulassen in solchen 
Meeresteilen, die von dem Kriegsschauplatz soweit entfernt 
sind, dass sie in gar keinem »denkbaren Zusammenhangt 
mit dem Kriegsgebiet stehen. Natürlich bezieht sich der 
vorhergehende Satz nur auf die Schiffe der Neutralen, die 
Schiffe des Feindes unterliegen ja Überall auf dem offenen 
Meere der Wegnahme, nur nicht in den Gewässern der Neu- 
tralen, eine Ausnahme, die wir weiter unten behandeln wollen. 

4. Rechtliche Stellung der Kolonien während eines Krieges. 

Die Kolonien sind Bestandteile des Mutterlandes, räum- 
lich getrennt durch das dazwischenliegende Meer , doch 
rechtlich mit dem Heimatstaat auf das engste verbunden. 
Daher unterstehen sie vollkommen der Staatsgewalt des 
Mutterlandes, wenn sie auch eigene Verwaltung haben, 
werden auch völkerrechtlich von ihm vertreten und von 
ihm gegen Feinde geschützt. Aus dieser Abhängigkeit der 
Kolonien vom Heimatstaate folgt: Die Kolonie teilt das 
Schicksal des Mutterlandes. Ist das letztere im Kriegszu- 
stande, so befinden sich auch die Kolonien im Kriege. Da- 
her ist die Zuführ von Kriegskontrebande in die Kolonien 

1) Hautefeuille (Hisioire des orig. . .) p. Jo/.- tLavisitt feut /Ire 
faite rn fUtne mtre . . -s cf. auch Ortolan, II. p. 206; Gessaer (Recht 
drs neDtralCD Seehimdels) S. 315. 
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ebenso gut verboten wie in das Mutterland selbst; der 
Kriegführende darf also auch in dem Küstengebiet der 
Kolonien das Durchsuchunga-echt ausüben , die Kolonien 
können niclit geltend machen, ihr Küstengebiet müsse als 
neutrales Seegebiet betrachtet werden, wögen sie auch noch 
so weit \'on dem wirklichen Kriegsschauplatz entfernt sein. 

5. Neutrales Seegebiet. 

Ein Ausfluss der Souveränität und völkerrechtlichen 
Oleichberechtigung ist die alleinige Ausübung der Staats- 
gewalt über das eigene Staatsgebiet, ein Satz, der ausnahms- 
los gilt. Zu dem Staatsgebiet gehört aber auch, wie schon 
oben erwähnt, ein bestimmtes Küstengebiet, folglich kann nur 
der Staat, aber auch nur der Staat, dessen Machtspähre das 
betreffende Seegebiet untersteht, die Jurisdiktion ausüben. 
Jede Handlung in diesem Gebiete, von einer fremden Macht 
vorgenommen, ist eine Verletzung der Rechte des anderen 



Aus dem Gesagten können wir den Schluss ziehen : 
ein Durchsuchungsrecht irgend welcher Schiffe, mögen es 
feindliche sein oder neutrale, darf in den Gewässern neu- 
traler Staaten unter gar keinen Umständen ausgeübt werden, 
ebensowenig wie der kriegführende Staat auf dem Festland 
neutraler Staaten irgendwelche Handlungen vornehmen darf. 
Daher kann man ferner ein Durchsuchungsrecht auch nicht 
in den Küstengebieten derjenigen Staaten vornehmen, die 
Freunde oder Verbündete eines der Kriegführenden sind, es 
müsste denn sein, dass diese Staaten ausdrücklich ein sol- 
ches Recht den Kriegführenden eingeräumt haben'). Diesen 

') Gessner, Lt Droit dts neutrcs sar tner. f. 3H- ^ ""'''' *i ^^"- 

fuisiancts amies ou tieulrrs, pas ntivte äans alles dfs allie's, lorsgue cfux- 
li n' tn vnl p»s -fOHnf f atilarisatfon exfiresse ou taciie. (Ve^ciche auch 
Hcffter (enr^i*dM Völker) S. ]6o. 
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Standpunkt vertritt auch die heutige Praxis. So beslirami i 
§ 3 der österreichischen Verordnung vom 3. März 1^64 ' 
(Attlmayer I, S. 824): »Auf neutralem Seeterritorium 
darf kein Schiff angehalten oder aufgebracht werden. = 
Vergleiche auch § g' des preusischen Reglements vom | 
20. Juni 1864; § 8 des dänischen Reglements vom 16. Fe- 1 
bruar 1864; § 4 der französischen Instruktion vom 2,5. Juli 
1870; Artikel 4 der italienischen Instruktion vom 20, Juni 
1866; Artikel 16 des russischen Reglements von 1895. 

Darf ein Kriegsschiff einen Kauffahrteifahrer, der sich 1 
der Durchsuchung durch die Flucht entziehen will, bis in ' 
die neutrale Gewässer hinein verfolgen? Diese Frage ist 
in den verschiedenen Zeiten ganz verschieden beantwortet 
worden. Im lö, Jahrhundert hat man ein solches Recht 1 
dem Kriegführenden eingeräumt. Vor allem waren es die ! 
Engländer, welche dieses Recht lebhaft \-erteidigt haben. 
Allein in der neueren Zeit hat man meistens den entgegen- 
gesetzten Standpunkt vertreten und zwar mit Recht. 1 
Denn sobald das verfolgte Schiff in das neutrale See- | 
gebiet kommt, befindet es sich auf neutralem Boden, hier 
ist es nur der Jurisdiktion des neutralen Staates unterwor- 
fen. Setzt nun trotzdem das Kriegsschiff seine Verfolgung 
fort, dann nimmt es eine feindliche Handlung auf fremdem, 
neutralen Gebiete vor; letzteres ist eine Verletzung der 
Neutralitätsrechte, eine Verletzung des Völkerrechts. In 
demselben Sinne entschied sich auch das Institut für 
Völkerrecht in seiner Sitzung zu Paris 1898. Desgleichen 
stehen die meisten Schriftsteller auf diesem Standpunkt. 
[Vergleiche Ilautefeuille (Droits et äevoirs I, cap. I); 
Ortolan (Diplomatie de la vier II, p. jooj; Gessner 
(Droit des neutres, p. jygj]- 

6. /Vteerengen und Kanäle. 

Eine Meerenge ist eine natürliche Wasserstrasse, die 
zwei Meere miteinander verbindet und meist so enge ist. 
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dass sie von jedem der angrenzenden Staaten voll und ganz 
beherrscht werden kann. Wem von diesen beiden Staaten soll 
tiun die Herrschaftüber dieses Gebiet gehören? Nach der Auf- 
fassung, dass sich die Herrschaft eines Staates sovifeit auf das 
Meer hinaus erstreckt, als er dasselbe mit seiner Waffengewalt 
beherrschen kann, müsste sie jedem der beiden gehören. Allein 
da kommen wir mit dem Begriffe der Gebietshoheit in Kon- 
flikt ; zur Gebietshoheit gehört doch alleinige Ausübung der 
Herrschaft über ein bestimmtes Gebiet, in unserem Fall hät- 
ten wir aber zwei Staaten. Zu einer befriedigenden Lösung 
dieser Frage können wir nur gelangen, wenn wir in diesem 
Falle die staatliche Machtspähre auf den blossen Küstenraum 
beschränken und die Meerenge selbst durch internationale 
Abkommen für alle Zeiten neutral erklären. Aber was hat 
denn das. mit der Frage des Durchsuchungsrechts zutun, 
wird man man mir einwenden? Wie berechtigt diese Er- 
örterung ist und wie brennend diese Frage für die Ausüb- 
img des Durchsuchungsrechts gerade in diesen Meerestei- 
len werden kann, ersehen wir aus folgendem Fall. Nehmen 
wir an: der eine die Meeresenge beherrschende Staat sei 
Kriegspartei, der andre auf der gegenüberliegenden Seite 
sei neutral. Ein und dasselbe Gebiet wäre also gleichzeitig 
feindliches und neutrales Seegebiet. Der Kriegführende 
dürfte also in diesem Gebiet alle Handelsschiffe der Neutra- 
len, ja sogar diejenigen des gegenüberliegenden Staates 
durchsuchen, auf der anderen Seite aber braucht sich doch 
der neutrale Staat eine Durchsuchung seiner eigenen Schiffe 
in seinem eigenem Gebiete nicht gefallen zu lassen. Beide 
Rechte könnten aber unmöglich neben einander aufrecht 
erhalten werden, darum müssen wir den oben erwähnten 
Ausweg wählen. Auch das Institut für Völkerrecht hat 
sich in seiner Sitzung zu Paris 1894 mit dieser Frage 
beschäftigt und sie folgendermassen entschieden: Beträgt 
die Breite einer Meerenge nicht 6 Meilen, so reichen die 
Machtspähren der angrenzenden Uferstaaten nur bis zu 
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einet durch die Mitte gezogenen gedachten Linie. Dass 
man im Frieden mit dieser Bestimmung zu recht koriitnen 
kailn, mag ja möglich Seiri. Aber wie stehts damit im Krie- 
gt? Ist es überhaupt denn möglich, die Grenze so scharf 
zu ziehfen? Ich glaube nicht, dass niän in diesetn Fall den 
Beschluss dfes Instituts alifrecht erhalten kann. Würde 
nlan ihn aufrecht erhalten, dann wäre ein Streitpunkt ge- 
schaffen, wie man sich ihn verhängnisvoller kaum denken 
könnte. Denn eine Überschreitung der Grenze könnte jai 
nicht ausbleiben und dadurch würde sich der Kriegführende I 
Unzählige Verletzungen dei* Neutralitätsrechte zu schulden 
komirien lassen. 

Eine ähnliche Stellung nehmen die Kanäle ein, die 
zwei Meere miteinander verbinden. Diese dürfen auch 
nicht der Gebietshoheit der angrenzenden Staaten unterstellt 
sein, sonst bekämen wir bei der Ausübung dös Durchsuch- 
ungsi"echts dieselben Schwierigkeiten wie bei den Meer- 
engen, sondern sie müssen für ewig neutral erklärt werden. 
Diesen Weg hat man auch bei dem wichtigsten Karial, dem 
Suezkanal eingeschlagen. Art. i des Vertrages betreffend denj 
Süezkanal vom 39. Oktober 1887 bestimmt: »Der Seekanall 
Von Suez soll immer frei und ofTen sein in Kriegs- wie in, 
Friedenszeiten, für jedes Handels- und Kriegsschiff, ohne 
Unterschied dei- Flagge. Demgemäss kommen die hohen 
kontfahierenden Parteien überein, keinen Eintrag zu ton 
der freien Benutzung des Kanals, in Kriegs- wie id Friedetis- 
zeiten. Der Kanal soll niernals der Ausübutig deä BlbCkade- 
fechtfe unterworfen Sein.e 

§11. 

dang des VertaHrehs. 

1. flnhaltBreeW (droit d' arrgij. 
Bege^tet fein KriegSSthlff eihfehl ITänd*>USchiffe; dam 
fährt feö bis ädf feinfe ge-tvisSe Eritfferriütig äti dieSeS Hferäti 
Gferade hinSichtiith «lese* AbStandes der \mAm ScWfffe be- 
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stand und besteht noch heute die grösste Streitfrage. Die 

einen verlangen, das Kriegsschiff solle ausserhalb Kaponen- 
sohussweite bleiben, die andej-ep innerhalb dieser Entfern- 
ung, wieder andre setzen den Abstand auf halbe Kanonen- 
üchussweite fest und endlich wieder andere bestiipmen über- 
haupt Jteinen festen Abstand, sie wollen sich nach den 
speziellen Umständen richten. Diejenigen, die einen grös- 
seren Abstand verlangten und verlangen, erklären, das an- 
gehaltene Schiff müsse immer noch Bewegungsfreiheit in 
\ollstem Masse haben, da man sonst die Souveränität des 
Staates des angehaltenen Schiffes verletze — wahrscheinlich 
damit dadurch das Handelsschiff sich um so sicherer und 
leichter der Ausübung des Durchsuchungsrechts durch die 
Flucht entziehen kann ! Diese grosse Entfernung hat Deutsch- 
land in seinem Vertrage mit Costa-Riga. (18. Mai 1875) ge- 
tt'ählt. Art. XXIV bestimmt: »Für den Fall, dass der eine 
der kriegführenden Teile sich im Kriege befindet und seine 
Schiffe auf der See das Durchsuchungsrecht auszuüben 
haben sollten, ist man einverstanden, dass, wenn diese einem 
Schiffe des anderen neutral gebliebenen Teiles begegnen, 
sich ausserhalb Kanonenschussweite sich aufhalten ...« Die 
andere Partei, die den Abstand beider Schiffe möglichst 
klein nehmen will, stützen sich auf die Begründung, das 
Kriegssdiiff müsse das angehaltene Schiff vollständig über- 
wachen können, um im Falle eines Ungehorsams des Han- 
delsschiffes seinen Befehlen auch den nötigen Nachdruck 
zu verleihen. Der einzige Vertrag, der die kürzeste Ent- 
fernung, nämlich nur die halbe Kanon enschuss weite, ent- 
hält, ist von Russland und Frankreich am 11. Januar 1787 
abgeschlossen worden '). Die Entfernung von einer Kanonen- 

') Art 34 . . . rt h' rst pas moi'ns strictfment ordonne aiixdits vais- 
sfaux dt guerre nu armateiirs de ne jamais s' approcher lesdift niniircs 
narcAandi gu' d la distaacf, a%i plus, dt la dtmiportee du canon . . , .« 
HauteUuille, p. 381. 
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schussweite wurde in dem Vertrage von Utrecht vom ii. 
Apiil 1713 zwischen Frankreich und den Vereinigten Nieder- 
landen aufgenommen. Ich für meinen Teil bin der Ansicht, 
dass der Abstand des Kriegsschiffes nicht zu gross sein 
darf. Denn es -st immer ein gewagtes Spiel ein kleines 
Boot mit ein paar Mann und 1 oder 2 Offizieren auf eine 
grosse Entfernung hinauszusenden, um die Durchsuchung 
vornehmen zu lassen ; man kann ja nicht wissen, ob sich 
nicht unterdessen ein Sturm erhebt, der das Boot in eine 
gefährliche Lage bringen kann und kann auch- nicht wissen, 
ob das Handelsschiff sich wirklich einer Prüfung unterziehen 
will oder ob es nur zum Schein angehallen hat, um seine 
Fahrt wieder fortzusetzen, sobald das Kriegsschiff das 
Boot entsandt hat. In einem solchen Falle wäre das 
Kriegsschiff in einer unangenehmen Lage, es könnte doch 
nicht seine, einem schwachen Boote anvertraute Mannschaft 
dem Sturme preisgeben, um die Verfolgung auf das 
fliehende Handelsschiff aufnehmen zu können, und anderer- 
seits soll es doch auch nicht das davonsegelnde Kauffahrtei- 
schiff ungestraft entrinnen lassen. Daher muss man es in 
jedem einzelnen Falle dem Kapitän des Kriegsschiffes selbst 
überlassen, wie gross er den Abstand wählen will; man 
kann ihm in dieser Hinsicht keine bestimmten Vorschriften 
machen, er kann und muss den Abstand bald grösser, bald 
kleiner wählen, je nachdem es die Witterun gs Verhältnisse 
wie hoher Seegang, nebliges Wetter, ruhige See zulassen 
oder die äusseren verdächtigen Anzeichen des neutralen 
Handelsschiffes es erfordern. Diese Ansicht hat auch die 
meisten Anhänger gefunden. So Gessner (Droit des 
neuires s. m.J p. j/2.' »La distance ä laquelle le vaisseau 
visitant doit s' approcker dipend avant tout des vents et 
des vagues ; en toits cas, cette distance doit etre teile gu' 
eile permettre au vaisseau de guerre de tenir en respect 
le vaisseau marchand, sur leguel planenf des soupfons, jus- 
qu' ä l' achivement de la visite.* 
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Auch die Praxis steht grösstenteils auf diesem Stand- 
punkte, wie wir aus den einzelnen Verträgen ersehen. Ver- 
jfieiche z. B. die Konvention vom 16. Mai 1832 zwischen 
den Vereinigten Staaten und Chile Art, 3^); Art. 24 des 
\'ertrages vom 6. September 1870 zwischen den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika und Peru ; Vertrag zwischen den 
Vereinigten Staaten und ItaUen vom 25. Februar 1871, Art. 
IS; ebenso spanische Instruktion vom 24. April 1898, Art. 4*). 

Ist nun das Kriegsschiff auf die bestimmte gewünschte 
Entfernung an das Kauffahrteischiff heran gekommnn. dann 
hisst der Kreuzer seine Flagge und fordert das neutrale 
Handelsschiff auf, seine Fahrt zu unterbrechen und ebenfalls 
seine Flagge zu hissen. Diese Aufforderung kann nur durch 
Zeichen erfolgen und zwar zunächst durch Abgabe eines 
blinden Schusses fcoup de canon ä pondre], auch Versich- 
ern ngsschuss [coup d' assurancej genannt. Wenn nun 
das neutrale Schiff dieser Aufforderung nicht nachkommt, 
gibt das Kriegsschiff einen zweiten Schuss ab und zwar 
nach der einen Ansicht ebenfalls noch einen blinden Schuss, 
nach der andern Auffassung einen scharfen, der aber so ge- 
halten sein muss, dass er dem Schiffe keinen Schaden zu- 
gefügt. Die meisten Verträge verlangen schon beim zwei- 
ten Schuss einen coup de canon ä boulet. Auch in den 
einzelnen Reglements und Instruktionen ist letztere Be- 
stimmung aufgenommen und zwar derart, dass dieser zweite 

1) Art. J: ttLe bdiiment de guerre se tirndra a la plus grande dis- 
tance compatible avtc It biit dr la vüitt, Ics circatutancfs de In mtr et du 
-.■'Ht et U äigri de suspicion forlant sur le t-aissean vüile . . ,■ (Marlens, 
Xouv. Rec. II, p. 438.) 

*) Art, 4: »Da» »isitierende SchiiF hat in dei seinem Kommandanten 
Aller KapilSn zweckentsprechend etscheinenden Entfernung von dem zu visi- 
tierenden Stellung zu nehmen je nacli dem Stande des Windes, der See und 
der Sli5mung oder dem Masse des Verdachts, den das betreffende Fahrzeug 



by Google 



^ 1Ü2 s 

Schuss auf das Takelwerk gerichtet sein, also dqm Schiff 
schon einigen Schaden zufügen, jedoch ihm vorläufig noch nicht 
verderblich werden soll. Bleibt nun auch diese schon etwas 
ernste und scharfe Mahnung ohne Erfolg, dann darf das 
Kriegsschiff alles anwenden, um das fliehende Handelsschiff 
in seine Gewalt zu bringen, Denn dann besteht die Ver- 
mutung, dass das Kauffahrteischiff irgendwie seine Neutrali- 
tätspflicht verletzt imc} daher giiten Grund hat einer 
Durchspchung durch das Kriegsschiff aus, dem Wege zu 
gehen. In einem solchen Fall muss man dem Kriegsschiff 
das Recht einräumen, das fliehende Handelsschiff sogar in 
den Grund bohren zu dürfen. Dann ist der Fall ähnlich 
gelagert, wie wenn Kin Spion im Landkrieg trotz der Auf- 
forderung des Postens, stehen zu bleiben, seine Flucht fort- 
setzt, worauf ihn der Posten niederschiessen darf, ein Kriegs- 
recht, das noch niemals bestritten worden ist. Dem Flucht- 
verdacht steht die Widersetzung des Handelsschiffes gleich; 
denn dann begeht es eine offene Feindseligkeit und wird 
demnach als Feind behandelt. In demselben Sinne entschied 
sich das Institut für Völkerrecht f^^ w — 13, De l' arrct]; 
yergl, auch Art. 5 der französischeu Instruktion vom 25. 
Juli 1870; Art. II des preussischen Prisen reglements vom 
3. März 1864; ferner Ortolan, I, p. 245'); über den Vor- 
gang vergl. Bewies, S. 45 ff. und Neumann, S, 139 ff.; 
desgleichen Art. 17 des pyrenäischen Friedensvertrags vom 
7. November 1656, welcher Artikel das ganze Verfahren 
regelt und daher für viele Verträge mustergültig wurde. 
Seiner grossen Bedeutung wegen sei er unten angeführt^). 

») Apres ce second avertisiftnent, vne obslination plus proUngA i' 
vi^draii justement suspect, rt autoriserait ä prendrt centre lui des mesiius 
fjus vexatoirest. (Ortolan, I, p. 245); vergl. ^W^ P- 207 und zlo. 

*) Art. 17: Les navires d'Esfagne, pour eviter laut disorärt n' ap- 
procheront pas de plus pres le Fratifais gut dt la porUt du canan, rt pour- 
roni envoytr Uur petite barqut ou chaloupe a bord des navirts franfois tt 
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In der neueren Zelt ist es üblich, stEltt defe Sig- 
nalschusses noch auf aridere Weise derti HarideläschifFft 
sich verständlich zu machen. Dies ist ei-möglicht wdl-- 
den durch die Einführung des internationalen Flaggeri- 
reglements, eine Einrichtung', die nur eu begrüssen ist. 
Durch diese Flaggenspfache ist es viel leichter uhd fllt- 
etwa.s ängstliche treiriüter auch viel beruhigender, die gegen- 
seitigen Wünsche einander initztitäiteti. als wfeHn nur uttd so- 
gleich die Kartonen reden. 

Wird das Handelsschiff zur Nachtzelt au%efol-dert ari- 
iuhalteri, so riiuss es übet" der gehissteri Elagge lioch eine 
l.aterne setzen, därtlit das Kriegsschiff auch die Nationalität 
der gezeigten Flagge erkerineri kann. 

Bei kotivoierteii Schiffen U'ird die Aufforderung zu 
stoppten und die Flagge zu liiäsferi an den Koihmandanten 
des Konto! gerichtet. 

2. UnthrsudiUngsredil {droit de vitite). 
Hat daä Handelsschiff auf die Aufforderijng des Kriegs- 
schiffes hiri angehaltetl und Seine Flagge gehisst, dann fetit- 
sendet dtet Kreuzer ein Boot mit einerii oder zwei Offiziere 
und ein paar Mann — sogenanntes Visitationskominandö — 
ab, um die Schiffspapiere des Kauffahrteifahrers eihef PHlf- 
üng ztl unterziehen. Bei derh Visitätiohskortimando verlangen 
einige Verti-äge und Reglements 2 Offiziere zur Vornahme 
der Prüfuhg, einriial um grössere Sicherheit zu liäbeii, dass 

Jairt mtrtr ätdans dtitx au Irois hommfs sni/fmetit ä fui stroHt mon/ri'S 
Irt fäac-forU far If rkallre du navire fran^ais. fnt- Usfue/s il fiiisse ofi- 
proir nen-itittfhntf de la charge tnaii oussi du lira äe sa demeurf et rtsidence 
et da itbm tMt du mdllfe oU pairoH fue du ii/»'ire m^mt, ajSa ytir, par 
ret Oeitx mayeils. dn puntt cunnattre, s' il patte des marckaitdites de centre- 
bakSe, tl ifH 'il äfrparaisse sH/JHiammfiit tant de In fualiU du dit n&viiv 
fue de tafi Mälife ÖU pätrOn; aUX gUell fOsrepOrls et leltres de «ter, et dr- 
crel äonmra enliir; foi il creance.' 
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das Visitationsrecht auch richtig vorgenommen wird, sodann 
soll der zweite Offizier den ganzen Vorgang protokollieren, 
um ■ bei der eventuellen prisengerichtlichen Verhandlung 
Zeugnis ablegen zu können, dass der erste Offizier streng : 
nach den Vorschriften verfahren habe. Diesen Standpunkt 
vertritt England in seinem Naval prize law, seinem Reg- 
lement für seine Seeoffiziere, Art. 203^). Auch Deutschland 
verlangt in dem schon öfters erwähnten Vertrage mit Costa- 
Riga von 1875 zwei Offiziere»). Auf jeden Fall ist es 
wünschenswert, dass ein solcher Eingriff in die Rechte der 
Neutralen möglichst schonend*) und streng vorschriftsmässig 
vorgenommen wird, wofür man die beste Garantie hat, wenn 
nicht ein, sondern zwei Offiziere das Visitationsrecht aus- 
üben; denn es ist doch nicht leicht anzunehmen, dass die 
beiden Offiziere in ihrem allzugrossen Patriotismus sich eine 
Verfehlung zu schulden kommen lassen werden; indes aus- 
geschlossen ist auch das nicht. Ausser Deutschland, Eng- 
land und Spanien begnQgen sich die anderen Staaten mit 
einem Offizier, Auch die Zahl der Mannschaft, die das 
fremde Schiff betreten darf, ist strenge vorgeschrieben, es 
dürfen in der Regel nicht mehr als zwei Mann sein; 
auch wird verlangt, dass sie keine Waffen tragen. 



') Art. 203: >^ second officer should if com-eKÜnt accomfany the 
1/isiting officer, and should be iratructed Ig obsenie carefully evtrything 
ihat eccurs dttring the visu in ordcr that, if regutreä, he tnay be abU to 
grue his tesUmony.' 

*) Art. 24: > . ■ . und lediglich ein Boot mit zwei Offiiieten an Bord 
des neuCtalen Schiffes senden dürfen . . .< 

•) Art. 10 des Vertrages vom 31. Febniar 1907 zwischen England 
und Rassland: • . . . Quant ä la Visite des Tiaisseaux rnarckands, les vais- 
seaux de guerre et ccrsaires se conduiront avec autanl de moderation que 
les circonstances de la guerre permetent d' en user envers les fuissartces 
amis qui sunt restüs neiitres, et en observant, U plus qu' il sera possible, 
les principes gene'rolement reconnus et les pr^ceptes du droit des gents.^ 
<Marlens, Eec. VI. p. is7j- 



by Google 



^ 105 ^ 

Grosse Meinungsverschiedenheit herrscht hinsichtlich 
der Frage, an Bord welchen Schiffes die Prüfung vorge- 
nommen werden soll. Nach dem Vorbild des pyrenäischen 
Friedensvertrages haben sich die meisten Staaten entschlos- 
sen, die Prüfung nur an Bord des angehaltenen Schiffes 
vorzunehmen. Dies scheint mir auch das Richtige zu sein; 
denn man würde doch etwas zu weit gehen, wenn man 
den Kapitän des neutralen Handelsschiffes auch noch zwingen 
wollte, sein eigenes Schiff zu verlassen und sich mit seinen 
Schiffspapieren an Bord des fremden Kriegsschiffes zu be- 
geben, um hier eine Prüfung vornehmen zu lassen. Wenn 
man einmal eine Prüfung vornimmt, muss man sie mög- 
lichst schonend vornehmen und dabei sich immer vor Augen 
halten, dass man mit dieser Handlung in fremde Rechte 
eingreift. Die Demütigung für den Neutralen ist schon 
gross genug, wenn man seiner gehissten Flagge keinen 
Glauben schenkt, und jetzt sollte man ihm noch zumuten, 
seine Schiffepapiere an Bord des Kriegsschiffes zu bringen! 
Xein, es ist nicht weniger als billig, dass das Kriegsschiff 
sich der Mühe unterzieht, seinerseits einen Offizier abzu- 
schicken, um an Bord des Handelsschiffes die Prüfung vor- 
zunehmen. 

Aber auch aus praktischen Gründen wird es sich em- 
pfehlen, an Bord des angehaltenen Schiffes die Prüfung 
vorzunehmen. Wenn man nämlich Verdacht schöpft, dass 
es mit den vorgezeigten Papieren nicht richtig ist, kann 
man sich doch gleich an der Hand der Papiere von der 
Beschaffenheit der Ladung überzeugen und es ist unstreitig 
ein wesentlicher Vorteil sogleich nach dem Verdacht eine 
Durchsuchung des Schiffes vorzunehmen, als erst noch die 
Strecke zwischen dem Kriegsschiff und dem Handelsschiff 
durchfahren zu müssen, um dann das neutrale Schiff einer 
i Durchsuchung zu unterwerfen. Denn dann können die 
; Leute des Handelsschiffes immer noch Massregeln treffen, 
die eine Täuschung des visitierenden Offiziers bezwecken 
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sollen oder auch die Durchsuchung der einzelnen Räume 
sehr erschweren. Zu den Verträgen, die eine Prüfung nur an 
Bord des Handelsschiffes selbst zulassen, gehören das Ab- 
kommen zwischen Spanien und der Türkei von 1882, Art, 
1 6 ; der Vertrag zwischen Russland und Portugal vom 9. 
Dezember 1787, Art. 25; Vertrag zwischen Frankreich und 
den Vereinigten Staaten vom 30. September 1800, Art. 18;') 
Vertrag zwischen Deutschem Zollverein und Mexiko vom 
28. August i86q, Art. 17; Abkommen Deutschlands und 
San Salvador vom 13. Juni 1870, Art. 21; Abkommen 
zwischen Italien und den Vereinigten Staaten vom 26. 
Februar 1871, Art. iS; Vertrag zwischen Deutschland und 
Costa-Riga vom 18. Mai 1B75, Art. 24. 

Auch die Theorie vertritt diese Ansicht Das Institut für 
Völkerrecht in seiner Sitzung zu Brüssel 1 882/83 fasste folgen- 
den Beschluss {S. 106): >Le navire arriti ne pourra j'amais 
gtre requis d'envoyer ä bord du navire de guerre son pa- 
tron (nt une personne quelconque pour montrer ses papiers 
ou pour taute autre chose. Vergleiche auch Bulmerincql 
Völkerrecht in Marquadsen's Handbuch S. S73; Haute-! 
feuille (Histoire des orig.) p. 382: »!l resulte impücite- 
ment de tous les traites que c' est le croisseur qiti doit se 
rende ä bord du navire visite, et qu' ü ne peut exiger que 
Ir iiciitrc viennc a son bord, pour y produire ses papiers; 
femer Bowles, S. 50: ort boarding the merckantman. 

Auf dem entgegenges(>tzten Standpunkt stand Preussen 
in seinem Reglement vom 20. Juni 1064; Art. 11 enthält die 
Bestimmung, dass sich der Kapitän des Handelsschiffes an 
Bord des Kriegsschiffes begeben müsse, um hier seine 
Papiere zur Prüfung vorzulegen ; ebenso lautet Art. 1 3 des 
dänischen Reglements vom 13. Februar 1864 und des Re- 



in; d' alUr ä bord vaisstau -aisilant, pour y faire l' exAMtion äf- 
e dfi papiers, ou paur loute autre chose.' 
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giements Österreichs vom gleichen Jahre. Indes zeigen uns- 
die neuesten Verträge Deutschlands, dass es glücklicher- 
weise den anderen Standpunkt jetzt einnimmt. Diese Frage 
ist und bleibt ein Streitpunkt, solange man hier nicht durch 
internationales Abkommen die gleiche Regelung in allen 
I'risenreglements erzielt. 

Das Visitationsrecht erstreckt sich nur auf die Prüfung 
der SchifFspapiere (papiers de bord). Letztere haben den 
Zweck, die Nationalität des Schiffes und den Charakter der 
Ladung zu beweisen. So bestimmt schon Art. 2 und Art. 
][ des französischen Reglements vom 26. Juli 1778, dass 
Staatsangehörigkeit des Schiffes, Herkunft, Beschaffenheit 
und Bestimmungsort der Waren nur aus den SchifFspapieren 
ersehen werden könne. Zahl und Form der Schiffspapiere 
werden von den einzelnen Staaten ganz verschieden be- 
stimmt. Allgemein sind als Schiffspapierc anerkannt: 

1. der Seebrief, auch Seepass genannt, bezeugt die 
Xationalität des Schiffes, beurkundet besonders die nationale 
Flagge; er wird gewöhnlich auf den Namen des Kapitäns 
ausgestellt ; 

2. das Eigentumszertifikat gibt den oder die Eigen- 
tümer des Schiffes an. vor allem auch den Wohnort; 

3. die Musterrolle (rolle d' Equipage) ist das Verzeich- 
nis der gesamten Schiffsmannschaft, gibt deren Nationalität, 
Heimat, Stand und Beruf an; 

4. Konnossement und Chartepartie geben Aufschluss 
über die Befrachtung des Schiffes, über die Beschaffenheit, 
Herkunft und Bestimmung der Waren; 

5. das Zertifikat ist ein amtliches Beglaubigungsschrift- 
stück darüber, dass die vier erstgenannten Papieren echt 
sind, vor allem die Daten nicht gefälscht sind; es vertritt 
auch die Stelle der 4 ersten;') 

1) Gesetz betreffeud die Nalionalität der Kaullahrteischiffe und ihre Be- 
fugnis zur Führung der Bundesflagje vom 95- Oktober lS67, Art. fl: »Das 
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6. Schiflfetagebuch (Journal) enthält alle Begebenheiten, 
die ach seit der Abfahrt aus dem Hafen ereignet haben. 

Mit dem Vorhandensein dieser Papiere muss sich der 
prüfende Offizier begnügen; er darf nicht zu einer Durch- 
suchung schreiten, wenn eines von den folgenden, weiteren 
Schiffspapieren fehlt, als da sind: 

1. Der Beilbrief, welcher über die äussere Beschaffen- 
heit des Schifies (Konstruktion und Abzeichen), über den 
Verfertig ungs- und Absendungsort Aufschluss gibt, ferner 
über den inneren Bau des Schiffes, über das Material, das 
dazu verwendet wurde, über die Grösse, Umfang und Be- 
triebsliräfte des Scluffes, über den Namen und sonstige 
Merkmalen des Schiffes; 

2. Flaggenattest, welches genaue Auskunft gibt für 
Farbe, Grösse und Gestalt der Flagge und als Nationalitäts- 
ausweis für das Schiff gilt ; 

3. Zollklarierungsdokumente, welche bescheinigen, dass 



Zertitikat muss enthalten: 1. Den Tiamen und die Gattung des Schiffesi 
2. seine Grösse tmd die nach der Grösse berechnete Tragfähigkeit; 3. die Zeit 
und den Ort seiner Erbauung, oder, wenn es die Flagge eines Dicht zun 
norddeutschen Bund gehörenden Landes geführt hat, deu Umstand, woduiel 
es d.is Recht, die BundesRagge i^u fuhren, erlangt hat, und ausserdem, wem 
tunlich, die Zeit uod den Ort der Erbauung; 4. den Heimatshafen; den Namei 
und die nähere Bezeichnung des Rheders, oder, wenn eine Rhederei besieht, 
den Namen und die nähere Bezeichnung aller Mitrheder, und die Grösse 
Schiffsparl eines Jeden; ist eine Handelsgesellschaft Rheder oder Mitrheder, 
sind die Firma und der Ort, an welchem die Gesellschaft ihren Sitz hat. i 
wenn die Gesellschaft eine Aktiengesellschaft ist, den Namen und die nähere 
Bezeichnung aller die Handelsgesellschaft bildenden Gesellschafter einzutragen; 
bei der Kommitnd. auf Aktien genügt statt der Eintragung aller Gesellschafter 
■die Eintragung aller persönlich haftenden Gesellschafter; 6. den Rechtsgnind, 
au( welchem die Erwerbung des Eigentums des Schiffes oder der einze 
Schiffspart beruht; 7. die Nationalität des Rheders oder der Mitrheder; 8. den 
1a^ der Eintragung des Schiffes.« 
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von den verladenen Waren der schuldige Zoll entrichtet 
worden ist; 

4. Gesundheitspass ; 

5. Versicherungsvertrag; 

6. Konsulatsatteste, (Vergl. dazu §§ 41 — 58 des rus- 
sischen Reglements von i86g; Art. 6 der französischen In- 
struktion vom 1870; S§ 27 — 29 des Reglements des Institut 
für Völkerrecht (ann. IX, p. 218 ff.) 

Wenn die Papiere in Ordnung sind und der prü- 
fende Offizier kein.en weiteren Verdacht schöpft, kann das 
neutrale Handelsschiff ohne weitere Störung von seilen des 
Kriegführenden seine unterbrochene Reise fortsetzen.') Zu- 
vor wird aber der ganze Vorgang der Anhaltung und der 
Prüfung in das Journal des Handelsschiffes eingetragen 
unter ganz bestimmter Angabe über den Rang und Name 
des prüfenden Offiziers und des Kapitäns des Handelsschiffes, 
über die Zeit (Tag, Ort und Datum) und von dem Offizier 
mit dem Stempel seiner Regierung versehen und unter- 
zeichnet. Vergleiche § 486 des Handelsgesetzbuches von 
1879. Nach dem Art. 7 der spanischen Instruktion von 
1898 soll der Prüfungsvorgang auch in das Tagebuch des 
Kriegsschiffes eingetragen werden. 

Bei Schiffen unter Konvoi wird die Prüfung der kon- 
voierten Schiffe an Bord des Geleitschiffes vorgenommen 
und der Vorgang im Journal des staatlichen Schiffes ein- 
getragen. Zugleich soll nach einigen Verträgen der Kom- 
mandant eine schriftliche Erklärung abgeben, dahin lautend, 
■dass die geleiteten Schiffe keine Kontrebande an Bord 
hätten (französische Instruktion vom 31. März 1834). Nach 
4em Institut für Völkerrecht {1875) genügt die Abgabe des 
Ehrenwortes des Kommandanten, ebenso bestimmt Art. 24 

1) Vergleiche Prisenreglement § 18 des Instituts für Völkerredit, Brüssel 
188B; ferner Neumann, Völkerrecht, S, IJ9 ff.; ebenso Art. 15 der fran- 
zösischen Instruktion vom 25. Juli 1870, 
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des Vertrags zwischen Deutschland und Costa-Riga vom 

Jahre 1875. 

3. Durdisudiungsredlt {droit de reckercke.) 

Ergibt sich aus den Papieren, dass das angehaltene 
Schiff trotz der neutralen Flagge ein feindliches ist, dass es 
also eine falsche Flagge geführt hat, so muss der prüfende 
Offizier folgen der massen verfahren: er muss alle Schiffs- 
papiere in Anwesenheit des Kapitäns versiegeln, und be- 
schlagnahmen, muss den ganzen Vorgang protokollieren ; 
dann muss er die Beschaffenheit der Waren feststellen, alle 
Kisten und Kasten verziegeln; ferner hat er ein Verzeich- 
nis über die Offiziere und Mannschaften aufzustellen und 
ein besonderes Verzeichnis über die Gegenstände, die den 
Reisenden gehören, abzufassen; zum Schluss muss er noch 
eine Besatzung an Bord des fremden Schiffes legen, um 
das Schiff wegführen zu lassen; die Besatzung und Offiziere 
des feindlichen Schiffes werden an Bord des Kriegsschiffes 
gebracht. Vergleiche hierzu Art 45 — 47 des Priseoregle- 
ments des Instituts; Art. 13 und 44 des preussischen Reg- 
lements von 1864; Art. 15 der französischen Instruktion 
von 1870. 

Zu einer eigentlichen Durchsuchung eines neutralen 
Schiffes darf erst geschritten werden, wenn dringender Ver- 
dacht vorliegt, dass die Papiere gefälscht oder sonstwie nicht 
in Ordnung sind oder aus anderen Umständen das Schiff 
kriegskontreban de verdächtig erscheint. Dass die Papiere 
oft gefälscht werden oder auch doppelt vorbanden sind, um 
sie nach der I..age verwenden zu können , erklärt sich 
daraus, dass die Neutralen den Handel mit den ver- 
botenen Waren nicht gerne aufgeben. So [^berichtet uns 
Ortolan') von einem Fall, worin englische Rheder den 

') Ortolan, II. 307: Au cos oü vous auries plm d- argent en 
EuTOpe gue vma en auriei besoin patir la mise hors de votre ti/rvire, il ne 
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Kapitän anwiesen, mehrere Papiere an Bord zu nehmen, 
um sich ihrer je nach der Lage bedienen zu können. 
Vergleiche auch Hübner {De ia saisie bäti-ments neutres) 
II, cap. I, §2- Auch das Völkerrecht (1874) verlangt, dass 
eine Durchsuchung erst vorgenommen werden soll, wenn 
sich aus den Schiffspapieren ein wirklicher Verdacht er- 
gibt (Art. 280): >// (i officier) n' est autorise a une rechercke 
du navire que si lex papif.rs de bord donnent lieu de soup' 
fonner la fra-ude cu fonmissent la preuve de celle — ci, 
Ott, s" il y a des notifs si'ricux de presumer la prisence a 
bord d' objets destines a la guerre.« Vergleiche auch 
Bluntschii S. 459 (Völkerrecht), Gessner (Le droit des 
neutres s. m.) p. 314; ferner den Utrechter Vertrag vom 
IL. April 1713; ferner §§ ig — 22 {De la reckerche) des 
Prisen regle ments des Instituts für Völkerrecht (IX). 

Nur eine Prüfung der Papiere verlangt Hautefeuille 
und auf seinem Standpunkt steht auch Spanien in seiner 
Instruktion von 1898. Art, 4 lautet: ^Ergibt sich nach 
Feststellung des ersten Punktesc, — das heisst. die Über- 
einstimmung der Nationalität mit der gehissten Flagge — 
>dass der Bestimmungshafen ein neutraler ist, so ist die 
Visitation dann erledigt. Ist jedoch dsis Schiff nach einem 
Hafen des Feindes der Nation bestimmt, der das visitierende 
Schiff angehört, so hat der Offizier vom Führer des visi- 
tierten Schiffs die Dokumente sich vorweisen zu lassen, 
aus denen sich die Gattung der Ladung ergibt, um festzu- 
stellen, ob Kriegskon trebande vorliegt oder nicht; im letzt- 
gedachten Falle ist die Visitierung definitiv erledigt und 
dem neutralen Schiffe steht frei, seine Fahrt fortzusetzen; 

setaii fas mal d' aketir dem ou Irois dife'niits passeporls, ou iimyrii dt- 
quoi, qtiand vous partirez du Rengalf, votis Tons servirez de crlui' qiii -üqh-. 
comiündra le mieux, et vous pourrez toujours vendre lez avtres ici nr/-,- 
ava-ntage. 11 /audra que Ir. navin saif appeU de difflrents iionis dans cli:i- 
que passefert, et convenabUs au langage de chaque pa^ s. ' 
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im ersteren Fall erfolgt die Beschlagnahme, ohne dass je- 
doch nunmehr eine Durchsuchung an Bord ausgeführt wer- 
den darf.« Warum Spanien die Durchsuchung nicht sofort 
vornimmt, sondern das verdächtige Schiff erst vor ein Prisen- 
gericht schleppt, ist mir nicht recht verständlich; es könnte 
doch auf offener See die Durchsuchung vornehmen, wie es 
auch die anderen Mächte tun. Damit würde dem neutralen 
Schiffe ein grösserer Schaden erspart bleiben, falls der 
visitierende Offizier irrtümlicherweise das Schiff für kontre- 
bande verdächtig gehalten hat, als wenn er dasselbe erst 
nach einem ziemlich weit entfernten Hafen vor ein Prisen- 
gericht bringt. Denn die kostbare Zeit, die bis dahin ver- 
strichen ist, kann man dem zu Unrecht beschlagnahmten 
Schiffe nicht mehr ersetzen und den sonstigen damit ver- 
bundenen Schaden in den meisten Fällen auch nicht, auch 
der gerechteste Richter nicht. Wenn aber der visitierende 
Offizier die Durchsuchung sofort vornimmt, wird sicherlich 
ein solch grosser Zeitverlust für das visitierte Schiff nicht 
entstehen und der damit verbundene Nachteil jedenfalls 
nicht so empfindlich sein. Zudem ist es dem durchsuchten 
Schiffe oft möglich, die durch die V^ornahme der Durch- 
suchung verlorene Zeit durch sehnellere Fahrt wieder ein- 
zuholen und so einigermassen den erlittenen Schaden wieder 
auszugleichen. Gewiss, eine Durchsuchung erfordert ja auch 
Zeit, aber jedenfalls ist der Zeitverlust nicht so gross, als 
wenn das neutrale Schiff vor ein weit entferntes Prisenge- 
richt gebracht wird und hier dem prisengerichüichee Ver- 
fahren unterworfen wird. 

Was die Verdachtsgründe betrifft, so ist hinsichtlich 
dieses Punktes schon oftmals gefehlt worden, weil die Re- 
gierungen gewöhnlich es ihren Offizieren anheimstellen, 
selbst die Entscheidung zu treffen, ob in dem einzelnen Fall 
ein Verdachtsgrund vorliegt oder nicht. Es ist ja sicherhch 
schwer für alle Fälle ein Reglement für diesen Punkt aufzustel- 
len ; indes ganz besümmte Punkte soll doch jede Regierung 
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ihren Schiffakommandanten angeben, nach denen sich diese 
richten können. An diese aufgfestelhen Punkte muss sich aber 
auch die Regierung selbst halten, wenn ihr Prisengericht 
bei einer etwaigen späteren Entscheidung die Frage darauf 
hin 2u prüfen hat. Man möchte fast von punischer Treu- 
losigkeit sprechen, wenn man liest, wie gewisse Regierungen 
ihre Offiziere im geheimen anwiesen, ganz anders zu han- 
deln als die öffentlich bekanntgemachten Instruktionen ihnen 
vorschrieben. Man sollte nicht glauben, dass etwas der- 
artiges vorkommen könnte und tatsächlich ist es doch schon 
vorgekommen. Welche Momente als Verdachtsgründe gel- 
ten sollen, hat das Institut für Völkerrecht in seiner Sitz- 
ung zu Brüssel 1887—88 aufgestellt; § 20 seines Regle- 
ments bestimmt: »Begründeter Verdacht Hegt in folgenden 
Fällen vor: 

1. wenn das Handelsschiff bei der Aufforderung des 
Kriegsschiffes nicht angehalten hat, 

2. wenn das Schiff sich widersetzt hat. seine Papiere 
vorzuzeigen, 

3. wenn es doppelte, falsche, gefälschte, heimliche, un- 
vollständige oder gar keine Papiere besitzt, 

4. wenn die Papiere Ober Bord geworfen, oder ver- 
nichtet sind, insbesondere wenn dies geschehen ist bei Heran- 
nahen des Kriegsschiffes, 

T). wenn das angehaltene Schiff unter falscher Flagge 
fährt.« 

Ahnliche Bestimmungen enthält das preussische Prisen- 
reglement von 1864 in seinen Artikeln 5 und 6. 

Die wirkliche Durchsuchung des neutralen Schiffes 
darf nur in Anwesenheit seines Kapitäns stattfinden (vergl. 
hiezu § 11 des preussischen Reglements von 1864). Hin- 
sichtlich der Frage, ob der visitierende Offizier die Schiffe- 
räume durch seine eignen Leute öffnen lassen darf oder ob 
nur auf Befehl des Kapitäns des betreffenden Schiffes eine 
solche Öffnung vorgenommen werden darf, herrscht in der 

Di^ilizDdbyGoOgle 
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Theorie wie in der Praxis Meinungsverschiedenheit. Nach 
meiner Meinung ist es das richtige, dass der betreffende 
Kapitän von dem prüfenden Offizier im Namen seiner Re- 
gierung aufgefordert wird, durch seine (des neutralen Kapi- 
täns) Leute die Schiffsräume öffnen zu lassen. Kommt der 
Kapitän dieser Aufforderung nicht sogleich nach, dann hat 
der prüfende Offizier das Recht, durch seine eigene Be- 
gleitmannschaft die Schiffsbehältnisse öffnen zu lassen. 
Widersetzt sich auch Jetzt noch der neutrale Kapitän, dann 
darf das Kriegsschiff das widerspenstige Kauffahrteischiff 
ohne jede weitere Untersuchung für gute Prise erklären. 
Auf diesem Standpunkt steht das preussische Prisenregle- 
ment, ebenso England in seinem Naval Prize Law. Vergl. 
auch das Institut für Völkerrecht I888I); ferner Ortolan, 
II, p. 208. Spanien allein bestimmt in seinem Reglement 
von 1898, dass die Schiffsräume nicht geöffnet werden 
dürften , um die Ladung zu durchsuchen. Das hängt 
damit zusammen, dass Spanien eine Durchsuchung auf dem 
offenen Meere überhaupt nicht zulässt. 

Wenn sich bei konvoierten Schiffen aus den Papieren 
ergibt, dass die geleiteten Schiffe kontrebande verdächtig 
sind, dann entsendet der Kommandant des Konvoi einen 
Offizier an Bord des verdächtigen Schiffes, um hier der 
Durchsuchung beizuwohnen. Dieser Fall wird ja selten 
vorkommen, hauptsächlich wohl nur dann, wenn der Kom- 



') § 21 des Priseoteglemenls : ./i n' esl pas pemtis, aax personna 
gui sont ekarg^ts £ operer la rtchercke SouTirir ni de rompre des armoirei, 
reduits, caisses, cassettei, tonnes, futailHes ou autres caiatles poutianl ren- 
fermer une partie de la cargaüen ni d' fxamintr arbitrairement les objeU 
JaisaHt partie de la cargaison gue se Irout/ent repandus ä de'couvert darts 
U navire. 

g 22 ; 'Dans le cos de soup(ons, mentiennes au § 20, s' il n' r pas 
de re'sistance A la reckerclie, V ofßcier qui y procede, doit faire aievrir Its 
r/duits par U patron et faire la recherche dam la cargatiion ä dicouvert 
ttr le navire avtc le caruoun du pairon.'. 
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mandant des Konvoi selbst über die Beschaffenheit der 
I-adung; getäuscht worden ist oder wenn sich Schiffe erst 
während der Fahrt an die geleiteten Schiffe angeschlossen 
haben ; im letzteren Fall wird ein solches Schiff behandelt, 
wie wenn es überhaupt nicht bei den konvoierten Schiffen 
angetroffen worden wäre. 

4. Konfiskation (droii de saisüj. 

Ergibt die Durchsuchung, dass der Verdacht, das 
Schiff habe Kontrebande verladen, wirklich gerechtfertigt 
war, dann erfolgt die Beschlagnahme der Waren, eventuell 
des ganzen Schiffes, Über den ganzen Vorgang muss ein 
genaues Protokoll aufgenommen werden, welches alle die 
Momente enthalten muss, wie ich sie oben unter 3 am An- 
fang angegeben habe. Wenn sich aus den Papieren mit 
Sicherheit ergibt, oder wenn der Kapitän des neutralen 
Handelsschiffes nachweisen kann, dass die verbotenen Waren 
wider Willen und Wissen des Kapitäns auf das Schiff ge- 
bracht worden, erstreckt sich die Beschlagnahme nur auf 
die betreffenden Waren. Denn es wäre doch eine Unbillig- 
keit, das ganze Schiff für das Tun einzelner haften zu 
lassen. Die konfiszierten Waren werden darauf auf das 
Kriegsschiff gebracht, wenn letzteres noch Raum genug 
hat, um die Kriegskontrebande aufzunehmen. Dem neu- 
tralen Handelsschiff steht es nun frei, seine Fahrt wieder 
aufzunehmen. Ist jedoch die Ladung des Kauffahrteischiffes 
so gross, dass sie an Bord des Kriegsschiffes nicht ge- 
bracht werden kann, dann muss das Handelsschiff wohl 
oder übel dem Kriegsschiff vor ein Prisengericht folgen, 
ganz gleich ob der Kapitän von dem Charakter der Waren 
Kenntnis hatte oder nicht. 

Vom Augenblick der Konfiskation an ist das Kriegsschiff 
dem Handelsschiff gegenüi»er verantwortlich für jeden Scha- 
den, den das Schiff selbst oder die Waren durch den Transport 
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erleiden; natürlich haftet das Kriegsschiff nicht für solche | 
Verluste, die von der schlechten Eigenschaft der Waren 
herrühren und die auch eingetreten wären, wenn das Han- 
delsschiff nicht konfisziert worden wäre, desgleichen nicht 
für solche Verluste, die durch einen Seeunfall dem Kauf- 
fahrteifahrer zugefügt wurden. Ist es dem Kriegsschiff 
nicht möglich, den Kauffahrteifahrer vor ein Prisengericht 
des kriegführenden Staates zu bringen oder kann auch sonst 
ein neutraler Hafen nicht erreicht werden, dann darf das 
Kriegsschiff den Kauffahrteifahrer zerstören. Dasselbe Recht 
steht dem Kreuzer zu, wenn er selbst von seinem Gegner 
verfolgt wird und er sich nur durch Zerstören des beschlag- 
nahmten Handelsschiffes vor Vernichtung oder Kaperei durch 
den Gegner retten kann; denn er ist nicht verpflichtet, das 
konfiszierte Schiff seinem Gegner in die Hände fallen zu 
lassen. Vergleiche hiezu §§ 50, 5 1 des Prisenreglements des 
Instituts für Völkerrecht von 1888-). Endhch darf auch im 
Falle des fortgesetzten Widerstandes von seitcn des neu- 
tralen Schiffes das Kriegsschiff erster es in den Grund 
bohren ; selbst wenn es sich später herausstellen stalte, dass 
das Kauffahrteischiff gar keine Kontrebande verladen hatte, 
so ist trotzdem der kriegführende Staat nicht ersatzpflichtig, 
sein Handeln war ganz korrekt. 

§ 12. 

Befreiung eines beschlagnahmten Schiffes. 
1. Selbsttufreiung. 

Die blosse Beschlagnahme eines Handelsschiffes be- 
wirkt noch nicht, dass das Eigentum an den beschlagnahm- 
ten Gegenständen auf den kriegführenden Staat übergdit, 

') Vergleiche auch Art. roH des niisischen Rfglemenls von 1S69, Art. 
«I dcE rusiuchen REglemaaU von IS9S; ffiaa Art. ZO der ^DsOnKhcD In- 

.sbuktioa von 1870. 
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das geschieht erst durch den Spruch des Prisen gerichts. 
Solange also das konfiszierte Schiff sich auf dem Wege zu 
einem Prisengericht befindet, steht es zwar unter der Auf- 
sicht des Kriegsschiffes, aber ein Eigentumswechsel hat 
noch nicht stattgefunden. Wenn es nun dem konfiszierten 
Kauffahrteifa hrer gelingen sollte, sich während der Fahrt 
nach einem Hafen, wo er abgeurteilt werden soll, auf irgend 
eine Art zu befreien, dann geht das Konfiskationsrecht 
des kriegführenden St:tates unter. Er darf auf keinen Fall 
das fliehende Schiff in die Gewässer der Neutralen ver- 
folgen, wie ja oben an andrer Stelle schon des näheren aus- 
geführt wurde, ebensowenig wie er das Recht hat; von dem 
neutralen Staate das Handelsschiff herauszufordern. Der 
Selbstbefreiung des Schiffes steht seine Befreiung durch 
Naturgewalt gleich. 

2. Befreiung durch den Qegner. 

Hinsichthch der Frage, ob bei einer Befreiung eines 
beschlagnahmten Schiffes durch den Gegner das Schiff und 
die Ladung seinem Eigentümer zufallen oder ob beide der 
Gegner als gute Beute behalten darf, war man sich ur- 
sprünglich nicht einig. Die einen schlössen sich dem Con- 
solato del mar an, sprachen also das Schiff samt der Lad- 
ung dem Wiedemehmer zu, aber nur dann, wenn der erste 
Nehiner das konfiszierte Schiff in Sicherheit gebracht ,hatte 
und aus diesem Gewahrsam der G^&ner das Handelsschiff 
wieder befr^te^) Dieser Eigen tum serwerb an dem befreiten 
Schiffe durch den Wiedernebmer wurde dadurch erklärt, 
das$ ja der erste Nehmer sofort mit 4em Verbringen d^ 

») Q e»saer, Li dtqä (Ätj ^flrus lur ^n. ,^57. 
-Galvo, J?üi. Matt, de Difi. f 3195. 

Ebenap g 10 d«s 4)tpufl»ischwi P/issnregieraento. 
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Schiffes in Sicherheit selbst Eigentümer geworden sei und 
daher auch das Eigentum wieder an den Wiedernehmer 
verlieren müsse. Und zwar genügte zum Eigentumserwerb 
durch den ersten Nehmer, wenn dieser das Schiff nur 24 
Stunden im Besitz gehabt hatte. Vergleiche Art. 61 der 
Ordonnanz Heinrichs III von Frankreich vom März 1584 
und Art. 8 der französischen Marineordonnanz von 1681. 
Den entgegengesetzten Standpunkt nimmt England 
e'n. Es gibt in jedem Falle bei einer Wiedernahme das 
Schiff an seinen früheren Eigentümer zurück, selbst wenn 
ein Prisengericht das honfiszierte Schiff dem Nehmer als 1 
Eigentum zugesprochen hatte, und verlangt nur eine kleine 1 
Entschädigung von dem ursprünglichen Eigentümer für den 
Dienst. Auch Englands Standpunkt ist insofern nicht der 
richtige, als es auch in dem Fall das frühere Eigentum 
wieder aufleben lässt, nachdem doch schon das Prisengericht 
dem ersten Nehmer das beschlagnahmte Schiff zu Eigen- 
tum zuerkannt hatte; in diesem Fall lebt das frühere Eigen- 
tum nicht wieder auf, nein, der Wiedernehmer wird Eigen- 
tümer, er ist nicht verpflichtet dem ursprünglichen Eigen- 
tümer das Schiff wieder herauszugeben. Nur wenn das 
beschlagnahmte Schiff befreit wird, bevor ein Prisengericht ' 
dasselbe dem ersten Nehmer zugesprochen hat, muss es' 
unter allen Umständen seinem Eigentümer zurückgegeben 
werden. Denn da der erste Nehmer noch kein Eigentum ' 
durch die blosse Konfiskation an dem Handelsschiffe er- 
wirbt, sondern nur den Besitz hat, kann der zweite Nehmer 
auch nur den Besitz erlangen, wenn er das Schiff auf der 
Fahrt zu einem Prisengericht befi'eit; das Eigentumsver- 
hältnis verändert sich deshalb auch nicht im geringsten. 
Und da ferner der erste Nehmer den Besitz mit Gewalt 
erlangt hat, der Besitz also fehlerhaft ist, kann auch der 
zweite Nehmer nur einen fehlerhaften Besitz erwerben, zu- 
mal ja auch er nur durch Anwendung von Gewalt wieder 
in den Besitz des beschlagnahmten Schiffes kommt Daraus 
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folgt: weil nun auch der Wiedernehmcr dem Eigentümer 
gegenüber fehlerhaft besitzt, kann der Eigentümer das be- 
freite Schiff samt der Ladung von dem Wiedernehmer heraus- 
verlangen. Dieselbe Stellung nimmt auch das Institut für 
Völkerrecht ein in seinem Prisenreglement Art. 119 — 122. 
Vergleiche auch Hautefeuille, Des droits et de devoirs 
... III, 385 ff.\ Bluntschli, Völkerrecht. §§ 859—862; 
Gessner, Le droit des neutr. ..... p. 344 ff.; ferner 

Wheaton, Elements II, p. 33 ff. 



§ 13. 

Verfahren uor dem Prisengerichte. 

Das Prisengericht oder Admiralitätsgericht hat zu ent- 
scheiden, ob im gegebenen Falle wirklich Kontrebande vor- 
liegt, ob also die Rechtmässigkeit der Prise gegeben ist. 
Zuständig sind nur die Prisen gerichte, die von dem krieg- 
führenden Staat eigens dazu bestellt worden sind, nur aus- 
nahmsweise können auch die Gerichte der Neutralen zu- 
ständig sein, nämlich in dem Falle, wenn die Beschlagnahme 
des Handelsschiffes auf neutralen Seegebiet erfolgte. 

Die Organisation der Prisen gerichte bestimmt sich 
nach den betreffenden Landesgesetzen. ') Manche Staaten 
besetzen den Prisen gerichtshof nur mit richterlichen Beam- 
ten, so England und die Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika, andre Länder haben für ihre Prisengerichte nur 
Verwaltungsbeamte bestellt, wie Spanien und Frankreich, 

1) Vergleiche deutsches Reich^eseli, betreffeod die Prisengerichtsbarkeit 
Tom 3. Nu I8S4, Aajia die kaiserliche Verordnung vom 15. Februar [S89; 
mssiscbet R^lemeot vom 27. Mftrz 1895; fraiiz59ische3 Bekrec vom 9. Mai 
1S49. Feiner Philiimore, Commentarits ufen international law, III, 
§ 439! Bulmerincq, U droit des prices tnarilimes (Revtte de droit inter. 
national.) p. 630 ff. 
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und wieder andere haben das gemischte System, öo Deutsch- 
land und Russland. 

Das eigentliche Verfahren ist folgendes; Sobald das j 
Kriegsschiff mit dem beschlagnahmten Handelsschiffe in I 
den Hafen des Priesengerichtes gekommen ist, begibt sich 
der Kapitän des Kriegsschiffes zu dem Vorsitzenden des 
Prisengerichts mit den Papieren des beschlagnahmten Schif- 
fes. Daraufhin wird sofort eine gerichtliche Untersuchung 
vorgenommen, welche die Papiere und die konfiszierte Lad- 
ung einer nochmaligen Prüfung unterwirft. Erst nach dem 
Abschluss der Voruntersuchung, welche das eigentliche 
Material liefern soll, wird zur Verhandlung in erster Instanz 
geschritten. Kläger ist hier der Kapitän des beschlagnam- 
ten Schiffes, hat also grösstenteils die Beweislast — bei 
konvoierten Schiffen nimmt seine Stellung ein der von dem 
Kommandanten des Konvoi damit beauftragte Offizier, das 
geleitete, konfiszierte Schiff bei der prisengerichtlichen Ver- 
handlung zu vertreten. Ergibt sich nun aus der Verhand- 
lung, dass die Beschlagnahme zu Recht erfolgt war, dann 
hat das Prisengericht dem Nehmer die beschlagnahmten 
Gegenstände als Eigentum zuzusprechen. Stellt sich aber 
heraus, dass das Schiff gar keine Kontrebande verladen 
hatte, die Konfiskation also zu Unrecht erfolgte, wird das 
Handelsschiff freigesprochen, bekommt seinen durch die 
Beschlagnahme erlittenen Verlust , soweit es möglich ist, 
von dem Nehmerstaat ersetzt. Wenn aber das neutrale 
Handelsschiff trotz seiner rein neutralen Ladung Anlass zu 
Konfiskation gegeben hat, sei es, dass seine Papiere nicht 
in Ordnung waren oder überhaupt keine Papiere an Bord 
hatte, sei es, dass es nicht sofort bei der ersten Aufforder- 
ung, .seine Flagge zu hissen und zu stoppen, diesem Be- 
fehle nachgekommen war, dann wird es zwar freigesprochen, 
bekommt jedoch keinen Ersatz für den entstandenen Schaden 
und muss obendrein noch die Kosten des ganzen Verfahrens 
tragen. 

Di^ilizDdbyGoOgle 
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I Einen Instanzenzug gibt es zur Zeit noch nicht. Ein 

(rericht zweiter Instanz sollte nach dem Beschluss des In-: 
stituts für Völkerrecht in seiner Sitzung zu Brüssel 1887/88 
lon einem internationalen Gerichtshof) gebildet werden; 
aber dieser Beschluss ist von den einzelnen Regierungen 
leider noch nicht verwirklicht worden. Es wäre sehr zu 
wünschen, wenn sich die Seemächte dahin verständigen 
würden, als höchste und letzte Instanz in Prisengerichts- 
sachen einen internationalen Gerichtshof zu schaffen, resp, 
damit das Haager Schiedsgericht zu betrauen, denn dann 
hätte man doch grössere Sicherheit für die Unparteilichkeit 
der Richter. 



§ 14. 

Rechtliche Stellung eines schon einmal durch- 
suchten Schiffes. 

Bei der Beurteilung dieser Frage kommen wir zu 
ganz verschiedenden Ergebnissen je nach der Lage des ein- 
zelnen Falles. Nehmen wir zunächst folgenden Fall an : 
Ein schon einmal durchsuchtes Schiff wird von einem Kriegs- 
schiff derselben Kriegspartei behufs Ausübung des Durch- 
suchungsrecht angehalten ohne Kenntnis von der ersten 
Durchsuchung. Wenn nun der Kapitän des neutralen 
Schiffes die Papiere, welche die erste Durchsuchung be- 
scheinigen, dem an Bord gekommenen Offizier vorzeigt, 
muss sich dann der Offizier damit begnügen und von 
jeder weiteren Prüfung der anderen Papiere absehen oder 
darf er trotz dieser Bescheinigung eine nochmalige Prüf- 
ung der sämtlichen Schiffspapiere und schliesslich gar eine 
wirkliche Durchsuchung der Schiffsräume vornehmen? Ist 

') Vergleiche Hirsch, Kontrebande S. 59. 
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es ganz und gar ausgeschlossen, dass eine Fälschung 
der vorgezeigten Bescheinigung vorliegen kann, dass vor 
allem wegen des kurzen Zeitraums zwischen der ersten 
Durchsuchung und dem jetzigen Akte das neutrale Schiff 
seine Fahrt unterbrochen haben kann, dann muss sich 
nach meiner Ansicht der Offizier mit diesem schrift- 
lichen Nachweise zufrieden geben und unverzüglich das 
Handelsschiff verlassen, damit letzteres, ohne weiter behelligt 
zu werden, seine Reise wieder fortsetzen kann. Wenn aber 
das Handelsschiff auf die erste Mahnung beizudrehen, nicht 
sofort gehalten hat, wenn Zweifel in die Echtheit der vorge- 
zeigten Bescheinigung gesetzt werden, wenn das Handelsschiff 
einen ganz anderen Kurs eingeschlagen hat als in der Be- 
scheinigung angegeben, dann darf der abgesandte Offizier 
sofort zu einer neuen Prüfung der Schiffspapiere schreiten. 
Ergibt sich nun bei der abermaligen Durchsicht, dass bei der ■ 
ersten Prüfung vorhanden gewesene Papiere nicht mehr da 
sind, dass das Handelsschiff inzwischen einen anderen Hafen 
angelaufen hat, dass es andre Waren eingeladen hat, dann 
ist der prüfende Offizier berechtigt, sogar eine eigentliche 
Durchsuchung des Schiffes vorzunehmen, selbst wenn es 
bei der ersten Atihaltung und Visitierung nicht zu einer 
Durchsuchung gekommen war. Denn dann besteht doch 
genügend Verdacht, dass das angehaltene Schiff irgendwie 
seine Neutralitätspflichten verletzt haben kann. 

Zweiter Fall. Ein schon einmal durchsuchtes Schiff 
wird von einem der anderen Kriegspartei angehörenden 
Kriegsschiffe angehalten. Hier ist die Frage leichter zu 
entscheiden, weil sich der eine der Kriegführenden nicht 
an das zu halten braucht, was der andere getan hat, mit an- 
deren Worten, in diesem Falle darf auch die andere Kriegs- 
partei das neutrale Schiff einer nochmaligen Prüfung und 
Durchsuchung unterwerfen, er ist nicht an die Bescheinig- 
ung seines Gegners gebunden, das Schiff habe keine Kriegs- 
kontrebande an Bord. 

DiqilizDdbyGoOgle 
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nissbrauch des Purchsudiungsrechtes. 

Das Durchssuchungsrecht ist lediglich bedingt durch 
die Notwendigkeit des Krieges, kann daher nur während 
der Dauer des Krieges und nur von den staatlich dazu be- 
stellten Organen der Kriegsparteien au^eübt werden. Es 
ist und bleibt ein Eingriff in die Rechte der Neutralen, ein 
Eingriff, der sich nur aus der Notwendigkeit des Krieges 
selbst entschuldigen lässt, aber auch gerade deswegen seinen 
guten Grund und seine unleugbare Berechtigung, hat. Aus 
dieser Tatsache, dass der Kriegführende bei der Aus- 
übung des Durchsuchungsrechtes in fremde Interessen, in 
fremde Rechte übergreift, ergibt sich für ihn die Notwendig- 
keit, diesen Übergriff möglichst schonend, möglichst rück- 
sichtsvoll vorzunehmen und strenge nach den Vorschriften, 
welche für dieses Verfahren aufgestellt sind, vorzugehen. 
Gerade bei Ausübung dieses Rechtes können ja Ober- 
schreitungen leicht vorkommen , da sich hier entgegenge- 
setzte Elemente gegenüberstehen. Auf der einen Seite 
haben wir einen Offizier,^) der gar leicht in seinem allzu- 
grossen Pflichtgefühl zu ungestüm und zu herrisch vorgehen 
kann, auf der anderen Seite einen Kapitän, der im Ver- 
trauen auf sein gutes Recht und als Herr seines Schiffes 

1) Grund, DorchKachungsrecht, . S. 46: 'Das Schiff ist die Heimat 
des Seelabrers. Itmerhalb decsclben muss er sich so frei und imeiogeschräDkC 
fühlen, wie in seinem eigenen Huuse. Dieses wideis [reitet den amerikanischen 
wie den engliächen Begriffen von Freiheit und aus denselben Gründen kann 
die amerikanische Regieiung auch nicht zugeben, dass das Haus des Seefahrers, 
sein gutes Schiff den willkarlicben Besuchen englischer, oder was immer für 
Polizeib'eamter offen itehe, dass diese Herren iu Uniform mit Fortepen die 
armen wehrli>3eii Matrosen eines Kauffahrers die Revue passieren lassen, bei 
der Untersuchung das Oberste lu unterst kehren, das Schiff unnötig anchatten 
oder wohl gar aus uniureichenden Gründen in einen entlegenen Hafen führen 
könnten, ohne dass den so Misshandelnden Genugtuung würde.« 
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nur ungern den Befehlen eines vielleicht jüngeren Offiziers 
gehorchen wird. Wenn daher nicht mit der grössten Be- . 
sonnenheit und Ruhe vorgegangen wird, muss es ja zu I 
Überschreitungen und Rechtsverletzungen kommen. Aus 1 
diesem Grunde empfiehlt es sich, zur Vornahme der Prüf- 
ung der SchifFspapiere und der Durchsuchung der Schiffe- i 
räume nur ältere, erfahrene Offiziere zn verwenden, da man 
einem solchen doch eher und lieber Gehorsam leistet, als 
einem jungen, unerfahrenen Manne, »einem jungen, unbär- \ 
tigen Schiffsleutnant aus irgend tiner guten Familie,« wie i 
■Grund in seinem Durchsuchungsrecht S. 65 sagt. 

Aus dem Umstände, dass nur ein Staat das Durch- 1 
suchungsrecht ausüben kann, ergibt sich, dass dieser Staat | 
auch die Haftung für die Überschreitungen seiner Organe, 
die mit der Ausübung dieser Befugnis betraut sind, über- 
nehmen muss. Eine solche Überschreitung ist gegeben, 
wenn bei der Durchsuchung des neutralen Schiffes gewalt- 
tätig und ungebührlich hart verfahren wurde, ohne dass 
das Handelsschiff zu solchem Vorgehen Veranlassung ge- , 
geben hat'). Selbst wenn im gegebenen Falle das neu- 
trale Schiff keinen Schaden erlitten hätte, so kann es 
trotzdem bei der Regierung des Kriegsschiffes Beschwerde 
erheben ; denn Gewalttätigkeiten braucht sich niemand ge- 
fallen zu lassen, auch nicht der Kapitän eines friedlichen Han- 
delsschiffes von einem Offizier eines kriegführenden Staates. 

Im folgenden wollen wir einige Fälle besprechen, in 
denen sich ein Missbrauch des Durchsuchungsrechts er- 
geben kann. < 

Eine Verletzung der Rechte der Neutralen wäre ein-j 
mal dann gegeben, wenn der Kriegführende die staatlichen! . 
Schifie einer neutralen Macht dem Durchsuchungsrecht 
unterwerfen und ebenso wenn er in den Gewässern der NeuJ 
tralen dieses Recht ausüben wollte. 

1) Biuatschli, Vötterrecht S. 460. 
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Ein weiterer Missbrauch der dem Kriegführenden ein- 
geräumten Rechte liegt vor, wenn der prüfende Offizier 
eine Untersnchung der Ladung vornimmt, obwohl sich we- 
der aus den Papieren noch aus den sonstigen Umständen 
ein Verdacht ergibt, dass das Schiff Kontrebande verladen 
habe. Vergleiche hiezu Bonfilz, Völkerrecht, S. 321. 

Ebenso liegt ein Missbrauch des Durchsuchungsrechts 
vor, wenn der prüfende Offfzier die Waren beschädigt^) oder 
Schiffspapierc mitnimmt. Manche Staaten lassen in diesem 
Falle den Kapitän des Kriegsschiffes für jeden Schaden 
haften, den fine ungerechtfertigte Djirchsuchung zur Folge 
haben kann. Vergl. Art. 5 des Vertrages zwischen Eng- 
land und Russland vom 17. Juni [801 (Martens, Recueil 
VII, S. 260); Art. 24 des Vertrages zwischen Deutschland 
und Costa-Rica von 1875; ferner Bulmerincq, Völker- 
recht, S. 374; Calvo, Dict. Man., p. 446: -»U Etat dont les 
navires sont chargis de procsider ä la visite est responsable 
envers l' £tai neutre des actes de violence commispendant 
la visite ou les recherches. Vergl. auch Wh ea ton, £'/^Wif«^j 
■ ■ ■ § 536. 

Glaubt nun der Kapitän des neutralen Schiffes, dass 
der Kriegführende in irgend einer Weise sein Recht miss- 
braucht hat, so kann er sich sofort nach Beendiguug der 
Durchsuchung bei einem Prisengerichte des kriegführenden 
Staates beschweren. Ein solches Beschwerderecht räumt 
England ausdrücklich den Neutralen ein, ja es geht noch 
weiter, es macht seinen Offizieren sogar zur Pflicht, den 
Kapitän des neutralen Schiffes auf dieses Recht aufmerk- 
sam zu machen. So sagt Art. 210 des Naval pHze law: 
nBe/ore quitting the Vessel, tke Visiting Offieer sckould 
ask the Master wketker he kos any complaint te make 0/ 

') Bowles, S. 45: «Äi may not break bulk. nor iouck er tmbtizlt 
an articU en hoard tke vessil undtr fain of ferfeiliKg ktt tehoU share J« 
ihe pria, togeihtr -milh trfile tke vabu af tke articUt emiezsltd.t 
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the manner in which tke Visit hos heen conducied or an 
any other ground.t 

Freilich wird diese Beschwerde vielfach keinen prak- 
tischen Erfolg haben, denn trotz des besten Willens der 
Regierung kann man oft den entstandenen Übelständen 
nicht mehr abhelfen. Vergleiche Gessner, Droit des 
neutres, p. jiS, 

§ 16. 

Das amtliche Beglaubigungszeugnis. 

In der Einleitung habe ich davon gesprochen, dass 
auf der Berliner Konferenz 1906 der Vorschlag gemacht 
wurde: bei Ausbruch eines Krieges solle jedes neutrale 
Handelsschiff mit einem amtlichen Beglaubigungszeugnis 
versehen werden, welches die Nationalität eines Schiffes an- 
gebe ; mit diesem Schriftstück müsse sich der Kriegführende 
begnügen, er dürfe weder eine Prüfung der SchifFspapiere 
vornehmen, noch viel weniger das neutrale Schiff einer 
Durchsuchung unterwerfen. Im folgenden wollen wir nun 
auf diesen Punkt näher eingehen. 

Ein wesentliches Merkmal einer öffentlichen Urkunde 
ist ihre Beweiskraft, das heisst, sie beweiset voll und ganz, 
dass die in ihr beurkundeten Vorgänge auch wirklich der 
Wahrheit entsprechen. Allein dieser Beweis ist nicht un- 
widerleglich. In noch viel stärkerem Masse trifft letzteres 
zu bei den durch die Urkunde bezeugten Tatsachen. Das 
erklärt sich daraus, dass der beurkundende Beamte sich 
selbst in seiner Wahrnehmung getäuscht haben kann oder 
dass er von einem Dritten getauscht worden ist. 

Zu diesen öffentlichen Urkunden müsste auch das amt- 
liche Beglaubigungszeugnis- gehören, welches über die Na- 
tionalität eines Schiffes ausgestellt werden sollte. Dass schon 
Über diesen Punkt die Urkunde irgend welche Unrichtig- 
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keiten enthalten kann, ist nicht leicht denkbar. Indes mit 
dem blossen Nationalitätsnachweis wäre dem Kriegführen- 
den nur gedient, wenn einzig und allein das Konfiskations- 
recht feindlicher Schiffe durch den Kriegfuhrenden inbe- 
tracht käme. Denn sobald die Nationalität eines Schiffes 
festgestellst wäre, hätte ja der Kriegführende weiter kein 
Interesse und auch kein Recht, die Papiere des angehaltenen 
Schiffes zu prüfen; das neutrale Handelsschiff könnte unbe- 
helligt seine Reise fortsetzen, das feindliche Schiff würde 
konfisziert werden. Darum könnte man ja auch ganz gut 
auf die Ausübung des Durchsuchungsrechts verzichten, so- 
bald man das feindliche Privateigentum zur See für unver- 
letzlich erklärt hat. Aber das Durchsuchungsrecht hat doch 
nicht nur den Zweck, die Nationalität eines Schiffes festzu- 
stellen, sondern auch vor allem den Charakter seiner Ladung. 
Dass man die Beschaffenheit der Waren nicht aus dem 
blossen NationaÜtätsnachweis ersehen kann, liegt auf der 
Hand, dass man daraus auch nicht den Bestimmungsort er- 
kennen kann, ist ebenfalls klar. Wenn also dieses amtliche 
Schriftstück für den Kriegführenden irgendwelchen Wert 
haben soll, muss es neben dem NationaÜtätsnachweis vor 
allem noch über die an Bord sich befindenden Personen 
und Waren genauen und vollkommenen Aufschluss geben. 
Das kann geschehen einmal dadurch, dass in der öffent- 
Uchen Urkunde ein Vermerk über die Richtigkeit und Voll- 
ständigkeit der diesbezüglichen Schiffspapiere aufgenommen 
wird, sodann dadurch, dass die Urkunde selbst über die Per- 
sonen und Waren die nötigen Angaben enthält. Um all das 
feststellen zu können, muss der Beamte das Schiff vor seiner 
Abfahrt aus dem Hafen einer genauen Prüfung unterwerfen. 
Wenn das neutrale Handelsschiff mit einem solchen 
amtlichen Beglaubigungszeugnis ausgestattet ist, müsste es 
eigentlich dieselbe Stellung einnehmen wie ein staatliches 
Postschiff, das amtiiche Schriftstück müsste der Erklärung 
■des Kommandanten des staatlichen Postschiffes gleichstehen. 
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Daraus folgt : jedes derartig ausgesuttele neutrale Handels- 
schiff dürfte ebensowenig der Ausübung des Durchsuch- 
ungsrechts utiterworfen werden wie jedes andere Staatsschiff. 
Denn der Beamte, der die Urkunde ausgestellt hat, ist 
nicht weniger staatliches Organ wie der Kommandant eines 
staatlichen Postschiffes. Darum müsste der Kriegführende 
die in der Urkunde niedergelegte Erklärung ebensogut 
respektieren, wie diejenige des Schiffskommandanten eines 
Staatsschiffes. 

Indess der Charakter eines staatlichen Postschiffes und 
derjenige eines Handelsschiffes ist doch zu verschieden, als ; 
dass man beide auf ein und dieselbe Stufe stellen könnte. 
Ein Postschiff ist Eigentum des Staates, ein Handelsschiff 
gehört Privaten; ein Postschiff steht unter Aufsicht von 
Organen des Staates, ein Handelsschiff wird von Privatan- 
gestellten geführt; ein Postschiff hat lediglich den Zweck, 
den Postverkehr zu vermitteln, ein Handelsschiff dient fasst 
ausschliesslich dem Warentransport; ein Postschiff wird nie- 
mals Kriegskontrebande transportieren, bei einem Handels- 
schiff ist das nicht ausgeschlossen ; bei einem Postscliiff gibt 
ein Vertreter der Regierung dem Kriegführenden sein 
Ehrenwort, bei einem Handelsschiff liegt nur eine amtliche 
Beglaubigung vor; bei einem Postschiff ist die Bestechung 
des Kommandanten, Kriegskontrebande auf sein Schiff zu 
verladen, so gut wie ausgeschlossen, bei einem Handelsschiff 
muss der Kriegführende damit rechnen, dass der Beamte 
bei der Besichtigung des Schiffes und seiner Ladung selbst 
getäuscht worden ist oder dass er die Besichtigung nicht 
sorgsam genug vorgenommen hat. 

Dazu kommt folgendes: Über den Begriff der Kriegs- 
kontrebande herrscht bis auf den heutigen Tag die grösste 
Meinungsverschiedenheit. Bei Ausbruch eines Krieges wol- 
len die Kriegführenden manche Waren als Kontrebande 
betrachtet wissen, während die NeuO-alen die betreffen- 
den Waren nicht als Kontrebande gelten zu lassen gewillt 

i 
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sind. Wenn nun der Beamte das Beglaubigungszeugniä 
ausstellt, dürfte er die Waren, die seine Jiegierung; nicht 
:Js Kontrebande betrachtet, auch nicht als solche in die 
Urkunde eintragen. Die Folge davon wäre: das Beglaubig- 
ungszeugnis sicherte dem Kriegführenden die vollkommene 
Xeutralitat des angehaltenen Schiffes zu, während das Schiff 
in Wirklichkeit doch verbotene Waren an Bord hätte. 
Müsste sich der Kriegführende mit diesem Beglaubigung*. 
Zeugnis zufrieden geben, dann wäre er der Betrogene. 

Übrigens ist denn die im Inland ausgestellte Öffentliche 
Urkunde für den fremden Kriegführenden verbindlich, ist 
der kriegführende Souverän verpflichtet, dem vorgezeigten 
beschriebenen, mit einem .Siegel einer fi-emden Regierung 
versehenen Papiere unbedingt Glauben zu schenken ? Aus 
der gegenseitigen Achtung, die sich die Stallten einander 
schuldig sind, ergäbe sich allerdings für die Krie^partei die 
Verpflichtung, die in dem Schriftstück niedergelegte Er- 
klärung des neutralen Staates als wahr anzuerkennen. 
Allein in punkto Kriegskon treban de handelt es sich um 
zu wichtige Interessen, als dass der Kriegführende einem 
solchen amtlichen Schriftstück blindlings Glauben schenken 
dürfte ; auf keinen Fall kann ihm diese Urkunde dieselbe 
G-arantie für die Neutralität des Schiffes und der Ladung 
leisten, als wenn er selbst sich von dem Charakter der 
Ladung überzeugt. 

Nach dem Gesagten kann man von dem Kriegführen- 
den nicht verlangen, dass er auf die Ausübung des Durch- 
suchungsrechts aus dem Grunde verzichte, weil das neu- 
trale Handelsschiff mit solch einem amtlichen Beglaubigungs- 
zeugnis versehen ist. 
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Schluss. 

An eine Beseitigung des Durchsuchungsrechts kann 
nicht gedacht werden, solange Privateigentum weggenom- 
men werden darf. Selbst wenn man es endlich einmal er- 
reichen würde, dem feindlichen Privateigentum im Seekrjeg- 
dieselbe Un verletzlich keit wie im Landkrieg zu sichern, bliebe 
uns immer noch die Frage der Kriegskontrebande übrig. Und 
gerade über diesen letzten Punkt kommen wir nicht hinweg. 
Denn der Kriegführende wird und kann niemals dulden, dass 
die nicht am Kriege beteiligten Völker seinen Gegner 
irgendwie unterstützen. Wie soll aber der Kriegführende 
diese Unterstützung verhindern, wenn man ihm nicht die 
Möglichkeit gibt, von dem wahren Bestimmungsort des 
Schiffes und der Ladung Kenntnis zu nehmen ? Das einzige 
Mittel hiezu ist das Durchauchungsrecht. 
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